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Öffentlich geförderte Beschäftigung ist ein klas-
sisches Instrument der aktiven Arbeitsmarkt-
politik. Darunter werden sowohl beschäftigungs-
begleitende Maßnahmen wie z. B. Lohnkosten-
zuschüsse als auch beschäftigungsschaffende 
Maßnahmen wie z. B. Ein-Euro-Jobs (Arbeitsge-
legenheiten mit Mehraufwandsentschädigung) 
zusammengefasst. Die Maßnahmen sollen dazu 
beitragen, (Langzeit-)Arbeitslosen mit Vermitt-
lungshemmnissen Zugang zu einer Beschäftigung 
zu ermöglichen.

Diese Maßnahmen fanden allerdings nicht 
nur Unterstützung, sondern trafen auch auf Vor-
behalte: So wird z. B. gegenüber Lohnkostenzu-
schüssen für Unternehmen eingewandt, dass sie 
zu Mitnahme- und Substitutionseffekten führen 
können. Reguläre Beschäftigung werde verdrängt 
und die Betriebe erhielten einen Kosten- und 
Wettbewerbsvorteil gegenüber ihren Konkurren-
ten. Vor allem öffentlich geförderte Beschäftigung 
stieß auf Widerstände und Bedenken. Die über-
wiegend von Trägern organisierten und durchge-
führten Maßnahmen standen  im Verdacht, hohe 
Kosten zu verursachen und nur wenig zu einer 
Integration von (Langzeit-)Arbeitslosen beizutra-
gen. Diese Einschätzung beruhte u. a. auf  gerin-
gen Übergangs- und Integrationsquoten und dem 
Verbleib vieler Maßnah meteilnehmer und -teil-
nehmerinnen im Hilfebezug. Obwohl Maßnah-
men und Konzepte in Abhängigkeit von der Ar-
beitsmarktsituation und den vorherrschenden 
politischen und gesellschaftlichen Leitbildern  im 
Laufe der Jahre vielen Ver änderungen unterlagen, 
blieb die Kritik daran lange Zeit unverändert.

Seit einiger Zeit ist ein Umdenken feststell-
bar: Es besteht weitgehend Konsens, dass es Men-
schen gibt, die ohne eine solche Förderung – 
selbst bei steigender Nachfrage nach Arbeitskräf-
ten – absehbar keine Chancen auf reguläre Be-
schäftigung in einem Unternehmen haben und 
damit auch von gesellschaftlichen Teilhabemög-
lichkeiten ausgeschlossen sind. Allerdings gehen 
die Auffassungen und Vorstellungen zum Um-
fang, den Zielsetzungen und zur konkreten Aus-
gestaltung der Maßnahmen weit auseinander: 
So ist z. B. die Frage, wer Zugang zu solchen Maß-
nahmen erhält, strittig. Je nach Abgrenzung und 
Defi nition der Kriterien variiert die Zahl der 
 potenziellen Teilnehmer und Teilnehmerinnen 
erheblich. Auch die Frage, ob öffentlich geförder-
te Beschäftigung bei krisenbedingter hoher Ar-
beitslosigkeit und in strukturschwachen Regio-
nen mit fehlendem Arbeitsangebot auch einen 
sinnvollen strukturpolitischen Beitrag zum Aus-
gleich am Arbeitsmarkt, zur Verbesserung der 
Beschäftigungssi tuation und zur Förderung der 
Infrastruktur leisten kann und sollte, ist nicht 
entschieden. Nicht zuletzt gehen die Meinungen 
darüber auseinander, ob Maßnahmen dauerhaft 
oder nur zeitlich begrenzt durchgeführt werden 
sollen und unter welche Konditionen (insbeson-
dere hinsichtlich der Entlohnung und der Ar-
beitszeit) sie durchgeführt werden. Darüber 
hinaus besteht erhebliche Unsicherheit über die 
Zukunft öffentlich geförderter Beschäftigung. 
Die vom Bundesministe rium für Arbeit und Sozi-
ales geplante Reform der arbeitsmarktpolitischen 
Instrumente sieht hier erhebliche Einschnitte  
vor.1 

Vorbemerkung

1 Vgl. Bruno Kaltenborn (2011): Arbeitsmarktpolitik: Instrumentenreform 2012. WISO direkt. 
 http://library.fes.de/pdf-fi les/wiso/08403.pdf
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Angesichts der Vielfalt der Positionen und 
der Unübersichtlichkeit existierender Konzepte 
hat die Friedrich-Ebert-Stiftung zwei Expertisen 
zu öffentlich geförderter Beschäftigung in Auftrag 
gegeben. Sie sollen einen Überblick über vorhan-
dene Ansätze und Maßnahmen geben und Vor-
schläge für die Weiterentwicklung unterbreiten. 
Damit knüpfen wir an Veranstaltungen und Stu-
dien aus vorangegangenen Jahren an.2 Zielset-
zung war und ist es, den Dialog unter Fachleuten 
aus Politik, Wissenschaft, Verbänden und der 
Praxis zu vertiefen und so auch zur Weiterent-
wicklung des Instruments beizutragen. Wir sind 
überzeugt, dass der Sozialstaat Entwicklungs- und 
Beteiligungsmöglichkeiten für Menschen bieten 
muss, die – aus unterschiedlichen Gründen – 
vorübergehend oder dauerhaft keinen Zugang 
zum Arbeitsmarkt fi nden. Es erscheint weder tri-
vial noch naiv anzunehmen, dass es bei verstärk-
tem Einsatz an fi nanziellen Mitteln, Zeit und En-
gagement der Beteiligten gelingen kann, auch 
Menschen mit multiplen Vermittlungshemmnis-
sen wieder  an eine Beschäftigung heranzuführen 
und ihnen damit Chancen für ein selbstbestimm-
teres Leben zu bieten. Ob es gelingt, sie in regu-
läre Beschäftigung zu vermitteln und wie hoch 
der dafür erforderliche Mittel- und Zeitaufwand 
ist, hängt von vielen Faktoren ab.  Möglicherwei-
se könnten die Lage auf dem Arbeitsmarkt und 
der zukünftig erwartete Bedarf an Arbeitskräften 

und Fachpersonal auch in der Wirtschaft die Be-
reitschaft erhöhen, sich mit diesen Fragen zu be-
schäftigen, und insgesamt ein günstigeres Umfeld 
für die Eingliederungschancen von (Langzeit-)Ar-
beitslosen schaffen.

Die Expertisen setzen unterschiedliche Schwer-
punkte: Die hier vorliegende Studie von Alexan-
der Matysik, Peer Rosenthal und Jörg Sommer 
„Öffentlich geförderte sozialversicherungspfl ich-
tige Beschäftigung in Deutschland – Aktuelle Ins-
trumente, Programme und Konzepte“ legt das 
Hauptaugenmerk auf die Analyse, Darstellung 
und Einordnung unterschiedlicher Ansätze und 
Konzepte. Die in Kürze erscheinende Studie von 
Susanne Koch und Peter Kupka „Öffentlich ge-
förderte Beschäftigung – Integration und Teilha-
be für Langzeitarbeitslose“ setzt sich differenziert 
mit den Wirkungen der Maßnahmen auseinan-
der und stellt ein abgestuftes Konzept öffentlich 
geförderter Beschäftigung vor.

Wir bedanken uns bei der Autorin und den 
Autoren für ihr Engagement und für die Erarbei-
tung der Expertisen und hoffen, dass die Studien 
die Diskussion zum Thema versachlichen und in 
der Debatte neue Akzente setzen.

Ruth Brandherm
Leiterin des Gesprächskreises 
Arbeit und Qualifi zierung

2 Vgl. Esther Schröder (2009): Ein-Euro-Jobs zwischen Anspruch und Realität aus Sicht der Maßnahmeteilnehmer und -teilnehmerinnen – 
Arbeitsgelegenheiten und die Umsetzung der Arbeitsmarktreformen. WISO Diskurs.

 http://library.fes.de/pdf-fi les/wiso/06794.pdf
 Vgl. Susanne Koch/Peter Kupka (2007): Geförderte Beschäftigung für leistungsgeminderte Langzeitarbeitslose? WISO Diskurs.
 http://library.fes.de/pdf-fi les/fo-wirtschaft/04389.pdf
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In Deutschland ist mit den Gesetzen für moderne 
Dienstleistungen am Arbeitsmarkt (Hartz I bis IV) 
die Zusammenlegung der Arbeitslosen- und So-
zialhilfe zur neuen „Grundsicherung für Arbeit-
suchende“ (SGB II) vollzogen worden. Seitdem 
besteht neben der Arbeitslosenversicherung (SGB 
III) ein institutionell, organisatorisch und fi nan-
ziell eigenständiger Rechtskreis, für den teilweise 
spezifi sche Instrumente der Arbeitsförderung zur 
Verfügung stehen. Für die öffentlich geförderte 
Beschäftigung hält das SGB II sowohl Instrumente 
für sozialversicherungspfl ichtige Förderungen als 
auch für Sozialrechtsverhältnisse bereit. In der 
Umsetzung fi ndet analog zur früheren Beschäf-
tigung von Sozialhilfeempfängerinnen und So-
zialhilfeempfängern hauptsächlich die sozial-
rechtliche Förderung durch das Instrument der 
Arbeitsgelegenheiten in der Mehraufwandsva-
riante (sog. „Ein-Euro-Jobs“) Berücksichtigung. 
Im Zuge einer anhaltenden kritischen Refl exion 
dieses Instruments und einer Diskussion um 
adäquate Inte grationsstrategien insbesondere für 
als arbeitsmarktfern eingestufte Leistungsbezie-
herinnen und Leistungsbezieher wurden in den 
letzten  Jahren aber verstärkt längerfristige sozial-
versi cherungspfl ichtige Förderungen themati-
siert und unterschiedliche Konzepte vorgelegt 
und Modellprojekte initiiert. Wenngleich in der 
ak tuellen wissenschaftlichen wie auch politi-
schen Debatte darauf Bezug genommen wird, liegt 
eine systematische Darstellung der einzelnen Kon-
zepte bis dato nicht vor. Doch genau diese ver-

gleichende und zielgerichtete Betrachtung scheint 
angesichts der von der Bundesregierung für das 
laufende Jahr angekündigten Instrumentenre form 
mehr als geboten.

Vor diesem Hintergrund werden in der vor-
liegenden Expertise einerseits der einschlägige For-
schungsstand resümiert sowie andererseits unter-
schiedliche Programme und Konzepte für öffent-
lich geförderte sozialversicherungspfl ichtige Be-
schäftigung systematisch aufbereitet und zur 
Diskussion gestellt mit dem Ziel, alternative ar-
beitsmarktpolitische Perspektiven zu entwickeln. 
Es kann konstatiert werden, dass die untersuch-
ten Konzepte mehr Gemeinsamkeiten als Unter-
schiede aufweisen. Die identifi zierten Divergenzen 
entfalten sich primär an der Frage, wie umfang-
reich ein „sozialer Arbeitsmarkt“ sein könnte und 
für welche Personengruppen er theoretisch offen 
steht, welche Instrumente dafür eingesetzt wer-
den, wie die zu schaffenden Arbeits-/Beschäf-
tigungsverhältnisse fi nanziert und wie die Be-
schäftigungsbedingungen der Geförderten ge-
staltet werden sollten. Es lässt sich aber auch die 
deut liche Erfordernis und auch die Bereitschaft 
erkennen, alternative Beschäftigungsformen für 
langzeitarbeitslose Menschen in Deutschland 
schaffen zu wollen, denen die Perspektive auf 
eine Integration in den ersten Arbeitsmarkt ver-
baut ist. Aufgabe der Politik sollte es sein, dauer-
haft verlässliche Rahmenbedingungen für öffent-
lich geförderte Beschäftigung zu schaffen.

Zusammenfassung
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Der Wandel von der aktiven zur aktivierenden 
Arbeitsmarktpolitik wurde in Deutschland spä-
testens seit Mitte der 1990er Jahre konzeptionell 
vorbereitet und im Jahr 2002 mit dem „Gesetz 
zur Reform der arbeitsmarktpolitischen Instru-
mente“ (Job-AQTIV-Gesetz) rechtlich eingeleitet. 
Das Herzstück des Wandels von der „aktiven“ zur 
„aktivierenden“ Arbeitsmarktpolitik in Deutsch-
land bilden jedoch zweifelsohne die Gesetze für 
„Moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt“ 
und insbesondere das im Januar 2005 in Kraft 
getretene Sozialgesetzbuch Zweites Buch (SGB II) 
über die „Grundsicherung für Arbeitsuchende“ 
(„Hartz IV“). Die Einführung des SGB II wird in 
der Literatur als paradigmatischer Wandel inter-
pretiert, da nicht nur einzelne Instrumente modi-
fi ziert, neue Instrumente eingeführt, sondern die 
gesamten Grundannahmen und Zielvorstellun-
gen von Arbeitsmarktpolitik verändert wurden 
(Oschmiansky et al. 2007).

Diese modifi zierten Grundannahmen und 
Zielvorstellungen kommen unter anderem darin 
zum Ausdruck, dass die mit dem Arbeitsförde-
rungsgesetz von 1969 institutionalisierte aktive 
Arbeitsmarktpolitik zu einem Ausgleich von An-
gebot und Nachfrage auf dem Arbeitsmarkt bei-
tragen sollte, wohingegen die aktivierende Ar-
beitsmarktpolitik eine Verhaltensänderung der 
Arbeitslosen und Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer erreichen will und letztlich nach 
dem Zustandekommen von Arbeitsverhältnissen 
fragt, die ohne aktivierende Maßnahmen nicht 
zustande gekommen wären. Während die aktive 
Strategie also davon ausgeht, dass es an Arbeits-
möglichkeiten fehlt und Ersatzmaßnahmen 
schaffen will, ist der Ausgangspunkt der aktivie-
renden Politikansätze die mikroökonomische 
Feststellung, dass es zu jedem Zeitpunkt Arbeits-
platzangebote gibt (Knuth et al. 2006). Daraus 
ergibt sich die Forderung nach einer aktiveren 

Mitgestaltung an die Arbeitssuchenden (Eigenver-
antwortung), es erfolgt eine veränderte Logik 
der Bereitstellung arbeitsmarktbezogener Dienst-
leistungen (Bartelheimer/Wagner 2005) und eine 
entsprechende Überarbeitung der Instrumente 
der Arbeitsmarktförderung. So ist die neue Grund-
sicherung vom Gedanken des „Fördern und 
 Fordern“ durchzogen, was in einem verstärkten 
Druck zur Arbeitsaufnahme oder einer Aktivie-
rungsmaßnahme durch verschärfte Zumutbar-
keitsregelungen und ausgeweiteter Sanktions-
möglichkeiten deutlich wird. In Folge dessen ist 
der Druck auf die Leistungsbezieher massiv aus-
geweitet worden, im Grunde jede Arbeit anneh-
men zu müssen.

Paradigmenwechsel 
der Beschäftigungsförderung

Dieser Paradigmenwandel hat sich auch im Be-
reich der öffentlich geförderten Beschäftigung nie-
dergeschlagen. Vor dem Hintergrund der in der 
Aktivierung angelegten „work-fi rst“-Strategie so-
wie der Konzentration auf die Steuerung des in-
dividuellen Verhaltens haben Marktersatzmaß-
nahmen mit längerer Förderdauer einen deutli-
chen Akzeptanzverlust erlitten. Faktisch fi ndet 
öffentlich geförderte Beschäftigung heute in kür-
zeren Maßnahmen, die überwiegend als Sozial-
rechts- und nicht mehr in Form eines Arbeitsver-
hältnisses organisiert sind, statt. In der Form des 
Sozialrechtsverhältnisses hat öffentlich geförder-
te Beschäftigung sogar eine Renaissance erlebt, da 
der Einsatz dieses eigentlich als „ultima-ratio“ 
konzipierten Instruments den seit 2000 durchge-
führten Abbau von sozialversicherungspfl ichtigen 
Förderungen sogar überkompensiert hat (Wag-
ner 2007). Mit anderen Worten: Falls heute öf-
fentlich geförderte Beschäftigung stattfi ndet, wird 
sie zu einem übergroßen Teil in den Arbeitsgele-

1. Aktivierende Arbeitsmarktpolitik und öffentlich geförderte 

 Beschäftigung
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genheiten der Mehraufwandsvariante (AGH-MAE), 
den sog. „Ein-Euro-Jobs“, organisiert, die aber 
weiterhin das Sozialrechtsverhältnis begründen 
(Koch et al. 2009: 131ff.; Hohmeyer 2009).

Wenngleich in der politischen wie auch wis-
senschaftlichen Debatte unterschiedliche Argu-
mente gegen den Einsatz von öffentlich geförder-
ter Beschäftigung vorgebracht werden (siehe hier-
zu Koch/Kupka 2007: 9f.; Bug 2010: 9f.), wird 
 dennoch seit einigen Jahren intensiv über alter-
native Möglichkeiten und Instrumente zur Be-
schäftigung Langzeitarbeitsloser diskutiert. Ne-
ben der teilweise grundsätzlich kritischen Refl e-
xion von Förderungen im Sozialrechtsverhältnis 
speist sich diese Diskussion aus der Erkenntnis, 
dass das SGB II bis zur Einführung des Beschäfti-
gungszuschusses (BEZ) im Rahmen der JobPers-
pektive keine Verbindung von Instrumenten und 
Finanzierungsmöglichkeiten für mittelfristige öf-
fentlich geförderte sozialversicherungspfl ichtige 
Beschäftigung bereithielt. Inzwischen gehen 
selbst die Befürworterinnen und Befürworter der 
Aktivierungsphilosophie davon aus, dass es auch 
bei guter konjunktureller Lage und einer verbes-
serten Organisation der Arbeitsförderung bei den 
Trägern der Grundsicherung nicht gelingen wird, 
alle Langzeitarbeitslosen in reguläre Beschäfti-
gung zu integrieren. Deshalb wurden in den ver-
gangenen Jahren – auch von Befürworterinnen 
und Befürwortern des Aktivierungsparadigmas – 
teilweise sehr differenzierte Konzepte für öffent-
lich geförderte Beschäftigung vorgelegt, die sich 
in den Zielsetzungen (Beschäftigungsfähigkeit, 
Arbeitsmarktintegration, Marktersatz, Struktur-
wirksamkeit sowie Zielgruppeninklusion) wie 
auch hinsichtlich der konkreten Ausgestaltung 
(relevanter Personenkreis, Zugangsvoraussetzun-
gen, Implementierung und Beschäftigungsfelder 
sowie Finanzierung und zeitliche Dimension) un-
terscheiden, aber auch einige Gemeinsamkeiten 
aufweisen. Auf diese Konzepte wird in der wis-
senschaftlichen und insbesondere der politi-

schen Debatte häufi g Bezug genommen, ohne 
aber einen genaueren Blick auf die konzeptionel-
len Unterschiede und Gemeinsamkeiten gewor-
fen zu haben. Doch genau dieser Blick scheint an-
gesichts der von der Bundesregierung für das lau-
fende Jahr angekündigten Instrumentenreform 
mehr als geboten.

Zielsetzung und Aufbau der vorliegenden 
Expertise

Eine systematische Darstellung bestehender 
Grund instrumente und Programme wie auch wei-
tergehender Konzepte und ihrer spezifi schen 
Handlungsansätze soll dabei helfen, konzeptio-
nelle Unschärfen zu identifi zieren und für die 
weitere wissenschaftliche wie auch politische 
 Debatte fruchtbar zu machen. Die vorliegende 
 Expertise systematisiert damit eine in der Wis-
senschaft wie auch in der Politik geführte Diskus-
sion mit dem Ziel, alternative arbeitsmarktpoli-
tische Perspektiven zu entwickeln.

Angesichts dieser Ausgangslage geht es im 
Folgenden darum, die vorliegenden Erkenntnisse 
zu öffentlich geförderter Beschäftigung kurz zu 
resümieren (Kapitel 2). Hierbei wird zum einen 
der Einsatz öffentlich geförderter Beschäftigung 
in der Vergangenheit sowie die potenziell mit ge-
förderter Beschäftigung zu erreichenden Ziele 
und ihrem Wandel im Zeitverlauf thematisiert. 
Darüber hinaus werden die Wirkungen geförder-
ter Beschäftigung umrissen. Anschließend wer-
den in Kapitel 3 insgesamt zehn unterschiedliche 
Instrumente, Programme und Konzepte für öffent-
lich geförderte sozialversicherungspfl ichtige Be-
schäftigung präsentiert und systematisch aufberei-
tet, von denen die Hälfte bereits umgesetzt wird. 
In einem zusammenfassenden Fazit werden die 
vorgestellten Programme und Konzepte gewür-
digt sowie Anknüpfungspunkte für öffentlich ge-
förderte sozialversicherungspfl ichtige Beschäfti-
gungen zur Diskussion gestellt (Kapitel 4).
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Öffentlich geförderte Beschäftigung ist ein Teilbe-
reich der Arbeitsförderung bzw. aktiven Arbeits-
marktpolitik und zählt zu ihren klassischen Ins-
trumenten. Durch öffentlich geförderte Beschäf-
tigung sollen Arbeitsverhältnisse geschaffen wer-
den, die vom allgemeinen bzw. ersten Arbeitsmarkt 
nicht in ausreichender Zahl zur Verfügung ge-
stellt werden oder aber durch Personen aufgrund 
persönlicher, qualifi katorischer oder gesundheit-
licher Einschränkungen nicht besetzt werden kön-
nen. Dabei handelt es sich um Beschäftigungs-
verhältnisse, die ohne öffentliche Förderung 
nicht zustande gekommen wären, weil die Förde-
rung direkt an die Schaffung des Arbeitsplatzes 
gebunden ist. Öffentlich geförderte Beschäftigung 
ist zumeist zusätzlich und die im Rahmen einer 
Beschäftigung erledigten Aufgaben sollen dem 
Gemeinwohl dienen. Darüber hinaus ist öffent-
lich geförderte Beschäftigung in ihrer Mehrheit 
befristet. Zudem erfolgt die Stellenbesetzung vor-
rangig nach arbeitsmarkt- und sozialpolitischen 
Kriterien und nicht nach einer marktlichen Bes-
tenauslese (Wagner 1995: 209f. / Bug 2010: 5). 
Damit unterscheidet sich öffentlich geförderte 
Beschäftigung sowohl deutlich von anderen For-
men öffentlich fi nanzierter Beschäftigung wie 
dem öffentlichen Dienst, aber auch von anderen 
Instrumenten der Arbeitsförderung wie Lohn- 
bzw. Eingliederungszuschüssen.

Einsatz öffentlich geförderter Beschäftigung

Mit der Institutionalisierung der aktiven Arbeits-
marktpolitik in Deutschland durch das Arbeitsför-
derungsgesetz (AFG) im Jahr 1969 wurden Arbeits-
beschaffungsmaßnahmen (ABM), die lange Jahre 
das wichtigste Instrument öffentlich geförderter 
Beschäftigung darstellten, eingeführt. Öffentlich 
geförderte Beschäftigung wurde zunächst sehr zu-
rückhaltend eingesetzt und blieb bis Mitte der 

1970er Jahre eine Randerscheinung. Dies änderte 
sich im Zuge steigender Arbeitslosigkeit vor allem 
in den 1980er Jahren. In dieser Phase stieg die Zahl 
der Geförderten stetig an. Die Hochphase öffent-
lich geförderter Beschäftigung kann zu Beginn der 
1990er Jahre verortet werden, da ein massiver 
Einsatz von ABM in den ostdeutschen Ländern 
zum Tragen kam. Die hohen Teilnehmerbestände 
des Jahres 1992 mit über 450.000 im Jahres-
durchschnitt wurden nur 1999 überschritten. 
Seitdem hat öffentlich geförderte Beschäftigung 
im Bereich der Arbeitslosenversicherung stark an 
Bedeutung verloren, was am Rückgang bis ein-
schließlich 2004 deutlich wird. Seit 2005 fi ndet 
Arbeitsförderung in zwei Rechtskreisen statt und 
der Teilnehmerbestand hat sich wieder auf über 
350.000 im Jahr 2009 erhöht. Darüber hinaus 
wurde öffentlich geförderte Beschäftigung bis 2005 
auch über das Bundessozialhilfegesetz (BSHG) auf 
kommunaler Ebene organisiert. Wenngleich hier-
für keine verlässlichen Daten über die Teilneh-
merbestände vorliegen, so verweisen hochgerech-
nete Zahlen aber auf ca. 400.000 geförderte 
Sozial hilfeempfängerinnen und Sozialhilfeemp-
fänger Ende der 1990er Jahre (Kaps 2009: 197).

Zielsetzungen öffentlich geförderter 
Beschäftigung

Im Unterschied zu anderen Instrumenten der Ar-
beitsförderung, die vor allem der Funktion der 
Arbeitsmarktintegration verpfl ichtet sind, sind 
die mit öffentlich geförderter Beschäftigung prin-
zipiell möglichen Zielstellungen weitaus hetero-
gener. Ein mit der Evaluation von ABM beauftrag-
tes Forschungskonsortium benennt fünf prinzipiell 
mögliche Zielstellungen öffentlich geförderter 
Beschäftigung: Dies sind neben der Arbeitsmarkt-
integration auch die Zielgruppeninklusion, Be-
schäftigungsfähigkeit, Marktersatz und Struktur-

2. Ziele und Wirkungen öffentlich geförderter Beschäftigung
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wirksamkeit (Compass et al. 2006). Die Zielgrup-
peninklusion ist auf die gesellschaftliche Integra-
tion Langzeitarbeitsloser über geförderte Arbeit 
ausgerichtet, um auf diesem Wege lange Phasen 
der Arbeitslosigkeit durch Beschäftigungsphasen 
zu unterbrechen. Öffentlich geförderte Beschäfti-
gung kann zudem individuelle Beschäftigungsfähig-
keit erhalten oder ausbauen, indem vorhandene 
Fähigkeiten und Fertigkeiten zur Anwendung ge-
bracht bzw. durch die Verbindung von Beschäfti-
gung und Qualifi zierung Beschäftigungsfähigkeit 
ausgebaut wird. Die Marktersatzfunktion fokussiert 
öffentlich geförderte Beschäftigung auf die Initia-
lisierung eines Ersatzarbeitsmarktes für Personen, 
die aufgrund hoher Arbeitsmarktungleichgewich-
te arbeitslos sind – es geht also um die direkte 
Schaffung von befristeten Arbeitsplätzen. Dahin-
gegen ist die Funktion der Strukturwirksamkeit 
dem Grundgedanken verhaftet, dass durch öffent-
lich geförderte Beschäftigung Produkte und Dienst-
leistungen erbracht werden, die ohne geförderte 
Beschäftigung nicht angeboten werden könnten, 
obgleich ein gesellschaftlicher Bedarf bzw. Nut-
zen erkennbar ist (ebd.: 73f.).

Vor diesem Hintergrund wird öffentlich ge-
förderter Beschäftigung ein mindestens „doppel-
ter Betriebszweck“ zugeschrieben, da es nicht nur 
um die konkret ausgeübte Tätigkeit für gesell-
schaftliche Zwecke geht, sondern gleichzeitig auch 
um die Wiedererlangung bzw. den Erhalt beruf-
licher Qualifi kation und Leistungsfähigkeit der 
Geförderten bzw. die Vermeidung sozialer Aus-
grenzungs- und Verarmungsprozesse (Wagner 
1995: 213). Damit kann öffentlich geförderte Be-
schäftigung arbeitsmarkt-, wirtschafts-, struktur- 
und sozialpolitische Ziele verknüpfen. Darüber 
hinaus können Beschäftigungsmaßnahmen 
auch dazu genutzt werden, die Arbeitsbereitschaft 
der Transferleistungsbezieher zu überprüfen, in-
dem sanktionsbewehrt Beschäftigungsmaßnah-
men angeboten werden. Zudem können Instru-
mente öffentlich geförderter Beschäftigung im 
Sinne von workfare-Strategien als Gegenleistung 
für erhaltene Lohnersatzleistungen eingesetzt 
werden (Kupka/Wolff 2009). 

Es ist wichtig zu betonen, dass nicht alle 
prinzipiell möglichen und damit potenziellen 
Zielstellungen öffentlich geförderter Beschäfti-

gung gleichzeitig zu erreichen sind. Einige Ziel-
setzungen scheinen sich sogar auszuschließen 
oder sind „potenziell konfl iktträchtig“ (Compass 
et al. 2006: 74ff.). Ein klassisches Beispiel für ein 
hohes Konfl iktpotenzial wird anhand der Zielstel-
lungen Zielgruppeninklusion und Strukturwirk-
samkeit deutlich, da sich ein Ungleichgewicht 
zwischen Tätigkeitsanforderungen der Stellen und 
den individuellen Voraussetzungen der Arbeits-
losen abzeichnet. Vor diesem Hintergrund lässt 
sich der Erfolg öffentlich geförderter Beschäfti-
gung nur im Kontext der konkreten Maßnahme 
und der mit dieser Maßnahme verbundenen Ziel-
stellung beurteilen – die mit öffentlich geförder-
ter Beschäftigung verfolgten Ziele sollten dabei in 
Abhängigkeit der regionalen Arbeitsmarktlage un-
terschiedliche Schwerpunkte verfolgen (Compass 
et al. 2006; Wagner 2007).

Ziele öffentlich geförderter Beschäftigung 
im Wandel und ihre Instrumente

Die mit öffentlich geförderter Beschäftigung ver-
bundenen Ziele haben sich im Laufe der Zeit ge-
wandelt. Dieser Wandel kann an dieser Stelle nur 
kursorisch nachvollzogen werden. Es wird aber 
deutlich, dass eine grundsätzliche Debatte über die 
Zielsetzungen von öffentlich geförderter Beschäf-
tigung seit Jahren anhält (Baethge-Kinsky et al. 
2008).

Mit der Einführung des Arbeitsförderungsge-
setzes (AFG) im Jahr 1969 waren die Ziele Markt-
ersatz und Zielgruppeninklusion dominant. Der 
Übergang in ein Dauerarbeitsverhältnis wurde 
als Ziel aufrecht erhalten. Dabei legte der Gesetz-
geber fest, dass geförderte Beschäftigung nach-
rangig gegenüber Vermittlungen, Qualifi zierungs-
maßnahmen und anderen Eingliederungshilfen 
einzusetzen ist (Oschmiansky 2010: 2), was durch 
die 4. AFG-Novelle 1977 fokussiert wurde (Sell 
1994: 804).

In den 1980er Jahren wurde öffentlich geför-
derter Beschäftigung angesichts anhaltend hoher 
Marktungleichgewichte eine wichtige Bedeutung 
zugeschrieben, in Folge dessen die Zugänge in ent-
sprechende Maßnahmen bis Ende des Jahrzehnts 
kontinuierlich stiegen, um die gesellschaftlichen 
und individuellen Folgen anhaltend hoher Ar-
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beitslosigkeit abzumildern. An der Zielbestim-
mung hat sich nur partiell etwas geändert, da 
eine zielgruppenorientierte und regional diffe-
renzierte Einsatzstrategie mit Fokussierung auf so-
ziale Dienste verfolgt wurde. Dabei entfi elen weit 
über die Hälfte der geschaffenen ABM-Stellen auf 
die Kommunen und wurden auf diesem Wege 
 Bestandteil eines kommunalen Ansatzes zur Ver-
knüpfung und Koordinierung einer politikfeld- 
über grei fenden Strategie, um insbesondere in 
fi nanzschwa chen lokalen Einheiten den Bedarf an 
(so zial)infrastrukturellen Dienstleistungen abzu-
sichern (Oschmiansky 2010: 3). Parallel dazu ent-
wickelten Kommunen über die beschäftigungs-
politischen Instrumente des Bundessozialhilfe-
gesetzes (BSHG), in dessen Rahmen öffentlich 
geförderte Beschäftigung über Arbeitsgelegen-
heiten in der sozialrechtlichen Mehraufwand-
variante und der sozialversicherungspfl ichtigen 
Entgeltvariante die wichtigste Rolle spielten, 
eigenständige Aktivitäten. Die Zielsetzungen die-
ser Beschäftigungsmaßnahmen waren heterogen 
und reichten über die Zielgruppeninklusion, den 
Erhalt und Ausbau der Beschäftigungsfähigkeit 
sowie die Arbeitsmarktintegration bis hin zu re-
pressiven Ansätzen zur Überprüfung der Arbeits-
bereitschaft und Durchsetzung des Gegenleis-
tungsprinzips (workfare), was sich auch in ent-
spre chenden gesetzlichen Verschärfungen des 
Leistungsrechts und der Zumutbarkeit widerspie-
gelte (Sell 1994: 803). Die kommunalen Aktivitä-
ten wurden dabei oftmals auch fi skalpolitisch 
legi timiert, da fi nanzielle Entlastungseffekte 
durch Übergänge in existenzsichernde Beschäfti-
gung oder durch den Aufbau neuer Ansprüche 
an die Arbeitslosenversicherung im Anschluss an 
sozialversicherungspfl ichtige Förderungen reali-
siert werden konnten (Kaps 2009: 197).

Im Rahmen des Vereinigungsprozesses ab 1990 
wurde öffentlich geförderte Beschäftigung in den 
ostdeutschen Ländern massiv ausgeweitet und zur 
Abfederung des ökonomischen Transformations-
prozesses eingesetzt. Im Mittelpunkt stand nun 
nicht mehr die schnelle Re-Integration in den 

 allgemeinen Arbeitsmarkt oder eine Zielgruppen-
orientierung, vielmehr wurde auf die Markter-
satzfunktion aufgrund hoher Marktungleichge-
wichte sowie auf die Strukturwirksamkeit fokus-
siert und damit das traditionelle Zielspektrum 
öffentlich geförderter Beschäftigung ausgedehnt 
(Wagner 1995: 206f.). Der Instrumentenkasten 
des Arbeitsförderungsgesetzes wurde dement  spre-
chend erweitert, als dass über den § 249h AFG 
ein für die Arbeitsverwaltung kostenneutraler 
Lohnkostenzuschuss durch die Umwidmung pas-
siver Leistungen (Arbeit statt Arbeitslosigkeit fi -
nanzieren) zur Förderung von Beschäftigung in 
den Bereichen Umwelt, soziale Dienste und Ju-
gendhilfe eingeführt wurde (Wagner 1995: 210; 
Sell 1994: 813f.).1 Dagegen wurde in Westdeutsch-
land auf die Zielgruppenfunktion fokussiert 
(Knuth 1996: 14), infrastrukturelle Zielsetzungen 
blieben tendenziell unterentwickelt, was sich 
auch an der quantitativ geringen Nutzung des 
seit 1994 auch auf Westdeutschland übertrage-
nen § 249h AFG zeigt. Die ab Mitte der 1990er 
Jahre zu erkennende Zurückdrängung der infra-
strukturellen Zielsetzung öffentlich geförderter 
Beschäftigung steht dabei in einem direkten Zu-
sammenhang mit dem entstandenen arbeits-
marktpolitischen Spardruck, der im Zusammen-
spiel mit Gesetzesänderungen die Tendenz ver-
schärft hat, die Ziele der Inklusion von Zielgrup-
pen und der Arbeitsmarktintegration zu forcieren 
(Knuth 1996: 14). Im Rahmen des BSHG wurden 
die Leistungen verstärkt an die Arbeitsbereitschaft 
geknüpft, auf diesem Wege wurden die Ziel-
setzungen workfare und Überprüfung der Arbeits-
bereitschaft gestärkt. Dies spiegelt sich auch in 
einer anteilmäßig stärkeren Nutzung des So-
zialrechtsinstruments der Arbeitsgelegenheiten 
Mehraufwand wider.

Seit 1998 wurde auch in Deutschland der 
Wandel von der aktiven zur aktivierenden Arbeits-
marktpolitik eingeleitet. Dies hatte auch Auswir-
kungen auf die Zielstellungen und Ausgestaltung 
öffentlich geförderter Beschäftigung. So wurden 
die Ziele des Marktersatzes und der Struktur-

1 Die Betonung infrastruktureller Zielsetzungen der Beschäftigungsförderung zeigte sich auch im späteren Verlauf durch die Einführung 
von Strukturanpassungsmaßnahmen (SAM) und die Beschäftigung schaffende Infrastrukturförderung (BSI).
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wirksamkeit weiter zurückgedrängt und dagegen 
Zielgruppeninklusion, Arbeitsmarktintegration 
und Beschäftigungsfähigkeit gestärkt (Knuth 2010: 
10). Auch die Überprüfung der Arbeitsbereit-
schaft wurde im Versicherungssystem insbeson-
dere für Arbeitslosenhilfebeziehende forciert. 
Insgesamt haben Instrumente öffentlich geförder-
ter Beschäftigung stark an Bedeutung verloren, 
was sich sowohl am Ausgabenvolumen als auch 
an den Teilnehmerzahlen nachvollziehen lässt 
(Oschmiansky/Ebach 2009: 88f.). Mit dem drit-
ten Gesetz für moderne Dienstleistungen am 
 Arbeitsmarkt gingen SAM in ABM auf und die 
Zielstellungen wurden neu gefasst: 

„Durch die Neuregelung der öffentlich geförder-
ten Beschäftigung wird das Ziel von Beschäftigungen 
in ABM neu defi niert, indem nunmehr angestrebt 
wird, die Beschäftigungsfähigkeit der Arbeitslosen zu 
erhalten oder wieder herzustellen. Auf die Verbesse-
rung der Eingliederungsaussichten in den allgemeinen 
Arbeitsmarkt kommt es nicht mehr an.“ (Deutscher 
Bundestag 2003: 77)

Dies verdeutlicht die Fokussierung auf Ziel-
gruppen und den Erhalt und Ausbau der Beschäf-
tigungsfähigkeit, während das Ziel der Arbeits-
marktintegration in den Hintergrund rückte. 
Gleichzeitig entfi el die Versicherungspfl icht zur 
Arbeitslosenversicherung und die Orientierung 
an tarifl ichen bzw. ortsüblichen Arbeitsentgelten 
wurde geschwächt. Mit der Forcierung der Akti-
vierungsstrategie durch die Abschaffung der Ar-
beitslosenhilfe und die Einführung der Grund-
sicherung für Arbeitsuchende haben zudem die 
Ziele der Überprüfung der Arbeitsbereitschaft 
der Transferleistungsbezieher und die Betonung 
einer Beschäftigungsmaßnahme als Gegenleis-
tung für erhaltene Lohnersatzleistungen (work-
fare) eine deutliche Aufwertung erfahren (Kupka/
Wolff 2009). Hier versinnbildlichen vor allem die 
Arbeitsgelegenheiten in der Mehraufwandvarian-
te die verschärften Reziprozitätsnormen aktivie-
render Arbeitsmarktpolitik (Rosenthal et al. 2011, 
i. E.). Zwar war die seit 2005 im SGB II verankerte 
Aktivierungslogik im BSHG bereits angelegt (Kaps 
2009: 195), wurde nun aber durch die Überfüh-

rung der ehemaligen Arbeitslosenhilfebeziehen-
den aus dem Versicherungsregime in die neue 
Grundsicherung auf einen ungleich größeren Per-
sonenkreis ausgeweitet und institutionell in der 
Arbeitsförderung verankert. Der massive Einsatz 
von AGH-MAE hat dabei den Rückgang von ABM 
und SAM seit 1999 sogar überkompensiert (Wag-
ner 2007: 322). Im Rahmen des BSHG wurde teil-
weise in Erwartung der SGB II-Einführung in vor-
auseilendem Gehorsam von sozialversicherungs-
pfl ichtigen Förderungen auf Förderungen im 
Sozialrechtsverhältnis umgesteuert und das fi nan-
zielle Engagement vielerorts zurückgefahren. Seit 
2005 hat die kommunale Beschäftigungsförde-
rung einen wesentlichen Teil ihrer bisherigen 
Grundlagen verloren und öffentlich geförderte 
Beschäftigung besteht lediglich in den Grund-
sicherungsstellen in alleiniger kommunaler Trä-
gerschaft als eigenständiges kommunales Hand-
lungsfeld fort (Kaps 2009: 198ff.).

Durch die Einführung des Beschäftigungszu-
schusses (BEZ) nach § 16e SGB II im Jahr 2007 
wurde der Versuch unternommen, durch einen 
Lohnkostenzuschuss für einen gesetzlich eng de-
fi nierten potenziellen Teilnehmerkreis längerfris-
tige bzw. sogar erstmals in der Geschichte der öf-
fentlich geförderten Beschäftigung unbefristete 
Arbeitsmöglichkeiten zu schaffen (Kapitel 3.1.2). 
Die Zielgruppeninklusion kommt dabei in einer 
durch die Arbeitsverwaltung zu erstellenden Pro-
gnose zum Tragen, nachdem für die Geförderten 
eine Integration in den allgemeinen Arbeitsmarkt 
innerhalb der nächsten zwei Jahre unwahrschein-
lich erscheint (attestierte Chancenlosigkeit als 
Zugangskriterium).2 Mit der Instrumentenreform 
2009 wurden schließlich ABM auf den Rechts-
kreis des SGB III beschränkt. Damit stehen aktuell 
drei Instrumente für öffentlich geförderte Beschäf-
tigung in der Grundsicherung zur Verfügung: Ar-
beitsgelegenheiten in der Mehraufwand- und Ent-
geltvariante (Kapitel 3.1.1) sowie der Beschäfti-
gungszuschuss (Kapitel 3.1.2). Hinzu kommen 
zwei Sonderprogramme des Bundes, und zwar der 
im Jahr 2008 eingeführte Kommunal-Kombi (Ka-
pitel 3.1.3) sowie die 2010 implementierte Bürger-

2 Darüber hinaus müssen neben Langzeitarbeitslosigkeit mindestens zwei weitere Vermittlungshemmnisse vorliegen.
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arbeit (Kapitel 3.1.4). Da zu diesen Sonderprogram-
men bislang nur sehr wenige Forschungsergebnisse 
über deren quantitativen und qualitativen Wir-
kungen vorliegen, fokussieren die nachfolgen-
den Ausführungen auf die intensiv evaluierten 
Instrumente.

Wirkungen öffentlich geförderter Beschäftigung

Für Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen wurde bis 
Ende der 1980er Jahre auf positive Effekte hin-
sichtlich der Erreichung von Zielgruppen, des 
Marktersatzes und der Selbstfi nanzierungseffekte 
der Maßnahmen im Vergleich zur Arbeitslosigkeit 
verwiesen. Die Übergänge in Beschäftigung auf 
dem allgemeinen Arbeitsmarkt waren im Ver-
gleich zu anderen Instrumenten gering, was aber 
auch auf die Fokussierung der Maßnahmen auf 
Zielgruppen und den Einsatz in Regionen mit 
 hoher Arbeitslosigkeit zurückgeführt wurde 
(Oschmiansky 2010: 7f.). Hinsichtlich des Ziels 
der Arbeitsmarktintegration kommen Studien in 
den 1990er Jahren zu unterschiedlichen und in 
Teilen gegensätzlichen Ergebnissen, deuten aber 
darauf hin, dass nur für verschiedene Perso-
nengruppen positive Effekte zu verzeichnen sind 
(Hujer/Thomsen 2006: 10). Mikroökonometrische 
Studien zu Beginn der 2000er Jahre ermitteln im 
Durchschnitt negative Integrationseffekte, zeigen 
aber auch positive Wirkungen für Teilgruppen 
wie Langzeitarbeitslose, Personen mit gesund-
heitlichen Einschränkungen und mit Vermitt-
lungshemmnissen sowie für Frauen und Männer 
in Westdeutschland in bestimmten Branchen. Bei 
dynamischer Betrachtung zeigen sich noch posi-
tive Ergebnisse für Langzeitarbeitslose in West-
deutschland (Hujer/Thomsen 2006: 19f.).

Da das Zielspektrum von öffentlich geförder-
ter Beschäftigung aber breiter ist, sind auch wei-
tere Zielerreichungen jenseits der Arbeitsmarkt-
integration in die Betrachtung einzubeziehen. 
Hier hat die Studie von Compass et al. (2006) 
wichtige Anhaltspunkte geliefert. Hinsichtlich der 
Ziele Beschäftigungsfähigkeit, Zielgruppeninklu-
sion und exemplarisch für die Strukturwirksam-
keit vor allem in Ostdeutschland werden positive 
Effekte ermittelt (Compass et al. 2006: 97ff.). Das 
Marktersatzziel ist dagegen aufgrund des redu-

zierten Einsatzes von ABM abgewertet und damit 
in geringerem Umfang erreicht worden (Compass 
et al. 2006: 149). Bezüglich der Arbeitsmarktinte-
gration sind die Nettointegrationseffekte über-
wiegend negativ, wobei auf die methodischen 
Schwierigkeiten eines Vergleichs von Teilneh-
menden und Nicht-Teilnehmenden verwiesen 
wird (Compass et al. 2006: 97ff.). Vor diesem 
Hintergrund wird die Empfehlung ausgespro-
chen, in Arbeitsmärkten mit erheblichen Un-
gleichgewichten ABM selektiv auszubauen und 
die Ziele Marktersatz, Beschäftigungsfähigkeit 
und Strukturwirksamkeit in den Mittelpunkt zu 
rücken. Bei tendenziell ausgeglichener Arbeits-
marktlage sollten Zielgruppeninklusion und Ar-
beitsmarktintegration im Fokus stehen (Com-
pass et al. 2006: V).

Demgegenüber liegen trotz eines umfäng-
lichen Einsatzes öffentlich geförderter Beschäf-
tigung im Rahmen des BSHG für diesen Bereich 
keine belastbaren Ergebnisse vor. Die Verfahren 
der Erfolgsbeobachtung waren aus heutiger Sicht 
unterentwickelt und wurden auch nicht überall 
zur Anwendung gebracht. Die Ergebnisse verwei-
sen aber auf unterschiedlich entwickelte Inno va-
tionspotenziale der kommunalen Beschäftigungs-
förderung und damit auch auf ein breites Spek-
trum der qualitativen Verankerung, was sich auch 
in der breiten Variation der punktuell vorliegen-
den Vermittlungsquoten zeigt (Kaps 2009: 193).

Seit der Einführung des SGB II werden Ins-
trumente öffentlich geförderter Beschäftigung 
hauptsächlich in diesem Rechtskreis angewendet 
und stellen im SGB III nur noch eine Rander-
scheinung dar. Die Ergebnisse im Rahmen des 
SGB II lassen sich folgendermaßen zusammenfas-
sen: Untersuchungen in Bezug auf das hauptsäch-
lich genutzte Instrument der Arbeitsgelegenhei-
ten in der Mehraufwandvariante verweisen auf 
positive Beschäftigungseffekte bei westdeutschen 
Frauen und bei Personen, die lange Zeit keine re-
guläre Beschäftigung ausgeübt haben. Die Maß-
nahmeteilnahme trägt innerhalb von zwei Jahren 
allerdings nicht zur Überwindung der Hilfebe-
dürftigkeit bei (Wolff/Hohmeyer 2008). Längere 
Maßnahmedauern haben längerfristig höhere  in- 
dividuelle Beschäftigungswirkungen, darüber hin-
aus sind zielgruppenunspezifi sche Zuweisungen 
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bzw. creaming-Effekte festzustellen (Hohmeyer/
Wolff 2010b: 8). AGH-MAE werden für Jugend-
liche als nicht förderlich hinsichtlich der Be-
schäftigungs- und Ausbildungschancen sowie der 
Beendigung des Arbeitslosengeld II-Bezugs einge-
stuft. Zudem verweisen die Ergebnisse auf teil-
weise langfristige negative Beschäftigungseffekte 
für erwerbsnahe Jugendliche als Konsequenz einer 
undifferenzierten Maßnahmezuweisung (Wolff 
et al. 2010: 17).

Für ABM konnten moderate Beschäftigungs-
effekte ermittelt werden. Für AGH-E sind die 
stärks ten Beschäftigungseffekte ermittelt worden, 
was damit zusammenhängen könnte, dass der 
Einsatz dieses Instruments im Vergleich zu AGH-
MAE und ABM nicht zusätzlich und gemeinwohl-
orientiert ausgestaltet sein muss. Für die Instru-
mente AGH-MAE, AGH-E und ABM sind nur zu 
Beginn der Maßnahme moderate Einsperreffekte 
(Lock-In) festzustellen. Dabei werden bei ABM 
und AGH-E keine signifi kant höheren Lock-In-
Effekte als bei AGH-MAE festgestellt, was der An-
nahme entgegenläuft, dass sich sozialversiche-
rungspfl ichtig Geförderte aufgrund des Vorhan-
denseins eines „echten“ Arbeitsverhältnisses in 
geringerem Umfang um eine reguläre Beschäf-
tigung bemühen als in Sozialrechtsverhältnissen 
geförderte Transferbezieher. Die Autoren der Stu-
die folgern, dass sich die Beschäftigungschancen 
von AGH-MAE-Geförderten positiver entwickelt 
hätten, wenn sie mit ABM oder AGH-E gefördert 
worden wären (Hohmeyer/Wolff 2010a: 38).

Auf welche Weise und mit welchen Konse-
quenzen Maßnahmen in den Alltag der Teilneh-
merinnen und Teilnehmer integriert werden, ent-
scheidet sich in der Praxis und hängt von den 
konkreten Umsetzungsbedingungen, den Lebens-
umständen der Teilnehmerinnen und Teilneh-
mer und von ihrem Verständnis ab, dass sie sich 

vom Maßnahmeeinsatz machen. In diesen Deu-
tungsmustern tritt schließlich auch zu Tage, in-
wieweit sich die Intentionen des Gesetzgebers 
mit der Wahrnehmung der Betroffenen als de-
ckungsgleich erweisen (Wenzel 2008: 222ff.). Vor 
diesem Hintergrund sind qualitative Studien mit 
SGB II-Leistungsbeziehern von Interesse. Sie ver-
weisen auf vier Argumentationstypen zur Auf-
nahme von AGH-MAE. Dazu zählen fi nanzielle 
Aspekte (Sanktionsvermeidung, Zuverdienstmög-
lichkeit), Erwerbsorientierungen, das Streben nach 
Anerkennung, Identität und sozialen Kontakten 
sowie erhoffte positive Zukunftsperspektiven 
(Grimm/Marquardsen 2009: 67; ähnlich auch 
Schröder 2009; Ames 2007). Es zeigt sich, dass Er-
werbsarbeit für die Leistungsbezieherinnen und 
Leistungsbezieher mehrheitlich nach wie vor den 
zentralen Modus der Integration darstellt, die 
Maßnahmeteilnahme eine arbeitsgesellschaft-
liche Integration simuliert und aufgrund fehlen-
der Optionen als alternativlos gewertet wird. Vor 
diesem Hintergrund können individuelle Teil-
habeeffekte ausgelöst werden. Inwieweit diese 
aber über das Ende einer Maßnahme hinausrei-
chen, muss angezweifelt werden. Ebenso steht in 
Frage, inwieweit nicht sogar destabilisierende 
 Effekte eintreten können, wenn sich mit der 
Maßnahme verbundene positive Zukunftspers-
pektiven in Richtung Erwerbsintegration nicht 
verwirklichen lassen (Grimm/Marquardsen 2009: 
88ff.). Hinsichtlich von Unterschieden in der 
Wahrnehmung auf der Instrumentenebene gibt 
es Anzeichen dafür, dass sozialversicherungs-
pfl ichtige Förderungen stärkere Teilhabeffekte aus-
lösen als AGH-MAE, weil sie den „Reziprozitäts-
strukturen normaler Erwerbsarbeit näher kommen 
und deshalb als gerechter empfunden werden“ 
(Promberger 2008: 14).
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Bereits kurz nach Inkrafttreten der Gesetze für mo-
derne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt (Hartz I 
bis IV) entbrannte in der Politik und in wissen-
schaftlichen Fachkreisen eine Debatte über die 
Wirksamkeit der arbeitsmarktpolitischen Instru-
mente des SGB II, die sich im Wesentlichen aus 
den damals bereits vorliegenden Evaluationser-
gebnissen speiste. Der Grundtenor dieser Debatte 
bestand darin, dass die existierenden Instrumen-
te des SGB II, die den Fokus auf eine Integration 
in den allgemeinen Arbeitsmarkt legen, nicht aus-
reichen würden, da einem Teil der erwerbsfähi-
gen Hilfebedürftigen aufgrund verfestigter multi-
pler Vermittlungshemmnisse auf absehbare Zeit 
keine Chancen auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt 
eingeräumt werden. Im Gegenteil drohe jenem 
Personenkreis eine dauerhafte Abhängigkeit von 
staatlichen Transferleistungen (Koch et al. 2010). 
Vor diesem Hintergrund wurde und wird vielfach 
die Forderung nach einem dauerhaften „dritten 
Arbeitsmarkt“ erhoben, der sich vom „zweiten 
Arbeitsmarkt“ insbesondere durch seine zeitliche 
Dimension abgrenzt. Diese Forderung resultierte 
aus der grundsätzlich kritischen Refl exion von 
Förderungen im Sozialrechtsverhältnis sowie aus 
der Erkenntnis, dass das SGB II im Wesentlichen 
nur geringe Verbindungen von Instrumenten und 
Finanzierungsmöglichkeiten für mittelfristige öf-
fentlich geförderte sozialversicherungspfl ichtige 
Beschäftigung bereithält. Da sich diese Forderun-
gen und insbesondere auch die in diesem Kon-
text entwickelten Konzepte hinsichtlich ihres Aus-
gangsbefundes nur marginal unterscheiden, wird 
dieser nachfolgend kurz dargestellt, wobei auch 
auf die potenzielle Zielgruppe für öffentlich ge-
förderte Beschäftigung eingegangen wird.

Zielgruppe für öffentlich geförderte 
Beschäftigung

Zentraler Ausgangspunkt der vorliegenden Ins-
trumente wie auch Programme und Konzepte ist 
der Befund, dass seit dem Ende der 1970er Jahre 
die Anzahl der Arbeitslosen bundesweit immer 
weiter angestiegen ist und sich im Laufe der letz-
ten 20 Jahre verdreifacht hat; zwischenzeitlich 
waren mehr als fünf Millionen Menschen „offi -
ziell“ als arbeitslos registriert. Gleichzeitig hat 
sich die Arbeitslosigkeit auf einem immer höhe-
ren Niveau verfestigt und der Sockel an Langzeit-
arbeitslosigkeit konnte nach den Rezessionsjah-
ren auch bei einer anschließenden Belebung der 
Konjunktur nicht wieder abgebaut werden 
(Schmid 2007: 11). Auch die jüngste Wirtschafts- 
und Finanzkrise hat zu sinkender Beschäftigung 
geführt, wenngleich der Anstieg der Arbeitslosig-
keit hinter den Befürchtungen zurückgeblieben 
ist, welche die globale Krise ausgelöst hat. 

Inwiefern die jüngste konjunkturelle Bele-
bung am Arbeitsmarkt zu einer nachhaltigen 
Verbesserung am Arbeitsmarkt führt, kann der-
zeit nicht beantwortet werden. Bei vergangenen  
Konjunkturaufschwüngen ließ sich aber die 
Tendenz feststellen, dass Arbeitslose aus dem 
Rechtskreis des SGB III begünstigt waren, wo-
hingegen SGB II-Langzeitarbeitslose von diesem 
positiven Trend nur unterdurchschnittlich er-
fasst wurden. Für einen beachtlichen Personen-
kreis hat sich Arbeitslosigkeit dauerhaft verfestigt 
und es besteht die Gefahr, dass sie sich auch nach 
dem aktuell positiven Konjunkturzyklus weiter 
aufbauen wird und die Reduzierung der Sockel-
arbeitslosigkeit nicht allein durch die Vermitt-

3. Instrumente, Programme und Konzepte für öffentlich 

 geförderte sozialversicherungspfl ichtige Beschäftigung
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lung von Langzeitarbeitslosen in den ersten Ar-
beitsmarkt zu bewältigen ist. Damit werden auch 
in Zukunft bestimmte „Risikogruppen“ vom Ar-
beitsmarkt dauerhaft ausgeschlossen bleiben.

Als Hochrisikobedingung für Arbeitslosigkeit 
und in der Folge soziale Ausgrenzung gelten ge-
meinhin die Kombination aus gering qualifi ziert, 
mit gesundheitlichen Einschränkungen (psycho-
soziale Problemlagen, Suchterkrankungen) und 
entsprechendem Alter. Und wenn die Erwerb-
suchenden über eine mehrjährige Langzeitarbeits-
losigkeit und Arbeitsmarktferne verfügen, allein-
erziehend sind, einen Migrationshintergrund auf-
weisen und erhebliche Sprachbarrieren haben, 
wenig mobil oder wohnungslos sind, besteht nur 
eine sehr geringe Chance auf eine Integration in 
den ersten Arbeitsmarkt. Die vergleichsweise hö-
heren Arbeitslosenquoten von Personen ohne 
Schul- und/oder Berufsabschluss, Älteren ab 50 
Jahre, Eingewanderten, Menschen mit gesund-
heitlichen Beeinträchtigungen, Schwerbehinder-
ten und Alleinerziehenden belegen diese beson-
deren Betroffenheiten (Koch/Kupka 2007).

Allerdings stellen diese „Risikogruppen“ des 
Arbeitsmarktes nicht per se die „Zielgruppe“ der 
aktiven Arbeitsmarktpolitik bzw. für Maßnahmen 
öffentlich geförderter Beschäftigung dar. Für die 
Abgrenzung der Zielgruppe existiert zwar (noch) 
keine einheitliche Defi nition, aber mittlerweile 
entwickelt sich zumindest ein gemeinsames Ver-
ständnis, wonach ihr alle Personen über 25 Jahre 
angehören, die zwei Jahre und länger erwerbslos 
sind und gesundheitliche Einschränkungen und/
oder keinen Berufsabschluss haben (Koch/Kupka 
2007: 11ff.). Anhand dieser statistisch relativ leicht 
erfassbaren Kriterien lässt sich eine ungefähre Grö-
ße der in Frage kommenden Gruppe ebenso ermit-
teln wie ihre wahrscheinliche Zusammensetzung. 
Das Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung 
(IAB) beziffert die Zahl der Langzeitarbeitslosen, 
die aufgrund von Vermittlungshemmnissen auf 
dem allgemeinen Arbeitsmarkt kaum mehr eine 
Integrationschance haben, auf bis zu 550.000 
Menschen. Werden strengere Kriterien angelegt 
und sollen neben dem Kriterium Langzeitarbeits-
losigkeit auch die Vermittlungshemmnisse „ge-
sundheitliche Einschränkungen“ und „ohne Be-

rufsabschluss“ zutreffen, so umfasst die Zielgrup-
pe immerhin noch 130.000 Personen (Koch et al. 
2009: 256).

Bundes- und Landesprogramme sowie 
weitergehende konzeptionelle Überlegungen

Für diese arbeitsmarktfernen Bezieherinnen und 
Bezieher von Arbeitslosengeld II sind längerfristige 
arbeitsmarktpolitische Perspektiven erforderlich, 
so dass in den letzten Jahren zahlreiche Institu-
tionen teilweise sehr differenzierte Programme 
und Konzepte für öffentlich geförderte Beschäf-
tigung entwickelt haben. Einige der in den letz-
ten Jahren erarbeiteten Konzepte werden bereits 
als Bundes- oder als Landesprogramme umge-
setzt, wobei deren Wirkungen zumeist noch 
nicht umfassend evaluiert worden sind. Schließ-
lich sind auch weitergehende konzeptionelle 
Vorschläge und Konzepte von unterschiedlichen 
Parteien und Interessengruppen vorgelegt wor-
den. Grundsätzlich ist die Bandbreite der mittler-
weile vorliegenden Überlegungen und Vorschlä-
ge für längerfristige öffentlich geförderte Be-
schäftigung sowie der in einzelnen Bundeslän-
dern durchgeführten Programme sehr breit, so 
dass sie in der vorliegenden Expertise nicht alle-
samt aufgegriffen werden können. Bei der Aus-
wahl wurde der Fokus auf solche Konzepte und 
Programme gelegt, denen gemeinhin eine hohe 
politische Bedeutung beigemessen wird und bei 
denen die Beschäftigung schaffende Maßnahme 
nicht als Sozial-, sondern als (längerfristiges) so-
zialversicherungspfl ichtiges Arbeitsrechtsverhält-
nis ausgestaltet ist bzw. sein soll. Vor diesem Hin-
tergrund werden in der vorliegenden Expertise 
insgesamt zehn unterschiedliche Programme und 
Konzepte intensiv betrachtet. Zunächst stehen 
im Mittelpunkt des Interesses vier Grundinstru-
mente und Programme, die bereits umgesetzt 
werden und entsprechend großes politisches wie 
auch öffentliches Interesse auf sich gezogen ha-
ben (Kapitel 3.1). Daraufhin richtet sich der Blick 
auf den öffentlich geförderten Beschäftigungs-
sektor (ÖBS) in Berlin als ein prägnantes und 
gleichzeitig politisch umstrittenes Beispiel für 
eine lokale Anwendung von Beschäftigungsför-
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derung (Kapitel 3.2). Schließlich werden fünf 
weitergehende konzeptionelle Überlegungen von 
Gewerkschaften und Wohlfahrtsverbänden, poli-
tischen Parteien sowie von Erwerbsloseninitiati-
ven betrachtet (Kapitel 3.3). Durch diese Auswahl 
wird ein breites Spektrum an unterschiedlichen 
Überlegungen gewährleistet.

Unterscheidungskriterien

Zur systematischen Betrachtung der einzelnen 
Programme und Konzepte werden unterschiedli-
che Unterscheidungskriterien herangezogen, die 
an dieser Stelle kurz zu erläutern sind: Das zen-
trale Unterscheidungskriterium für die Program-
me und Konzepte öffentlich geförderter Beschäf-
tigung sind die Zielsetzungen, wobei in diesem 
Kontext zwischen den Zielen Arbeitsmarktinte-
gra tion, Zielgruppeninklusion, Beschäftigungsfä-
higkeit, Marktersatz und Strukturwirksamkeit dif-
ferenziert werden kann (Kapitel 2). In der Praxis 
sind aber auch bestimmte Mischformen denkbar, 
so dass eine eindeutige Zuordnung nicht immer 
möglich bzw. sinnvoll ist. Ein weiteres wichtiges 
Unterscheidungskriterium betrifft den Personen-
kreis, um die Personen- bzw. Zielgruppen der Be-
schäftigungsmaßnahmen zu spezifi zieren. Die 
Auswahl eines förderungsfähigen Personenkreises 
sollte nach Möglichkeit anhand statistisch relativ 
leicht erfassbarer Kriterien und Indikatoren erfol-
gen. Gleichzeitig ist eine Klärung der Frage erfor-
derlich, wie verhindert werden soll, dass durch 
eine „Bestenauslese“ (creaming-Effekte) bei der 
Stellenbesetzung eine (weitere) Verfestigung von 
Langzeitarbeitslosigkeit und der Ausgrenzung aus 
dem Erwerbsleben für bestimmte Personengrup-
pen in Kauf genommen wird. Das Kriterium 
 Finanzierung richtet sich auf die Frage, welche 
rechtlichen, fi skalischen und förderpolitischen 
Möglichkeiten denkbar bzw. erforderlich sind, 
um öffentlich geförderte Beschäftigung auf eine 
solide fi nanzielle Basis zu stellen. Inwieweit sind 
dafür die verschiedenen Leistungen nach dem SGB 
II (Leistungen zur Sicherung des Lebensunter-

halts, Leistungen zur Eingliederung in Arbeit) zu 
bündeln bzw. umzuwandeln und welche weite-
ren Quellen sind zur Finanzierung heranzuzie-
hen? In diesem Zusammenhang ist auch die Fra-
ge nach der zeitlichen Dimension von Interesse, die 
sich sowohl auf die Dauer des jeweiligen Pro-
gramms, aber auch auf die Dauer der individuel-
len Teilnahme beziehen kann. Sofern die Beschäf-
tigung zeitlich befristet ist, müsste es hierfür kon-
zeptionelle Begründungen geben. Hinsichtlich 
der Beschäftigungsfelder stellt sich die grundsätz-
liche Frage, welche Wirtschaftsbereiche als geeig-
net für öffentlich geförderte Beschäftigung ange-
sehen werden können. Welche Rolle spielen die 
Rechtsbegriffe „Zusätzlichkeit“ und „öffentliches 
Interesse“ und wie sollen diese konkret ausge-
staltet sein? Daran schließen sich auch Fragen zu 
den Beschäftigungsbedingungen an: Wie sollen die 
Beschäftigungsverhältnisse ausgestaltet sein? In-
wieweit werden Arbeits- und Sozialver sicherungs-
recht sowie tarifvertragliche Regelungen zur An-
wendung gebracht bzw. welche Begründungen 
gibt es für mögliche Abweichungen davon? Sind 
regelmäßige Überprüfungen der individuellen wie 
konzeptionellen Förderungsvoraussetzungen vor-
gesehen? Die Beantwortung dieser Fragestellun-
gen sollte zu einer tragfähigen Abgrenzung zwi-
schen dem wettbewerblich organisierten allge-
meinen Arbeitsmarkt und dem öffentlich geför-
derten Arbeitsmarkt beitragen. Hinsichtlich der 
konkreten Umsetzung der Konzepte kann sich der 
Blick schließlich auch auf die Frage richten, wel-
che Akteure bei der Implementierung und ggf. 
auch bei der fortlaufenden Begutachtung der För-
dermaßnahmen eingebunden werden sollen. So-
fern spezielle Gremien vorgeschlagen werden, 
sollten deren Zusammensetzung, Befugnisse und 
Arbeitsweise beschrieben werden.

Anhand dieser Unterscheidungskriterien und 
der in diesem Zusammenhang entwickelten Fra-
gestellungen werden die relevanten Programme 
und Konzepte für öffentlich geförderte sozialver-
sicherungspfl ichtige Beschäftigung systematisch 
analysiert und kritisch gewürdigt.
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3.1 Grundinstrumente und Programme

Als Grundinstrumente und Programme für öffent-
lich geförderte sozialversicherungspfl ichtige Be-
schäftigung fungieren die Arbeitsgelegenheit in 
der Entgeltvariante (Kapitel 3.1.1) sowie der Be-
schäftigungszuschuss (Kapitel 3.1.2). Dazu stehen 
noch Förderungen aus Sonderprogrammen des 
Bundes zur Verfügung. Dies sind einerseits der 
Kommunal-Kombi (Kapitel 3.1.3) sowie die Bür-
gerarbeit (Kapitel 3.1.4). Auf diese Grundinstru-
mente und Programme wird nachfolgend genau-
er einzugehen sein.

3.1.1 Arbeitsgelegenheiten in der 
 Entgeltvariante

Die Arbeitsgelegenheiten (Mehraufwand und Ent-
gelt) waren bereits rechtlich im Bundessozial-
hilfegesetz (BSHG) verankert (Kapitel 2). Mit der 
Einführung der Grundsicherung für Arbeits-
suchende wurden diese in den Instrumentenkas-
ten des SGB II übernommen (Kaps 2006: 177f.). 
Mit ihnen soll eine perspektivische Heranführung 
von Langzeitarbeitslosen an den allgemeinen Ar-
beitsmarkt realisiert werden, indem einerseits die 
soziale Stabilisierung gefördert und andererseits 
die „Beschäftigungsfähigkeit“ bewahrt bzw. wie-
derhergestellt wird (Hohmeyer et al. 2006: 8). Zwi-
schen beiden Instrumenten bestehen aber unter-
schiedliche Schwerpunktsetzungen: Arbeitsge le-
genheiten in der Entgeltvariante (AGH-E) werden 
dazu eingesetzt, um besondere „Problemschwer-
punkte auf regionalen und berufl ichen Teilarbeits-
märkten“ zu minimieren. Dafür sind AGH-E in-
haltlich so zu gestalten, dass sie eine „individuelle 
berufl iche Weiterbildung ermöglichen“, die zur 
Aufnahme einer Beschäftigung am allgemeinen 
Arbeitsmarkt befähigen (Bundesagentur für Arbeit 
2009: 25; Hohmeyer/Wolff 2010a: 12).

Der wesentliche Unterschied von AGH-E zu 
AGH-MAE besteht jedoch darin, dass die Geför-
derten in einem Arbeitsrechtsverhältnis stehen, 
welches mit Ausnahme der Versicherungspfl icht 
zur Arbeitslosenversicherung sozialversicherungs-
pfl ichtig ist.3 Des Weiteren  müssen Förderungen 
durch AGH-E

„im Gegensatz zu AGH MAE nicht zwingend zu-
sätzlich sein und im öffentlichen Interesse liegen, son-
dern können auch erwerbswirtschaftlich ausgerichtet 
sein“ (Bundesagentur für Arbeit 2009: 25).

Die Förderung von erwerbswirtschaftlich aus-
gerichteten AGH-E richtet den Fokus in erster Linie 
auf Personen, deren Eingliederungsaussichten in 
den allgemeinen Arbeitsmarkt als vergleichsweise 
hoch eingestuft werden (Hohmeyer/Wolff 2010a: 
12). Dementsprechend zielt das Instrument pri-
mär auf die Arbeitsmarktintegration der Geför-
derten ab, wenngleich auch die soziale Stabilisie-
rung und die Beschäftigungsfähigkeit einen hohen 
Stellenwert einnehmen.

Personenkreis
Grundsätzlich steht die Anwendung des Instru-
ments allen erwerbsfähigen Hilfebedürftigen zu. 
Die AGH-E ist jedoch – wie auch die AGM-MAE 
– gegenüber den anderen arbeitsmarktpolitischen 
Instrumenten des SGB II nachrangig als „ultima-
ratio“ anzuwenden (Hohmeyer et al. 2006: 7f.; 
Bundesagentur für Arbeit 2009). Ein besonderer 
Fokus wird auf Personen gelegt, bei denen andere 
arbeitsmarktpolitische Instrumente bereits erfolg-
los eingesetzt worden sind bzw. deren Aussichten 
zur Aufnahme eines Beschäftigungsverhältnisses 
am allgemeinen Arbeitsmarkt grundsätzlich als 
besonders schlecht eingeschätzt werden. Zu die-
sen „besonders förderungsbedürftigen Personen“ 
zählen „Langzeitarbeitslose, Jugendliche unter 
25 Jahre, ältere Arbeitnehmer ab 55, Geringqualifi -
zierte, Menschen mit Behinderung, Menschen mit 
Migrationshintergrund sowie Berufsrückkehrer“ 
(Hohmeyer et al. 2006: 20ff.). Die konkrete Fest-
setzung der förderungsfähigen Zielgruppe erfolgt 
aber aufgrund unterschiedlicher regionaler arbeits-
marktpolitischer Problemlagen auf lokaler Ebene 
durch den zuständigen Grundsicherungsträger 
(Bundesagentur für Arbeit 2009: 21). Insofern ist 
den lokalen Akteuren ein großer Gestaltungsspiel-
raum bei der Bestimmung der förderungsfähigen 
Zielgruppe gelassen worden. Hierdurch können 
einerseits „creaming-Effekte“ nicht ausgeschlossen 
werden. Andererseits werden dadurch die Zielset-
zungen des Instruments „soziale Stabilisierung“ 
und „Beschäftigungsfähigkeit“ geschwächt.

3 Die Befreiung von der Arbeitslosenversicherung besteht aber erst seit der im Jahr 2009 durchgeführten Instrumentenreform.
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Finanzierung und zeitliche Dimension
Die Finanzierung von AGH-E erfolgt ausschließ-
lich aus dem Eingliederungsbudget der jeweiligen 
Grundsicherungsträger, der im Rahmen einer För-
derung einen Zuschuss zum Arbeitsentgelt sowie 
die Zahlung einer Maßnahmekostenpauschale ge-
währt (Bundesagentur für Arbeit 2009: 27). Die 

Höhe des Zuschusses zum Arbeitsentgelt variiert 
je nach Tätigkeitsfeld und Qualifi kation der Ge-
förderten. Für Tätigkeiten, die zusätzlich sind und 
im öffentlichen Interesse liegen, empfi ehlt die 
Bundesagentur für Arbeit einen Zuschuss zum Ar-
beitsentgelt von maximal 1.300 Euro monatlich.4 
Bei erwerbswirtschaftlich ausgerichteten Tätigkei-

4 Diese Vorgaben orientieren sich seit dem Jahr 2009 an den Regelungen zu ABM nach dem SGB III (Bundesagentur für Arbeit 2009: 28; 
Hohmeyer/Wolff 2010a: 12).

Abbildung 1:

Arbeitsgelegenheiten in der Entgeltvariante

Quelle: Eigene Darstellung in Anlehnung an BA 2009 und Hohmeyer et al. 2006.

Kriterium Ausprägung

Zielsetzung 

– Heranführung von Langzeitarbeitslosen an den allgemeinen Arbeitsmarkt 
durch Maßnahmen zur Förderung der sozialen Stabilisierung und Erhalt/
Wiederherstellung der Beschäftigungsfähigkeit (soziale Stabilisierung, 
Beschäftigungsfähigkeit, perspektivisch Arbeitsmarktintegration)

– Förderung von arbeitsmarktnahen Personen in erwerbswirtschaftlich aus-
gerichteten Maßnahmen zur nachhaltigen Integration in den allgemeinen 
Arbeitsmarkt (Arbeitsmarktintegration)

Personenkreis 

– Grundsätzlich offen für alle erwerbsfähigen Hilfebedürftigen im Sinne der 
§§7, 8 und 9 SGB II

– Fokus auf besondere Personengruppen, mit schlechten Chancen schnell 
in den allgemeinen Arbeitsmarkt integriert zu werden

Finanzierung

– Aus dem Eingliederungsbudget der Grundsicherungsträger (Bundesmittel)

– Variabler Zuschuss zum Arbeitsentgelt bis zu 1.300 € pro Monat, abhängig 
vom Qualifi kationsniveau des Geförderten (bei zusätzlichen und im öffent-
lichen Interesse liegenden Maßnahmen)

– Variabler Zuschuss zum Arbeitsentgelt bei wirtschaftlich ausgerichteten 
Tätigkeiten (Einbezug der Minderleistung des Geförderten; Orientierung 
an anderen Eingliederungsinstrumenten)

Zeitliche Dimension

– Grundsätzlich können AGH E-Arbeitsplätze unbefristet gefördert werden

– Individuelle Förderdauer befristet auf 12 Monate, ggf.

– 24 Monate bei anschließender Übernahme in ein Dauerarbeitsverhältnis 
durch den Arbeitgeber

– 36 Monate, wenn Geförderter zu Maßnahmebeginn das 55. Lebensjahr 
vollendet hat

Beschäftigungsfelder 
und -bedingungen

– Keine Begrenzung der Einsatzfelder 

– Einsatzfelder und Tätigkeiten sollten auf lokaler Ebene unter Einbeziehung 
der relevanten arbeitsmarktpolitischen Akteure in einem regionalen 
Konsens festgelegt werden

– Sozialversicherungspfl ichtige Beschäftigung, ausgenommen Beitrag zur 
Arbeitslosenversicherung
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ten soll der gewährte Zuschuss die Minderleistung 
des erwerbsfähigen Hilfebedürftigen berücksich-
tigen und sich an vergleichbaren Eingliederungs-
leistungen, wie zum Beispiel dem Eingliederungs-
zuschuss (EGZ), orientieren (Bundesagentur für 
Arbeit 2009: 28).5

In Bezug auf die zeitliche Dimension sieht das 
SGB II keine Begrenzung vor. Eine langfristige För-
derung ist möglich, sofern auf den geschaffenen 
Arbeitsplätzen wechselnde Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer eingestellt werden (Bundesagentur 
für Arbeit 2009: 27). Die individuelle Förderung 
über AGH-E ist jedoch  gemeinhin auf zwölf Mo-
nate befristet.6 Die wöchentliche Arbeitszeit unter-
liegt keinen Begrenzungen, sondern wird indivi-
duell als Vollzeit- oder Teilzeitbeschäftigung fest-
gesetzt (Bundesagentur für Arbeit 2009: 27).

Beschäftigungsfelder und Umsetzung
Hinsichtlich der Festlegung von Tätigkeitsfeldern 
und der Ausgestaltung von Maßnahmen unterlie-
gen AGH-E keinen spezifi schen Begrenzungen. 
Einerseits sind Tätigkeiten möglich, welche die 
beiden Kriterien Zusätzlichkeit und öffentliches 
Interessen erfüllen. Andererseits sind in der Ent-
geltvariante explizit auch „erwerbswirtschaftlich 
ausgerichtete Tätigkeiten“ zulässig (Hohmeyer et 
al. 2006: 12f.; Bundesagentur für Arbeit 2009: 25). 
Jedoch ist bei der Einrichtung von Fördermaßnah-
men darauf zu achten, dass keine regulären Be-
schäftigungsverhältnisse verdrängt und/oder die 
Schaffung neuer Arbeitsplätze verhindert werden.7 
Um dieser Gefahr frühzeitig zu begegnen, emp-
fi ehlt die Bundesagentur für Arbeit, bei der Maß-
nahmenplanung einen regionalen Konsens zu 

erzielen. Dieser ließe sich durch eine breite Betei-
ligung der übrigen lokalen Arbeitsmarktakteure, 
z. B. in den Beiräten der Grundsicherungsträger 
oder durch die Erstellung von „Unbedenklichkeits-
bescheinigungen“, realisieren (Bundesagentur für 
Arbeit 2009: 8, 25; Hohmeyer et al. 2006: 12f.). Die 
Prüfung der Förderungsvoraussetzungen, die Ent-
scheidung über die Bewilligung von Maßnahmen 
sowie die Auswahl und Zuweisung von Geförder-
ten und die Maßnahmekontrolle obliegt aber 
gleichwohl den einzelnen Grundsicherungsträ-
gern (Bundesagentur für Arbeit 2009: 13, 28).

3.1.2 Arbeitsgruppe Arbeitsmarkt: 
  Perspektiven für Langzeitarbeitslose 
  mit besonderen Vermittlungs-
  hemmnissen

Die Große Koalition von CDU/CSU und SPD 
(2005 - 2009) hatte der Koalitionsvereinbarung 
entsprechend eine „Arbeitsgruppe Arbeitsmarkt-
politik“ beim Bundesministerium für Arbeit und 
Soziales (BMAS) eingerichtet, die auch „das 
 Problem der schlechten Vermittlungschancen vie-
ler Langzeitarbeitsloser angehen sollte“ (Bauer et 
al. 2010: 274). Ende März 2007 hat sich die Ar-
beitsgruppe auf ein gemeinsames Konzept für 
„Perspektiven für Langzeitarbeitslose mit beson-
deren Vermittlungshemmnissen“ verständigt, des-
sen grundlegendes Ziel darin besteht, Beschäfti-
gungsfelder zu erschließen, in denen Langzeitar-
beitslose ihre Kenntnisse und Fertigkeiten ein-
bringen können, um so ihre Abhängigkeit von 
staatlichen Transferleistungen zu überwinden 
(BMAS 2007a).8

5 Im Jahr 2009 verausgabten die Grundsicherungsträger für das Instrument AGH-E bundesweit knapp 635 Millionen Euro. Damit betrug 
der Anteil von AGH-E am Gesamtbudget für Instrumente der aktiven Arbeitsmarktpolitik rund 11,5 Prozent. Insgesamt wurden rund 
39.000 Personen in AGH-E im Jahr 2009 gefördert, was einem Anteil von zwei Prozent an allen Geförderten entspricht. Zum Vergleich, 
für das Instrument AGH MAE wurden im Jahr 2009 ca. 234.000 Personen (Anteil von zwölf Prozent) mit einem Mittelvolumen in Höhe 
von knapp 1.045 Milliarden Euro (Anteil von 20,5 Prozent) gefördert (Bundesagentur für Arbeit 2010).

6 Unter bestimmten Voraussetzungen sind auch längere individuelle Förderungen möglich: Eine individuelle Förderung von 24 Monaten 
kann in den Fällen stattfi nden, in denen sich der Maßnahmenträger bzw. Arbeitgeber bereit erklärt, den Geförderten im Anschluss an 
die Förderung in ein Dauerarbeitsverhältnis zu übernehmen. Eine Förderung von 36 Monaten wird Personen ermöglicht, die zu Beginn 
der Förderung das 55. Lebensjahr vollendet haben.

7 In den vergangenen Jahren wurden mehr als die Hälfte aller durch AGH-E geförderten Maßnahmen in Tätigkeitsfeldern zur Verbesse-
rung der kommunalen Infrastruktur sowie im Bereich des Umweltschutzes gefördert (Hohmeyer/Wolff 2010a: 12).

8 Das Konzept ist im Wesentlichen von den beiden Unterhändlern der Parteien, dem arbeits- und sozialpolitischen Sprecher der SPD-
Bundestagsfraktion, Klaus Brandner, und dem Arbeitsminister aus Nordrhein-Westfalen, Karl-Josef Laumann (CDU), ausgearbeitet wor-
den. Dementsprechend wird das Konzept auch als „Laumann-Brandner-Papier“ bezeichnet (BMAS 2007a). Zu den Ergebnissen der Ar-
beitsgruppe siehe ferner Cremer (2007) sowie Buestrich (2008: 44ff.).
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Die konzeptionellen Überlegungen der Koa-
litionsarbeitsgruppe fanden Eingang in die „Job-
Perspektive“ (Deutscher Bundestag 2007), die mit 
dem Instrument Beschäftigungszuschuss (BEZ) im 
SGB II rechtlich verankert worden ist (Bauer et al. 
2010).9

Personenkreis
Einen besonderen Förderungsbedarf erkennt das 
Konzept für Personen, von denen nicht zu erwar-
ten ist, dass sie innerhalb der nächsten 24 Mona-
te eine Beschäftigung am allgemeinen Arbeits-
markt aufnehmen werden. Hierzu zählen in erster 
Linie Langzeitarbeitslose,

„die länger als ein Jahr arbeitslos [sind], bei denen 
der Einsatz [von] arbeitsmarktpolitischen Förderinstru-
menten bisher erfolglos war und die besonders schwere 
Vermittlungshemmnisse (z. B. kein Berufsabschluss, 
gesundheitliche oder behindertenspezifi sche Einschrän-
kungen) aufweisen“ (BMAS 2007a: 19).

Mit dieser Zielgruppendefi nition konstatieren 
die Urheber des Konzepts, dass sich im SGB II- 
Leistungsbezug Personen befi nden, die eine Viel-
zahl von persönlichen Problemlagen in sich ver-
einigen, die eine rasche und nachhaltige Integra-
tion in den allgemeinen Arbeitsmarkt als unwahr-
scheinlich erscheinen lassen. Für eine relativ eng 
defi nierte Zielgruppe erschließt die JobPerspektive 
bzw. das Instrument BEZ also spezifi sche Beschäf-
tigungsfelder, in denen die geförderten Personen 
ihre Kenntnisse und Fähigkeiten einbringen. Da-
mit orientiert sich der BEZ an den beiden Zielset-
zungen Zielgruppeninklusion und Beschäftigungs-
fähigkeit, wodurch die Arbeitsmarktintegrations-
funktion als primäre Zielsetzung des SGB II parti-
ell abgeschwächt wird.

Finanzierung und zeitliche Dimension
Die Finanzierung des Konzepts wie auch des um-
gesetzten Instruments stützt sich auf eine breite 
Basis, deren Grundlage die SGB II-Eingliederungs-

titel der jeweiligen Grundsicherungsträger bil-
den.10 Weitere potenzielle Finanzierungsquellen 
stellen ergänzende Landesmittel, ESF-Mittel so-
wie Einnahmen aus den mit einer Förderung er-
stellten Gütern und Dienstleistungen dar (Brand-
ner 2007: 11). Hinsichtlich der zeitlichen Dimen-
sion ist der Vorschlag einer längerfristigen bzw. 
dauerhaft angelegten individuellen Förderung 
durch den Bundesgesetzgeber übernommen wor-
den. Die Förderung ist jedoch unmittelbar einzu-
stellen, wenn dem Geförderten die Aufnahme ei-
ner zumutbaren Beschäftigung zugetraut werden 
kann. Darüber hinaus ist eine jährliche Prüfung 
der Fördervoraussetzungen vorgesehen. Die mit 
einer Förderung verbundenen Tätigkeiten sollen 
in der Regel in einer Vollzeittätigkeit erledigt wer-
den, mindestens jedoch aber 50 Prozent der re-
gulären Arbeitszeit nicht unterschreiten (BMAS 
2007a: 20f.). Diesen relativ detaillierten Ausfüh-
rungen stehen allerdings fehlende Anhaltspunkte 
über den zu erwartenden fi nanziellen Umfang 
des Konzepts gegenüber. In Bezug auf die Höhe des 
Arbeitsentgelts ist nachträglich gesetzlich festge-
legt worden, dass bis zu 75 Prozent „des berück-
sichtigungsfähigen Arbeitsentgelts“ übernommen 
werden können. Die Höhe des Entgelts richtet sich 
dabei zum einen nach der Leistungsfähigkeit des 
geförderten erwerbsfähigen Hilfebedürftigen und 
zum anderen orientiert es sich am tarifl ichen bzw. 
ortsüblichen Arbeitsentgelt (§16e Abs. 2 SGB II).

Beschäftigungsfelder und Umsetzung
Bei der Festlegung relevanter Beschäftigungsfel-
der verfolgt das Konzept einen breiten Ansatz, 
da vorgesehen ist, dass Förderungen sowohl in 
„marktorientierten“, als auch in „marktnahen“ 
und „marktfernen“ Einsatzfeldern durchgeführt 
werden können. In dem Konzept als mögliche Be-
schäftigungsfelder benannt werden beispielsweise 
(marktorientierte) Integrationsunternehmen, die 
Schaffung von Zusatzangeboten im sozialen Be-

  9 Wenngleich das Gesetz bereits vor knapp vier Jahren in Kraft getreten ist, liegen bislang keine umfangreichen Evaluationsergebnisse 
über die Wirkungen des BEZ vor (Kapitel 2).

10 Das Konzeptpapier hielt zudem gesetzliche Änderungsvorschläge bereit, die eine Einbindung von passiven SGB II-Leistungen (im Fokus 
standen die Kosten der Unterkunft) ermöglichen sollten. Dieser Vorschlag fand jedoch keinen Eingang in die gesetzliche Normierung 
der JobPerspektive (Brandner 2007: 11).
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reich (z. B. in der Alten- und Jugendarbeit) oder 
eine Beschäftigung auf dem allgemeinen Arbeits-
markt. Der Schwerpunkt liegt jedoch auf Beschäf-
tigungsfeldern,

„die bisher vernachlässigt werden, weil sie öko-
nomisch nicht ausreichend interessant sind, wo sich 
aber dennoch Einnahmen und eine teilweise Kosten-
deckung erreichen lassen“ (BMAS 2007a: 20).

An dieser Stelle lassen die Verfasser des Kon-
zepts jedoch offen, inwieweit die Stellenakquise 
„vor Ort“ erfolgen soll und ob dazu die lokalen 
Arbeitsmarktakteure eingebunden werden. Unab-
hängig von dieser Frage sollen bei einer Förde-
rung begleitende Hilfen angeboten werden, etwa 
indem durch Weiterbildung die berufl iche Kom-
petenz der Geförderten ausgebaut wird, oder eine 

psychosoziale Betreuung zur sozialen Stabilisie-
rung beiträgt. Die Heranführung der betroffenen 
Arbeitsuchenden an eine sozialversicherungs-
pfl ichtige Beschäftigung als primäres Ziel der 
Maßnahme soll erreicht werden, indem eine 
 Vorschaltmaßnahme durchgeführt wird (BMAS 
2007a: 21). Die eigentliche Förderung der Arbeit-
suchenden besteht aus einer sozialversicherungs-
pfl ichtigen Beschäftigung (ohne Beiträge zur Ar-
beitslosenversicherung), die tarif- oder orts üblich 
entlohnt wird. Gleichzeitig werden den potenzi-
ellen Arbeitgeberinnen und Arbeitgebern die sich 
aus der Arbeitsmarktferne der erwerbsfähigen Hil-
febedürftigen ergebenen „Produktivitätsnachteile“ 
ausgeglichen und ein Zuschuss zu den Sozial ver-
sicherungsbeiträgen gewährt (BMAS 2007a: 20).

Abbildung 2:

Perspektiven für Langzeitarbeitslose mit besonderen Vermittlungshemmnissen

Quelle: Eigene Darstellung in Anlehnung an BMAS 2007a.

Kriterium Ausprägung

Zielsetzung 
– Ergänzung des bestehenden arbeitsmarktpolitischen Instrumentariums 

des SGB II für besonders benachteiligte erwerbsfähige Hilfebedürftige 
(Zielgruppeninklusion, Beschäftigungsfähigkeit)

Personenkreis 
– Langzeitarbeitslose, mit besonders schweren Vermittlungshemmnissen, 

denen eine Arbeitsaufnahme auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt innerhalb 
der nächsten 24 Monate nicht zugetraut wird

Finanzierung

– Finanzierung durch SGB II-Eingliederungsbudget, einschließlich Aktivierung 
passiver Leistungen

– Kommunaler Beitrag über eingesparte KdU-Mittel

– Ergänzend Landes- und/oder ESF-Mittel

– Einnahmen aus erstellten Gütern und Dienstleistungen

Zeitliche Dimension

– Längerfristige ggf. dauerhafte Förderung 
(regelmäßige Prüfung der Förderungsvoraussetzungen)

– Förderung von Vollzeittätigkeiten

Beschäftigungsfelder 
und -bedingungen

– breiter Ansatz an möglichen Einsatzfeldern 
(marktorientiert, marktnah, marktfern)

– Beschäftigung in Integrationsfi rmen, Zusatzangebote im sozialen Bereich, 
Beschäftigung am allgemeinen Arbeitsmarkt

– Sozialversicherungspfl ichtige Beschäftigung ohne Beitrag zur 
Arbeitslosenversicherung
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3.1.3 Bundesprogramm Kommunal-Kombi

Die von der Großen Koalition eingerichtete „Ar-
beitsgruppe Arbeitsmarktpolitik“ hat nicht nur die 
„JobPerspektive“ konzeptionell erarbeitet (Kapi-
tel 3.1.1), sondern auch die zentralen Problem-
stellungen von Regionen mit „besonders verfes-
tigter Arbeitslosigkeit“ thematisiert (BMAS 2007a: 
25). In diesem Kontext hat die Arbeitsgruppe ei-
nen konkreten Prüfauftrag an das Bundesministe-
rium für Arbeit und Soziales formuliert (BMAS 
2007a: 3), das auf dieser Grundlage wiederum Eck-
punkte erarbeitet hat für ein Bundesprogramm zur 
Förderung von Arbeitsplätzen, die in Regionen mit 
besonders hoher und verfestigter Arbeitslosigkeit 
durch Kommunen geschaffen werden („Kommu-
nal-Kombi“).11

Das entworfene und zum 1. Januar 2008 in 
Kraft gesetzte Bundesprogramm sieht die Förde-
rung von maximal 100.000 befristeten, zusätz-
lichen sowie im öffentlichen Interesse liegenden 
sozialversicherungspfl ichtigen Beschäftigungsver-
hältnissen in Regionen mit erheblichen Arbeits-
marktproblemen vor. Zentrale Zielstellung ist eine 
Entlastung der regionalen Arbeitsmärkte, eine 
„Stärkung der kommunalen Strukturen“ sowie der 
„Aufbau von sozialem Kapital vor Ort“ (BMAS 
2009: 1). Derzeit gelten 101 Landkreise oder kreis-
freie Städte als förderungsfähig, da sie in einem 
abgegrenzten Zeitraum eine durchschnittliche Ge-
samtarbeitslosenquote (von SGB II und SGB III) 
von mindestens zehn Prozent aufweisen (BMAS 
2009: 2).12

Personenkreis
Neben der regionalen Beschränkung der Förde-
rung von Beschäftigungsverhältnissen in struktur-
schwachen Regionen mit erheblichen Problemen 
am Arbeitsmarkt ist auch der zu fördernde Per-
sonenkreis eindeutig abgegrenzt. Nach der För-
derrichtlinie sind die Beschäftigungsverhältnisse 
mit Personen zu besetzen, die
(1) ihren gewöhnlichen Wohnsitz in einer förder-
fähigen Region besitzen;
(2) als langzeitarbeitslos nach § 18 SGB III gelten; 
(3) unmittelbar vor der Stellenbesetzung mindes-
tens zwölf Monate ununterbrochen im ALG II-Be-
zug gestanden haben.13

Durch diese Kriterien erweitert der Kommu-
nal-Kombi die Zielgruppendefi nition der „JobPer-
spektive“ (Kapitel 3.1.1), da nicht  nur die persön-
lichen Problemlagen der Langzeitarbeitslosen rele-
vant sind, sondern es fi nden auch die wirtschaft-
lichen Rahmenbedingungen und deren negativen 
Wirkungen auf den regionalen Arbeitsmarkt Be-
rücksichtigung. Aufgrund dieser strukturpoliti-
schen Erweiterung wird anerkannt, dass die wirt-
schaftlichen Strukturschwächen bestimmter Re-
gionen eine schnelle und nachhaltige Integra-
tion Langzeitarbeitsloser in den allgemeinen 
Arbeitsmarkt erschweren (Deutscher Bundestag 
2010b: 1). Letztendlich wird die Arbeitsmarkt-
integrationsfunktion geringer bewertet als die 
Ziele Strukturwirksamkeit sowie die Marktersatz-
funktion, die beide eine vergleichsweise hohe 
 Bedeutung beim Kommunal-Kombi aufweisen.

11 Diese Eckpunkte wurden im Juni 2007 im Bundeskabinett vorgestellt und gebilligt. Konkret umgesetzt wird das Bundesprogramm durch 
eine zum 1. Januar 2008 in Kraft getretene Förderrichtlinie, in der die relevanten Förderbedingungen erläutert sind (BMAS 2007b; IAB 
2007). Mit Wirkung vom 9. April 2009 trat eine „konsolidierte Fassung“ der Richtlinie in Kraft mit dem Ziel, die Antragstellung für 
 Beschäftigungsverhältnisse zu erleichtern und mehr Kommunen die Möglichkeit zu geben, am Bundesprogramm teilzunehmen (Deut-
scher Bundestag 2009c: 1).

12 Ursprünglich sah die Richtlinie zur Umsetzung des Bundesprogramms vor, dass ausschließlich Beschäftigungsstellen in Regionen mit 
einer durchschnittlichen Arbeitslosenquote von mindestens 15 Prozent gefördert werden (BMAS 2007b).

13 Die Zielgruppendefi nition wurde durch die überarbeitete Richtlinie ebenfalls verändert. Zuvor wurden nur Personen berücksichtigt, die 
mindestens 24 Monate arbeitslos gemeldet waren. Darüber hinaus sieht  die konsolidierte Fassung der Richtlinie Härtefälle vor, die eine 
Unterbrechung des ALG II-Bezugs von mindestens sechs Wochen erlauben. Ausgenommen von einer Förderung sind Personen, die ALG 
II ergänzend zu einem Erwerbseinkommen aus einer sozialversicherungspfl ichtigen Beschäftigung beziehen (BMAS/BVA 2009: 14ff.).
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Finanzierung und zeitliche Dimension
Die detaillierten Ausführungen zur Umsetzung des 
Bundesprogramms sehen ein voll sozialversiche-
rungspfl ichtiges Beschäftigungsverhältnis vor, das 
nach einem tarifl ichen bzw.  ortsüblichen Arbeits-
entgelt entlohnt wird. Dies wird durch einen Zu-
schuss des Bundes an den Arbeitgeber realisiert, 
der bundeseinheitlich 50 Prozent des Bruttoar-
beitsentgelts – jedoch maximal 500 Euro –  beträgt. 
Zusätzlich hat der Bund die Sozialversicherungs-
beiträge des Arbeitgebers in einer Höhe von bis zu 
200 Euro übernommen. Dieser wird aus ESF-Bun-
desmitteln fi nanziert, die der Bund zusätzlich zur 
Verfügung stellt. Ältere Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer über 50 Jahre werden in beson-
derer Weise gefördert, indem der Zuschuss zum 
Bruttoarbeitsentgelt um 100 Euro aufgestockt 
wird (BMAS 2009: 2).14 Insgesamt ist die Finanzie-
rung des Programms Kommunal-Kombi auf eine 
relativ breite Basis gestellt.15

Die Laufzeit des Bundesprogramms und da-
mit auch die individuelle Förderung sind deutlich 
beschränkt: Die Besetzung der förderungsfähigen 
Beschäftigungsverhältnisse hatte in der Zeit vom 
1. Januar 2008 bis zum 31. Dezember 2009 zu er-
folgen. Die bis dahin beantragten Arbeitsplätze 
werden durch das in Köln ansässige Bundesver-
waltungsamt (BVA) betreut und können längs-
tens bis zum 31. Dezember 2012 gefördert wer-
den. Die Förderung der Beschäftigungsverhältnis-
se selbst ist auf eine Dauer von maximal drei Jah-
ren begrenzt. Gleichzeitig sollten die mit einer 
Förderung verbundenen Tätigkeiten in der Regel 
eine wöchentliche Arbeitszeit von 30 Stunden 
nicht überschreiten (BMAS 2007a: 20f.; BMAS/
BVA 2009).

Beschäftigungsfelder und Umsetzung
Zur Verbesserung der kommunalen Strukturen 
sieht das Bundesprogramm vor, dass die geför-
derten Beschäftigungsverhältnisse in der Regel 

durch Städte, Kreise oder Gemeinden einge-
richtet werden. Bei Bedarf können die Kommu-
nen auch Dritte als Arbeitgeber mit einbeziehen 
(BMAS/BVA 2009: 11). Der Schwerpunkt der 
Beschäftigungs felder wird auf Tätigkeiten gelegt, 
die unmittelbar im öffentlichen Interesse liegen. 
Grundsätzlich kommen Arbeiten in den Berei-
chen „Wissenschaft und Forschung, Bildung und 
Erziehung, Kunst und Kultur, Religion, Völker-
verständigung, Umwelt- und Landschaftsschutz, 
Jugend-, Familien- und Altenpfl ege sowie Ge-
sundheitswesen einschließlich Sport und Pfl ege“ 
in Frage (BMAS/BVA 2009: 12), ohne dass diese 
jeweils spezifi ziert werden.

Die Bewertung der Rechtmäßigkeit einer För-
derung, insbesondere die Prüfung der beiden Kri-
terien „Zusätzlichkeit“ und „öffentliches Interes-
se“, erfolgt bundeseinheitlich durch das BVA, dem 
ferner weitere administrative Aufgaben (Informa-
tion und Beratung der Antragsteller, Prüfung und 
Bewilligung von Anträgen, Auszahlung der Zu-
wendungen, Prüfung der Mittelverwendung sowie 
Berichterstattung und Abschluss des Gesamtpro-
gramms) übertragen worden sind (BMAS 2009: 4).

Erste Ergebnisse einer Begleitevaluation zei-
gen, dass gegenwärtig nur knapp 16.000 Beschäf-
tigungsverhältnisse durch das Bundesprogramm 
gefördert werden und damit das anvisierte Ziel 
von 100.000 Förderungen weit verfehlt worden 
ist (IAW/ISG 2010a: 4). Nach Einschätzung der 
Bundesregierung erklärt sich der geringe Förder-
umfang aus der mangelnden Akzeptanz bei den 
Ländern und den Kommunen. Die Zielerreichung 
sei zwar bezogen auf einzelne Bundesländer und 
Kommunen stark unterschiedlich. Sie hängt aber 
insbesondere davon ab, „inwiefern ein Bundes-
land bereit war, sich mit eigenen Mitteln an der 
Förderung zu beteiligen“ (Deutscher Bundestag 
2010b: 1ff.). Dies bedeutet, dass aufgrund der pre-
kären fi nanziellen Haushaltslage die, insbesonde -
re westdeutschen, Länder und Kommunen nicht 

14 Sofern die Förderung aus ESF-Bundesmitteln entfällt, sollten die Bundesländer die ihnen zur Verfügung stehenden ESF-Landesmittel 
einsetzen (BMAS/BVA 2009: 11).

15 Für die gesamte Laufzeit des Programms hatte der Bund ursprünglich 590 Millionen Euro in seinem Haushalt veranschlagt. Allein für 
2008 und 2009 standen für die Besetzung von jeweils neuen 50.000 Arbeitsplätzen rund 140 Millionen Euro zur Verfügung. Allerdings 
sind von diesen Mitteln nur etwa knapp 18 Millionen Euro (2008) bzw. 97 Millionen Euro verausgabt worden (Deutscher Bundestag 
2010b: 2).
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in der Lage und bereit sind, sich an der erforder-
lichen Kofi nanzierung des Kommunal-Kombi zu 
beteiligen (Deutscher Bundestag 2009c; Deutscher 
Bundestag 2008; Deutscher Bundestag 2009b).16

Weitere Ergebnisse der Evaluation zeigen, dass 
nur rund ein Viertel der geförderten Stellen durch 
Kommunen geschaffen worden sind, der Großteil 
dagegen bei „gemeinnützige Einrichtungen, Ver-
eine, Stiftungen“. Der Fokus der eingerichteten 
Stellen liegt dabei auf den Tätigkeitsbereichen 
„Kultur und Tourismus, Landschaftspfl ege, Um-

weltschutz sowie Behinderten- und Seniorenar-
beit“ (IAW/ISG 2010a: 6). Allerdings ist in Bezug 
auf die Entlohnung der Geförderten festgestellt 
worden, dass nicht fl ächendeckend ein tarifl iches 
Arbeitsentgelt gezahlt worden ist. Darüber hinaus 
wurde hinsichtlich der Akzeptanz des Programms 
bei den lokalen Arbeitsmarktakteuren zweierlei 
deutlich. Während der Kommunal-Kombi bei 
Kommunen und potenziellen Beschäftigungsträ-
gern eine hohe Akzeptanz erfährt, hängt diese bei 
den übrigen Akteuren (u. a. Kammern, Arbeitge-

16 Eine abschließende Beurteilung über die Gründe der Nichtbeteiligung in einigen Ländern und Kommunen durch die Begleitevaluation 
zum Kommunal-Kombi steht bis zu diesem Zeitpunkt aus. Erste Ergebnisse des Zwischenberichts 2010 der Begleitevaluation zeigen, dass 
sich für einzelne Kommunen die Beteiligung am Bundesprogramm, ohne Unterstützung des Landes, negativ auf den städtischen Haus-
halt auswirkt, bei anderen Kommunen, mit Länderunterstützung, es jedoch zu Einspareffekten bei den Kosten zur Unterkunft (KdU) 
kommt (IAW/ISG 2010b: 109ff.). 

Abbildung 3:

Bundesprogramm Kommunal-Kombi

Quelle: Eigene Darstellung in Anlehnung an BMAS, BVA 2009.

Kriterium Ausprägung

Zielsetzung 
– Schaffung von befristeten zusätzlichen und im öffentlichen Interesse 

liegenden sozialversicherungspfl ichtigen Arbeitsplätzen in Regionen 
mit erheblichen Arbeitsmarktproblemen (Strukturwirksamkeit)

Personenkreis 

– Wohnsitz in Region mit erheblichen Arbeitsmarktproblemen

– Langzeitarbeitslose im Sinne des §18 SGB III

– Mindestens zwölf Monate ununterbrochen im ALG II-Leistungsbezug 
vor Antritt des Beschäftigungsverhältnisses

Finanzierung

– Zuschuss zum Arbeitsentgelt bis zu 500 € aus dem Bundeshaushalt

– Zuschuss aus ESF-Bundesmitteln bei Beschäftigung älterer Arbeitnehmer 
und zum Arbeitgeberanteil der Sozialversicherungsbeiträge, entfällt bei 
Gewährung von ESF-Landesmitteln

Zeitliche Dimension

– Programm befristet vom 1. Januar 2008 bis zum 31. Dezember 2012

– Förderung von Arbeitsplätzen für die Dauer von maximal drei Jahren

– Wöchentliche Arbeitszeit von 30 Stunden

Beschäftigungsfelder 
und -bedingungen

– Einsatzfelder begrenzt auf Tätigkeiten zur Verbesserung der kommunalen 
Strukturen

– Beschäftigung bei Städten, Kreisen oder Gemeinden; im Einvernehmen 
mit den Kommunen ist eine Beschäftigung bei einem Dritten möglich

– Sozialversicherungspfl ichtige Beschäftigung
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berverbänden, Gewerkschaften) maßgeblich von 
deren Einbindung in die Maßnahmenplanung 
durch die Kommunen ab (IAW/ISG 2010a: 12). 
Insofern scheinen hier existierende Entwicklungs-
potenziale nicht genutzt worden zu sein.

3.1.4 Modell zur Integration von 
  Langzeitarbeitslosen in den ersten 
  Arbeitsmarkt – das Modellprojekt 
  Bürgerarbeit

Die Regionaldirektion Sachsen-Anhalt-Thüringen 
der Bundesagentur für Arbeit (BA) und die Lan-
desregierung Sachsen-Anhalt entwickelten 2006 
gemeinsam das Modellprojekt „Bürgerarbeit“, die 
zunächst in den Gemeinden Bad Schmiedeberg 
und Barleben (beide in Sachsen-Anhalt) durchge-
führt worden ist (Alt 2010). Seit Juni 2010 wird 
die Bürgerarbeit im Rechtskreis des SGB II bun-
desweit als „Modell zur Integration von Langzeit-
arbeitslosen in den ersten Arbeitsmarkt“ vom Bun-
desministerium für Arbeit und Soziales (BMAS) 
gemeinsam mit 197 Grundsicherungsträgern er-
probt, deren Projektvorschläge im Rahmen eines 
Interessenbekundungsverfahrens ausgewählt wor-
den sind. Für die geförderten Modellprojekte ist 
eine Laufzeit von drei Jahren vorgesehen, die wis-
senschaftlich evaluiert werden (BMAS 2010a). 

Ursprünglich sollten mit der Bürgerarbeit 
positive Anreizstrukturen für mehr bürgerschaft-
liches Engagement geschaffen werden, aber zwi-
schenzeitlich hat sich die Bürgerarbeit zu einer 
spannungsreichen Mischung aus Workfare-Ele-
menten einerseits und Elementen eines „sozialen 
Arbeitsmarktes“ andererseits entwickelt (Heinz et 
al. 2007: 10), was Heinrich Alt (2010: 85) euphe-
mistisch wie folgt beschreibt:

„Die Grundidee der Bürgerarbeit besteht in der 
konsequenten Aktivierung des gesamten Arbeitslosen-
bestandes bei gleichzeitigem Angebot von gemeinnüt-
ziger, sozialversicherungspfl ichtiger Beschäftigung für 
diejenigen Menschen, die trotz guter konjunktureller 
Lage mittelfristig keine Chance am ersten Arbeits-
markt haben.“

Im Kern beinhaltet das Konzept der Bürger-
arbeit vier aufeinander aufbauende Stufen, die 
„eine logische Abfolge“ bilden und eine intensive 
Betreuung der (Langzeit-)Arbeitslosen sicherstel-
len, um ihnen schließlich nach Durchlaufen des 
Stufenplans bei gescheiterter Integration eine Be-
schäftigung im Rahmen der Bürgerarbeit aufzuer-
legen (Alt 2010: 85).17 Das Ziel des Konzepts be-
steht darin, mithilfe der ersten drei Stufen markt-
nahe Arbeitslose intensiv zu unterstützen und 
„unechte“ Arbeitslose zu identifi zieren und abzu-
schrecken. Auf diese Weise soll der Leistungsmiss-
brauch („Schwarzarbeit“) eingeschränkt und die 
Arbeitsbereitschaft geprüft werden. Außerdem soll 
der Nachweis erbracht werden, dass im gemein-
nützigen Bereich genügend Stellen zu akquirieren 
und Arbeitslose durch sinnvolle Tätigkeiten für 
die Allgemeinheit zu integrieren sind (Heinz et al. 
2007: 9ff.). Die Bürgerarbeit legt damit im Sinne 
der aktivierenden Arbeitsmarktpolitik den Fokus 
auf das Ziel Arbeitsmarktintegration, ergänzt um 
die Funktion der Zielgruppeninklusion. Diese Ziel-
setzung spiegelt sich auch im förderungsfähigen 
Personenkreis wider.

Personenkreis
Die ursprüngliche Konzeption sah als relevante 
Zielgruppe grundsätzlich alle registrierten Arbeits-
losen aus den Rechtskreisen SGB II und SGB III 
vor, bei denen zumindest mittelfristig keine er-
folgreiche Vermittlung in den ersten oder zweiten 
Arbeitsmarkt zu erwarten ist. Die Auswahl zu der 
in der vierten Stufe vorgesehenen Bürgerarbeit 
sollte sich aber insbesondere an Personen richten, 
die auch in einer verbesserten konjunkturellen 
Phase „mittelfristig keine Chancen auf dem allge-
meinen Arbeitsmarkt haben“ (Alt 2010: 85). Auch 
bei der von der Bundesregierung initiierten Bür-
gerarbeit fi ndet keine weitere Eingrenzung des zu 
fördernden Personenkreises statt. Es ist lediglich 
beabsichtigt, von den insgesamt 160.000 erwerbs-
fähigen Hilfebedürftigen, welche durch die ersten 
drei Stufen innerhalb von sechs Monaten akti-
viert werden sollen, nur die „besonders benach-

17 Im Einzelnen umfassen die vier Stufen der Bürgerarbeit 1. Profi ling und Jobberatung, 2. zeitnahe Vermittlung der marktnahen Kunden, 
3. Fördermaßnahmen für Kunden mit Vermittlungshemmnissen, 4. Bürgerarbeit im engeren Sinne für nicht vermittelbare Arbeitslose.
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teiligten Personengruppen“ für die Bürgerarbeit 
im engeren Sinne auszuwählen (BMAS 2010a). 
Für diese Phase sollen zwar immerhin noch etwa 
34.000 Beschäftigungsverhältnisse eingerichtet 
werden (BMAS 2010b). Aber es stellt sich die Fra-
ge, inwieweit die besonders benachteiligten Per-
sonengruppen in der Aktivierungsphase über-
haupt Berücksichtigung fi nden, so dass die Ge-
fahr von „Creaming-Effekten“ sicher gegeben ist 
(Alt 2010: 88).

Finanzierung und zeitliche Dimension
Hinsichtlich der Finanzierung war es Anspruch 
der Initiatoren, die Bürgerarbeit nahezu kosten-
neutral zu fi nanzieren. Das Konzept sah als Finan-
zierungsgrundlage die Eingliederungsmittel der 
Grundsicherungsträger vor, zudem wurde die 
 Aktivierung passiver Leistungen vorgeschlagen. 
Zusätzlich sollten Mittel aus dem Europäischen 
Sozialfonds (ESF) sowie Mittel aus den Bundeslän-
dern verwandt werden (Alt 2010).

Im Gegensatz dazu werden die Modellprojek-
te zur Bürgerarbeit der Bundesregierung aus dem 
Bundesetat (mit einem Volumen von 1,3 Milliar-
den Euro) und durch ESF-Mittel (in Höhe von 
200 Millionen Euro) fi nanziert. Auf diese Weise 
kann sichergestellt werden, dass die Eingliede-
rungsbudgets der Grundsicherungsträger nicht 
weiter belastet werden und der Rahmen für wei-
tere aktive arbeitsmarktpolitische Maßnahmen 
nicht weiter eingeschränkt wird. Durch die vor-
handenen Finanzmittel wird ein Festbetrag (in 
Höhe von 1.080 Euro pro gefördertem Arbeitslo-
sen) an alle potenziellen Arbeitgeber gewährt, der 
das Arbeitsentgelt und die Sozialversicherungs-
aufwendungen abdecken soll (BMAS 2010a). Die 
in der Bürgerarbeit geschlossenen Beschäftigungs-
verhältnisse können insgesamt bis zu drei Jahre 
gefördert werden, wobei in der Regel eine wöchent-
liche Arbeitszeit von 30 Stunden vorgesehen ist 
(BMAS 2010a). Den Beschäftigten, die fortan offi -
ziell nicht mehr arbeitslos gemeldet sind, soll so 
genügend Zeit für weitere Bewerbungsaktivitäten 
zur Verfügung stehen.

Beschäftigungsfelder und Umsetzung
Die Beschäftigungsfelder der Bürgerarbeit sind 
grundsätzlich im gemeinnützigen Bereich angesie-

delt, „zusätzlich“ und sie liegen „im öffentlichen 
Interesse“. Als potenzielle Arbeitgeber für Bürger-
arbeit sollten nach den ursprünglichen Überlegun-
gen der Regionaldirektion Sachsen-Anhalt-Thü-
ringen und der Landesregierung von Sachsen- 
Anhalt insbesondere Kommunen, Kirchen sowie 
sonstige karitative Einrichtungen in Frage kom-
men, wobei förderungsfähige Maßnahmen sowie 
die konkrete Ausgestaltung von Einsatzstellen im 
Konsens aller beteiligten lokalen arbeitsmarkt-
politischen Akteure erfolgen sollten. Auf diese 
Weise sollte eine Verdrängung und/oder Substi-
tuierung von regulären Beschäftigungsverhält-
nissen auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt mög-
lichst vermieden werden (Alt 2010: 85).

Hingegen sind im Modellprojekt der Bundes-
regierung als Arbeitgeber in erster Linie Gemein-
den, Städte und Landkreise vorgesehen, wobei in 
Einvernehmen mit den Kommunen auch Dritte 
Einsatzstellen bereitstellen können. Als konkrete 
Tätigkeiten kommen beispielsweise „Begleitser-
vice für Ältere/Behinderte, etwa bei Behörden-
gängen/Arztbesuchen, Energiesparberatung für 
Bedürftige“ in Frage (BMAS 2010a). Eine beson-
dere Rolle wird den Grundsicherungsträgern zu-
geschrieben, die bei der Umsetzung „eigene Wege 
verfolgen“ können (BMAS 2010a, 2010b). Die Um-
setzung des Konzepts und insbesondere die Aus-
wahl der erwerbsfähigen Hilfebedürftigen, die für 
die Bürgerarbeit im engeren Sinne in Frage kom-
men, erfolgt im Rahmen eines vierstufi gen Sys-
tems, das eingangs bereits kurz skizziert worden 
ist. Die Tätigkeiten in der vierten Stufe der Bür-
gerarbeit sollen sich an den Fähigkeiten und 
Kenntnissen der einzelnen Hilfebedürftigen orien-
tieren und werden auf Basis sozialversicherungs-
pfl ichtiger Beschäftigungsverhältnisse durchge-
führt (mit Ausnahme des Beitrages zur Arbeitslo-
senversicherung), was das Selbstwertgefühl und 
die Teilhabechancen am gesellschaftlichen Leben 
der Geförderten stärken soll. Darüber hinaus ist 
vorgesehen, dass die Tätigkeiten von einem be-
gleitenden Coaching fl ankiert werden und eine 
regelmäßige Überprüfung der persönlichen Vor-
aussetzungen stattfi ndet, damit bei verbesserten 
Eingliederungschancen eine Vermittlung in den 
allgemeinen Arbeitsmarkt angestrebt werden kann 
(BMAS 2010a).
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3.2 Lokale Anwendungen: Der öffentliche 
 Beschäftigungssektor (ÖBS) in Berlin

Die lokale Anwendung öffentlich geförderter Be-
schäftigung ist sehr vielfältig und heterogen. Hier 
stellt das Berliner Programm „Öffentlicher Be-
schäftigungssektor (ÖBS)“ eine Besonderheit dar: 
Ziel des Programms ist die dauerhafte Schaffung 
von öffentlich fi nanzierten Arbeitsplätzen für lang-
zeitarbeitslose Menschen, durch die gesellschaft-

lich sinnvolle und notwendige Arbeit geleistet 
wird. Damit soll gleichzeitig aufgezeigt werden, 
dass öffentlich geförderte Beschäftigung existenz-
sichernd sein kann und für die Beschäftigten neue 
Perspektiven eröffnet. Damit verkörpert der ÖBS 
in Berlin den Versuch, die seit Mitte der 1990er 
Jahre in der PDS/Linkspartei (heute: Partei DIE 
LINKE) geführte Diskussion über die Ausweitung 
öffentlich geförderter Beschäftigung in die Praxis 
umzusetzen.

Abbildung 4:

Bundesprogramm Bürgerarbeit

Quelle: Eigene Darstellung in Anlehnung an Alt 2010 und BMAS 2010a, 2010b.

Kriterium Ausprägung

Zielsetzung 

– Angebot von gemeinnütziger, sozialversicherungspfl ichtiger Beschäftigung 

– Nachhaltige Senkung der Arbeitslosigkeit (Arbeitsmarktintegration)

– sozialpolitische Aspekte, insb. gesellschaftliche Teilhabe, Sinnstiftung 
durch Arbeit (Zielgruppeninklusion)

Personenkreis 
– Angebote an Personen, die trotz einer verbesserten konjunkturellen Phase 

„mittelfristig keine Chancen auf dem ersten Arbeitsmarkt haben“

Finanzierung

– Mittel aus dem Bundesetat in einem Volumen von 1,3 Mrd. €

– Zusätzlich 200 Mio. € aus ESF-Mitteln

– Festbetrag von 1.080 € pro gefördertem Arbeitslosen, der das Arbeitsent-
gelt und den Sozialversicherungsaufwand des Arbeitgebers abdecken soll

Zeitliche Dimension

– Laufzeit drei Jahre

– in der Beschäftigungsphase (Stufe 4), Beschäftigungsverhältnisse 
bis zu drei Jahre, Arbeitszeit 30 Stunden/Woche

Beschäftigungsfelder 
und -bedingungen

– vorangestellt wird eine sechsmonatige Aktivierungsphase (Bürgerarbeit 
im weiteren Sinn) die drei Stufen umfasst (Stufe 1: Aktivierung, Stufe 2: 
Integration/Vermittlung und Stufe 3: Fördern)

– anschließend Stufe 4: öffentlich geförderte Beschäftigung 
(Bürgerarbeit im engeren Sinn)

– sozialversicherungspfl ichtige Beschäftigung ohne Beiträge 
zur Arbeits losenversicherung

– Zuweisung über die Grundsicherungsträger, Anwendung von Sanktionen 
bei Ablehnungen ohne triftigen Grund

– potenzielle Arbeitgeber: Städte, Gemeinden und Landkreise; aber auch 
Dritte können im Einvernehmen mit den Kommunen Bürgerarbeit durch-
führen

– Vermeidung von Verdrängung von Beschäftigung auf dem allgemeinen 
Arbeitsmarkt
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Aus diesem Grund hat die rot-rote Landesre-
gierung im November 2006 in ihrem Koalitions-
vertrag die Aufl egung des Programms „Arbeit statt 
Arbeitslosigkeit fi nanzieren“ vereinbart, in dem 
mehrere Pilotprojekte zusammengefasst wurden.18 
Durch den Ausbau des Programms sollten Alterna-
tiven zum Niedriglohnsektor (Deutscher Bundes-
tag 2009a) sowie zur Beschäftigungsförderung 
durch „Ein-Euro-Jobs“ aufgezeigt werden, was sich 
auch in der Koalitionsvereinbarung mit der SPD 
widerspiegelt (SPD/Linkspartei.PDS 2006: 21). Aus 
diesem Programm heraus hat sich der Berliner Se-
nat zum Aufbau des ÖBS verpfl ichtet, der mit der 
Unterzeichnung einer „Gemeinsamen Erklärung“19 
zentraler arbeitsmarkt- und wirtschaftspolitischer 
Akteure in Berlin seit Herbst 2008 schrittweise 
umgesetzt wird.20 Darin verpfl ichten sich die un-
terzeichnenden Institutionen, sich dafür einzu-
setzen, „die bestehenden Möglichkeiten zur Ein-
gliederung Langzeitarbeitsloser zu nutzen“, damit 
folgende Zielsetzungen erreicht werden:

„Beabsichtigt sind langfristige Beschäftigungs-
angebote zu tarifl ichen Bedingungen für Langzeitar-
beitslose, die aufgrund von Vermittlungshemmnissen 
perspektivisch keine Integrationschancen auf dem ers-
ten Arbeitsmarkt besitzen. Damit soll zugleich auch 
gesellschaftlich wichtige und sinnvolle Arbeit in die-
ser Stadt erledigt werden“ (Gemeinsame Erklärung 
über den öffentlich geförderten Beschäftigungssektor 
2008: 1).

Eine (Re)Integration in den ersten Arbeits-
markt gehört hingegen nicht zu den primären 
Zielen des ÖBS, wenngleich Brücken in den ers-
ten Arbeitsmarkt durchaus angestrebt werden. 
Konzeptionell lässt sich der Berliner ÖBS damit 

eher im Bereich der Marktersatzfunktion öffent-
lich geförderter Beschäftigung verorten. 

Personenkreis
Der im Rahmen des Berliner ÖBS geförderte Per-
sonenkreis resultiert aus den bundesgesetzlichen 
Regelungen der zur Finanzierung (s. u.) herange-
zogenen arbeitsmarktpolitischen Instrumente. 
Förderungsfähig im ÖBS sind Langzeitarbeitslose 
ab dem 25. Lebensjahr mit multiplen Vermitt-
lungshemmnissen (z. B. fehlende schulische und/
oder berufl iche Qualifi kation, mangelnde Sprach-
kenntnisse, gesundheitliche Einschränkungen, 
Wohnungslosigkeit), für die kurz- bis mittelfristig 
keine Beschäftigungschancen auf dem allgemei-
nen Arbeitsmarkt bestehen und die mindestens 
sechs Monate durch einen Grundsicherungsträ-
ger betreut worden sind.

Finanzierung und zeitliche Dimension
Zur Finanzierung des ÖBS hat sich das Land Ber-
lin in der Gemeinsamen Erklärung verpfl ichtet, 
„alle zur Verfügung stehenden Instrumente“ zu 
nutzen, womit es die notwendige Flexibilität er-
halten hat, auf veränderte Rahmenbedingungen 
der arbeitsmarktpolitischen Förderung zu reagie-
ren. Zur Zeit der Unterzeichnung der Gemeinsa-
men Erklärung wurden die Beschäftigungsmaß-
nahmen durch die „JobPerspektive“ mit dem Ins-
trument Beschäftigungszuschuss (BEZ) und dem 
Bundesprogramm „Kommunal-Kombi“ gefördert. 
Allerdings hat es beim BEZ zum Jahresbeginn 2010 
zwei wichtige Änderungen gegeben, so dass dieses 
Instrument nur noch in Teilen für die Ausfi nan-
zierung des Berliner ÖBS genutzt werden kann.21 

18 Zu diesen Pilotprojekten gehörte u. a. das Projekt „Stelle statt Stütze“, in dem erwerbsfähige ALG II-Empfängerinnen und Empfänger in 
einer unbefristeten Beschäftigung am ersten Arbeitsmarkt mit Mitteln des Landes und der Grundsicherungsträger gefördert wurden. 

19 Unterzeichner der „Gemeinsamen Erklärung über den Öffentlich geförderten Beschäftigungssektor“ sind die Senatsverwaltung für Inte-
gration, Arbeit und Soziales des Landes Berlin, die Regionaldirektion Berlin-Brandenburg der Bundesagentur für Arbeit, die Industrie- 
und Handelskammer Berlin, die Handwerkskammer, die Vereinigung der Unternehmensverbände in Berlin in Brandenburg, der Deut-
sche Gewerkschaftsbund sowie die Liga der Spitzenverbände der Freien Wohlfahrtspfl ege im Land Berlin.

20 Gleichzeitig ist eine Begleitevaluation zum ÖBS vereinbart worden. Mittlerweile liegt ein vom Forschungsteam Internationaler Arbeits-
markt erstellter Abschlussbericht der wissenschaftlichen Bestandsaufnahme zur Umsetzung des ÖBS-Programms in Berlin vor (Lenhart/
Wagner 2010).

21 Erstens hat das BMAS in 2010 die Eingliederungsmittel für den BEZ nach anderen Maßstäben auf die Grundsicherungsstellen verteilt als 
in den Vorjahren. Die für Berlin zugeteilten Mittel sind daher nicht ausreichend und ermöglichen neue Förderfälle in 2010 nur noch in 
geringem Umfang. Zweitens hat das BMAS mit einer neuen Geschäftsanweisung der Bundesagentur für Arbeit (Anlage GA SGB II 
Nr. 02 om 26.1.2010) eine weitere entscheidende Einschränkung vorgenommen. Demnach ist eine Förderung mit einem BEZ grundsätz-
lich nur noch möglich, wenn der Arbeitgeber bereits zu Beginn des Beschäftigungsverhältnisses seine Bereitschaft erklärt, die 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer dauerhaft zu beschäftigen. Dies ist den gemeinnützigen, nicht gewinnorientierten Beschäfti-
gungsträgern, die grundsätzlich befristete Arbeitsverträge mit den Maßnahmeteilnehmenden abschließen, in der Regel nicht möglich, 
da sie die Restfi nanzierung nicht dauerhaft übernehmen können.
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Um den Rückgang bei den Förderfällen durch die 
neuen Rahmenbedingungen auszugleichen, wur-
de bei der Finanzierung sukzessive auf das Ins-
trument AGH-E umgesteuert, was aber zu Proble-
men in der Gesamtfi nanzierung des ÖBS geführt 
hat. Und auch die Nutzung des Kommunal-Kom-
bi hat sich aufgrund des vergleichsweise niedri-
gen Zuschusses und dem damit verbundenen ho-
hen Kofi nanzierungsbedarf sowie der vergleichs-
weise restriktiven Fördervoraussetzungen für die 
Teilnehmerinnen und Teilnehmer als schwierig er-
wiesen. Letztlich wurde das Programm in Berlin 
nur gering in Anspruch genommen.22 Bei den Ko-
fi nanzierungsmitteln, die das Land Berlin auf-
bringen musste, handelt es sich einerseits um 
Mittel des Landesarbeitsmarktprogramms sowie 
andererseits um eingesparte Leistungen für die 
Kosten der Unterkunft (KdU). Insgesamt sind die 
Finanzierungsverfahren relativ kompliziert, was 
sich insbesondere aus der Zusammenführung 
unter schiedlicher Förderlogiken (Projekt- versus 
Indi vi dualförderung) und Fördertöpfe (Grundsi-
cherungsträger, Landesmittel, ESF) ergibt.

Beschäftigungsfelder und Umsetzung
Grundlage des ÖBS bildet die gemeinsame Erklä-
rung der zentralen arbeitsmarkt- und wirtschafts-
politischen Akteure Berlins. Aus der Erklärung 
ergibt sich, dass die Förderung eines Beschäf-
tigungsverhältnisses im Rahmen des ÖBS den 
Grundsätzen der Zusätzlichkeit und des öffent-
lichen Interesses unterliegt, um einer Verdrän-
gung bzw. Ersetzung regulärer Beschäftigungsver-
hältnisse entgegenzuwirken. Von einer För derung 
ausgeschlossen sind Tätigkeiten in den Bereichen 
Garten- und Landschaftsbau, Gebäudereinigung, 
Maler- und Lackierarbeiten sowie Baumaßnah-
men. Tätigkeiten in der Verwaltung sind nur in 
Ausnahmefällen und auf den „Kontext“ bezogen 
durchführbar. Damit diese Vorgaben eingehalten 
werden, sind die relevanten arbeitsmarktpoliti-
schen Akteure bei der Bewertung und Umsetzung 

von Maßnahmen beteiligt (Gemeinsame Erklä-
rung über den öffentlich geförderten Beschäfti-
gungssektor 2008).23

Die Durchführung von bewilligten Maßnah-
men erfolgt in der Regel durch einen gemeinnüt-
zigen Träger, der im Vorfeld dem zuständigen Job-
center ein Konzept für eine Maßnahme vorlegen 
muss. Die eingereichten Konzepte müssen über 
eine ausführliche Arbeitsplatzbeschreibung ver-
fügen, das vorgesehene, nach tarifl ichen Grund-
lagen zu begründende Arbeitsentgelt ausweisen 
sowie „die Ortsüblichkeit“ nachweisen (comovis 
2009). Das zuständige Jobcenter prüft in Zusam-
menarbeit mit den lokalen Bezirksämtern die 
 generelle Förderfähigkeit. Das Jobcenter hat da-
bei den Grundsatz der Zusätzlichkeit sowie das 
Vorliegen der persönlichen Voraussetzungen der 
potenziell Geförderten zu prüfen, während die 
Bezirksämter das öffentliche Interesse zu bestäti-
gen haben. Die Bewilligung einer Maßnahme so-
wie die Auswahl der geförderten Teilnehmerin-
nen und Teilnehmer erfolgt letztlich durch das 
Jobcenter.

Als mögliche Beschäftigungsfelder werden in 
der gemeinsamen Erklärung die Stärkung des so-
zialen Zusammenhalts, der kulturellen und schu-
lischen Bildung, die Unterstützung der Integra-
tion von Migrantinnen und Migranten sowie die 
Verbesserung der Perspektiven einer älter werden-
den Gesellschaft genannt (Gemeinsame Erklärung 
über den öffentlich geförderten Beschäftigungs-
sektor 2008).

3.3 Weitergehende konzeptionelle 
 Überlegungen

Neben den vorgenannten Grundinstrumenten 
und Programmen sowie lokalen Ansätzen wie 
zum Beispiel in Berlin sind in den letzten Jahren 
insbesondere von Gewerkschaften und Wohl-
fahrtsverbänden, politischen Parteien sowie von 

22 Inzwischen läuft das Programm nur noch für die Personen im Bestand weiter, Neuanträge konnten nur bis Ende 2009 eingebracht 
werden.

23 Ergänzend sollte ein Koordinierungskreis zur Kontrolle der „Einhaltung der Grundsätze“ des ÖBS eingesetzt werden, dem vierteljährlich 
eine Übersicht über eingerichtete Maßnahmen vorgelegt wird. Über welche Befugnisse dieses Gremium tatsächlich verfügt, kann nicht 
hinreichend eingeschätzt werden.
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Erwerbsloseninitiativen weitergehende konzep-
tionelle Überlegungen erarbeitet worden, die sich 
teilweise deutlich von den bestehenden Instru-
menten und Programmen abgrenzen.24 Wenn-
gleich deren konkrete Umsetzung aufgrund der 
derzeitigen bundespolitischen Konstellationen 
wenig wahrscheinlich ist, so lassen sich dennoch 
sinnvolle Anknüpfungspunkte für die aktuelle 
Debatte fi nden. Hervorzuheben sind insbeson-
dere die konzeptionellen Überlegungen der Dia-
konie (Kapitel 3.3.1) und des Deutschen Gewerk-
schaftsbundes (Kapitel 3.3.2), die bereits in der 

Vergangenheit auf große politische Resonanz ge-
stoßen sind. Dies äußert sich beispielsweise da-
rin, dass diese Überlegungen Eingang gefunden 
haben in die Konzepte der politischen Parteien, 
namentlich von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN (Ka-
pitel 3.3.3) sowie der SPD (Kapitel 3.3.4). Schließ-
lich haben sich auch unterschiedliche Erwerbs-
loseninitiativen der Thematik angenommen, aber 
insbesondere die Berliner Kampagne gegen Hartz 
IV hat ein sehr umfassendes Konzept erarbeitet, 
welches Eingang in die vorliegende Expertise ge-
funden hat (Kapitel 3.3.5).

Abbildung 5:

Öffentlich geförderter Beschäftigungssektor

Quelle: Eigene Darstellung.

Kriterium Ausprägung

Zielsetzung 
– Schaffung von langfristigen Beschäftigungsangeboten zu tarifl ichen 

Bedingungen (Marktersatzfunktion, Zielgruppeninklusion)

Personenkreis 
– Langzeitarbeitslose, ab dem 25. Lebensjahr mit Vermittlungshemmnissen 

(wichtig: gesetzliche Zugangsvoraussetzungen nach §§16d und 16e SGB II)

Finanzierung

– §16e SGB II (Beschäftigungszuschuss)

– §16d SGB II (AGH-E)

– Bundesprogramm „Kommunal-Kombi“

– Kofi nanzierung mit Landesmitteln

Zeitliche Dimension
– Ergibt sich aus den arbeitsmarktpolitischen Instrumenten 

(ein bis drei Jahre, auch unbefristete Förderung möglich)

Beschäftigungsfelder 
und -bedingungen

– sozialräumliche Ausrichtung, z. B. durch Nachbarschaftsarbeit

– Kultur- und Bildungssektor

– Unterstützung in der Integrationsarbeit von Menschen 
mit Migrationshintergrund

– Beachtung der Kriterien Zusätzlichkeit und öffentliches Interesse

Umsetzung

– Beteiligung der relevanten arbeitsmarktpolitischen Akteure 
bei der Umsetzung und Bewertung von Maßnahmen 

– Einrichtung der Maßnahme und Auswahl der Teilnehmer durch Jobcenter

– Durchführung der Maßnahmen durch gemeinnützige Träger

24 Darüber hinaus haben sich auch die Arbeitgeberverbände sowie Trägerorganisationen zu öffentlich geförderter Beschäftigung inhaltlich 
positioniert. Diese Institutionen haben allerdings keine ausgereiften Konzepte vorgelegt, sondern häufi g nur Stellungnahmen zu einzel-
nen Gesetzesvorhaben der Bundestagsfraktionen (siehe hierzu zusammenfassend Bug 2010: 14ff.).
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3.3.1 Deutscher Gewerkschaftsbund: Öffent-  
 lich geförderte Beschäftigung muss   
 mehr als Ein-Euro-Jobs sein – „Ehrlicher  
 zweiter Arbeitsmarkt“ ist notwendig

Beim Deutschen Gewerkschaftsbund (DGB) wur-
de durch den Bundesvorstand ein Papier mit dem 
programmatischen Titel „Öffentlich geförderte 
Beschäftigung muss mehr als Ein-Euro-Jobs 
sein – Ehrlicher zweiter Arbeitsmarkt ist notwen-
dig“ erarbeitet, das im September 2006 der Öf-
fentlichkeit präsentiert worden ist. Hintergrund 
für die Erarbeitung des Konzepts ist die grund-
legende Einschätzung, dass der bundesdeutsche 
Arbeitsmarkt auf absehbare Zeit durch eine hohe 
Zahl an Unterbeschäftigung gekennzeichnet sein 
wird. Insofern sei ein sozialer Arbeitsmarkt sozial- 
wie beschäftigungspolitisch erforderlich, um auch 
schwerstvermittelbaren Arbeitslosen eine Teilha-
bechance an Erwerbsarbeit zu bieten. Zur weite-
ren Rechtfertigung der Forderungen wird auf die 
schlechten Eingliederungsquoten bei den „Ein-
Euro-Jobs“ verwiesen, die im Falle eines Ausbaus 
öffentlich geförderter Beschäftigung zurückgeführt 
werden könnten. Damit zielt das Konzept im We-
sentlichen auf die Etablierung eines Ersatzarbeits-
marktes (Marktersatzfunktion), in dem spezifi sche 
Zielgruppen inkludiert werden sollen. Aber auch 
strukturpolitische Überlegungen spielen in den 
Überlegungen des DGB eine wichtige Rolle: Durch 
eine stärkere Berücksichtigung der arbeitsmarkt-
politischen Rahmenbedingungen könnten insbe-
sondere wirtschaftlich strukturschwache Regio-
nen von den geförderten Beschäftigungsverhält-
nissen profi tieren (DGB 2006: 1ff.).

Personenkreis
Die Umsetzung dieser breiten Zielsetzung soll 
durch eine relativ enge Abgrenzung des Per-
sonenkreises realisiert werden, indem sich der 
„ehrliche zweite Arbeitsmarkt“ vornehmlich an 

Langzeitarbeitslose mit multiplen Vermittlungs-
hemmnissen richtet. Nach Schätzungen des DGB 
fallen hierunter rund 100.000 Personen, wobei 
explizit ältere Arbeitslose bzw. ältere Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer ab dem 55. Lebens-
jahr, Personen mit gesundheitlichen Einschrän-
kungen sowie Personen ohne „formalen Berufs-
abschluss“ benannt werden. Für diese Personen-
gruppen sollen durch die Schaffung von 
lang fristigen sozialversicherungspfl ichtigen Be-
schäftigungsverhältnissen Perspektiven außerhalb 
von Arbeitslosigkeit entwickelt werden, wobei 
eine Integration in den ersten Arbeitsmarkt aus-
drücklich nicht im Vordergrund steht. Zur weite-
ren Erläuterung der Fokussierung auf ältere Ar-
beitslose verweist der DGB auf das Ziel, durch eine 
gezielte Förderung dieser Menschen auf dem zwei-
ten Arbeitsmarkt einen „sozialverträglichen Über-
gang“ (DGB 2006: 4) in den Altersruhestand schaf-
fen zu wollen.

Finanzierung und zeitliche Dimension
Die Finanzierung der Maßnahmen lässt sich nach 
den Berechnungen des DGB über das SGB II-Ein-
gliederungsbudget realisieren, da deren Kosten 
kaum höher als für die bereits existierenden „Ein-
Euro-Jobs“ sein werden. Für eine adäquate Nut-
zung der Eingliederungsbudgets hält der DGB 
allerdings zwei wichtige Modifi kationen für er-
forderlich: Erstens eine partielle Aktivierung der 
passiven Leistungen in Form einer einseitigen De-
ckungsfähigkeit des Eingliederungsbudgets durch 
das ALG II-Budget. Und zweitens eine Beteiligung 
der Beschäftigungsträger an den Personalkosten 
(genannt werden 10 Prozent), um mögliche „Mit-
nahmeeffekte“ und „unlautere Gewinnabsichten“ 
prinzipiell auszuschließen. Im Gegenzug wird den 
Beschäftigungsträgern die „Erzielung eigener Ein-
nahmen durch (geringe) Nutzungsgebühren“ ein-
geräumt (DGB 2006: 5f.).25

25 In Bezug auf die Finanzierung hat der DGB angesichts veränderter gesetzlicher Regelungen einige Anpassungen vorgenommen, die Ende 
September 2010 beim Workshop „Öffentlich geförderte Beschäftigung – Integrationspolitik für Langzeitarbeitslose“ der Friedrich-Ebert-
Stiftung präsentiert wurden: Demnach werden auch der Beschäftigungszuschuss (BEZ) und der „Kommunal-Kombi“ als geeignete Finan-
zierungsgrundlage für öffentlich geförderte sozialversicherungspfl ichtige Beschäftigung angesehen. Konkret soll für den BEZ ein separates 
Budget neben dem SGB II-Eingliederungsbudget pro Grundsicherungsträger eingeführt werden, wobei sich die Höhe des Budgets an den 
jeweiligen Anteil der Langzeitarbeitslosen im jeweiligen Zuständigkeitsbereich der Grundsicherungsträger orientiert. Des Weiteren sind 
in wirtschaftlich strukturschwachen Regionen mit hoher (Langzeit)Arbeitslosigkeit gezielte „Projektförderungen“ in Anlehnung an das 
Bundesprogramm „Kommunal-Kombi“ vorzunehmen, die ergänzend mit Landes- und Kommunalmitteln zu fi nanzieren sind (http://
www.fes.de/wiso/pdf/aq/2010/290910/Beitrag%20Kolf_29_10_10.pdf).
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Eine ergänzende Finanzierung wird durch 
die Einführung eines Fonds nach dem Bonus-
Malus-Prinzip angestrebt, der sich an eine Rege-
lung im österreichischen Arbeitsmarktpolitik-
Finanzierungsgesetz orientiert und die „volks-
wirtschaftlichen Kosten einer auf Verschleiß und 
frühzeitige Aussortierung setzende Personalpoli-
tik stärker internalisiert“ (DGB 2006: 4). Mit den 
Mitteln aus dem Fonds sollen Betriebe und ge-
meinnützige Organisationen bei der Einrichtung 
zusätzlicher Arbeitsplätze unterstützt werden, wo-
bei „gesundheitsförderliche Arbeitsbedingungen“ 
sowie „Weiterbildung und Beschäftigung bis zur 
Regelaltersgrenze“ zu garantieren sind. Sind die 
Unternehmen nicht in der Lage, diese Forderun-
gen zu erfüllen, sollen sie stärker durch den Fonds 
fi nanziell belastet werden (DGB 2006: 3). Konkre-
tere Modalitäten zu diesem Fonds fi nden sich 
aber ebenso wenig wie Antworten auf die Frage, 
auf wie viel Jahre der zweite Arbeitsmarkt insge-
samt oder die einzelnen Beschäftigungsverhält-
nisse angelegt sein sollen.

Beschäftigungsfelder und Umsetzung
Bei der konkreten Umsetzung und der „Zuwei-
sung“ der Personen auf potenzielle Arbeitsplätze 
soll der jeweilige Grundsicherungsträger verant-
wortlich zeichnen, der bei seinen Entscheidungen 
durch die lokalen Arbeitsmarktakteure zu unter-
stützen ist. Mit ihnen sollen im Konsens sowohl 
geeignete Tätigkeitsfelder als auch der tatsäch-
liche Umfang der Maßnahmen ermittelt werden. 
Die lokalen Akteure sollen auch mitwirken bei 
der

„konkreten Ausgestaltung von Beschäftigungs-
programmen für Ältere und gesundheitlich Angeschla-
gene (…), um Mitnahme- und Verdrängungseffekte zu 
verhindern“ (DGB 2006: 6).

Nach Ansicht des DGB könnten die gesam-
melten Erfahrungen der früheren ABM-Ausschüs-
se fruchtbar gemacht werden, deren Arbeit als 
Vorbild für die Herstellung eines lokalen arbeits-
marktpolitischen Konsenses unter den Akteuren 
dient. Für die weitere Umsetzung hält der DGB 
zwei Optionen für möglich: Entweder erfolgt die 
Förderung von Integrationsarbeitsplätzen in Be-
trieben des ersten Arbeitsmarktes nach dem Vor-
bild der Beschäftigung in Integrationsfi rmen.26 
Oder es werden mit öffentlich geförderter Be-
schäftigung „sinnvolle“ Tätigkeiten im Non- Pro-
fi t-Bereich gefördert. Hier stehen zusätzliche, 
marktferne Tätigkeiten im Mittelpunkt, die ohne 
öffentliche Subventionierung mittelfristig nicht 
durchgeführt werden bzw. deren Erledigung 
durch private Unternehmen aufgrund mangeln-
den Interesses unwahrscheinlich ist. Die Tätig-
keiten im Non-Profi t-Bereich sollen insbesondere 
bei Wohlfahrtsverbänden, Vereinen oder sonsti-
gen gemeinnützigen Einrichtungen angesiedelt 
werden. Hierzu sollen die Grundsicherungsträger 
und die jeweiligen Einrichtungen Vereinbarun-
gen abschließen, in der Zielgrößen, Förderhöhe 
und -dauer defi niert werden. Nach Ansicht des 
DGB würden so die regionalen Notwendigkeiten 
einerseits sowie die Bedarfe der zu fördernden 
Personen andererseits Berücksichtigung fi nden 
(DGB 2006: 4ff.).

26 Die öffentlich geförderten Integrationsarbeitsplätze sind dabei als ein Minderleistungsausgleich für die jeweiligen Betriebe anzusehen, 
die eine geförderte Person beschäftigen. Diese Subventionierung dient dem Erhalt der Wettbewerbsbedingungen des Unternehmens für 
die Beschäftigung von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern mit diversen Defi ziten.
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Abbildung 6:

Ehrlicher zweiter Arbeitsmarkt

Quelle: Eigene Darstellung in Anlehnung an DGB (2006).27

Kriterium Ausprägung

Zielsetzung 

– Öffentlich geförderte Beschäftigung zur „beschäftigungs- und sozial-
politischen“ Entlastung eines begrenzt aufnahmefähigen ersten Arbeits-
marktes (Marktersatzfunktion, Zielgruppeninklusion)

– Förderung als „sozialverträglicher Übergang zum Altersruhestand“

– Stärkung strukturschwacher Regionen (Strukturwirksamkeit)

Personenkreis 
– Langzeitarbeitslose, insbesondere  ältere Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-

mer/Arbeitslose ab 55 Jahre mit multiplen Vermittlungshemmnissen

Finanzierung

– Finanzierung durch SGB II-Eingliederungsbudget, einschließlich Aktivierung 
von passiven Leistungen

– Beteiligung der Beschäftigungsträger an Personalkosten 

– Einführung eines „Bonus-Malus-Systems“

– Anwendung eines Minderleistungsausgleiches bei Integrationsarbeitsplätzen

– Seit Herbst 2011 Finanzierung auch über §16e SGB II (Beschäftigungs-
zuschuss) sowie Bundesprogramm „Kommunal-Kombi“

Zeitliche Dimension

– Keine konkreten Angaben, Förderung über „mehrere Jahre“

– Dauerhafte Förderung von Integrationsarbeitsplätzen in Betrieben 
des ersten Arbeitsmarktes

Beschäftigungsfelder 
und -bedingungen

– Orientierung an den Bedürfnissen Einzelner und den „Notwendigkeiten 
des regionalen Arbeitsmarktes“

– Integrationsarbeitsplätze in Betrieben des ersten Arbeitsmarktes 

– Beschäftigung im „Non-Profi t-Bereich“ 

– Beachtung der Kriterien Zusätzlichkeit und öffentliches Interesse

27 Der DGB hat die Finanzierung seines Konzepts im Herbst 2010 modifi ziert (Fußnote 25).
28 Dieses Papier ergänzt das ursprüngliche Konzept von öffentlich geförderter Beschäftigung nur ansatzweise, so dass eine Bewertung der 

diakonischen Sicht im Wesentlichen auf Basis des 2006 vorgelegten Konzepts zu erfolgen hat. Die konzeptionelle Stärke des aktuellen 
Papiers besteht vielmehr in der ausführlichen Analyse des „Status-Quo“ der bundesdeutschen Arbeitsmarktpolitik. Beispielsweise wird 
die konsequente Ausrichtung der aktivierenden Arbeitsmarktpolitik, jegliche Form der Beschäftigung aufzunehmen, scharf kritisiert. 
Hierdurch werden die individuellen und multiplen Problemlagen bestimmter Personengruppen vernachlässigt und somit eine nachhal-
tige Integration in den ersten Arbeitsmarkt verhindert. Vor dem Hintergrund dieser Analyse leitet die Diakonie Forderungen für einen 
grundsätzlichen Wandel in der Arbeitsmarktpolitik ab (Diakonie 2010: 11ff).

3.3.2 Diakonisches Werk der Evangelischen 
 Kirche in Deutschland e.V.: Gerechte 
 Teilhabe an Arbeit – Diakonische  Posi tio-   
 nen zur aktuellen Arbeitsmarktpolitik

Das Diakonische Werk der Evangelischen Kirche 
in Deutschland e.V. (nachfolgend: Diakonie) ent-
wickelte ihre Vorstellungen von öffentlich geför-

derter Beschäftigung unter dem Titel „Option so-
zialversicherungspfl ichtige Beschäftigung – Kon-
zept zum Passiv-Aktiv-Transfer (PAT)“ (2006), die 
durch das Positionspapier „Gerechte Teilhabe an 
Arbeit“ (2010) weiter entwickelt wurden.28 Im Kern 
plädiert die Diakonie für eine „Weiterentwicklung 
von öffentlich geförderter Beschäftigung“, indem 
„dauerhafte und existenzsichernde Arbeitsplätze“ 
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geschaffen werden. Damit sollen im Wesentli-
chen zwei Zielsetzungen realisiert werden: Einer-
seits soll öffentlich geförderte Beschäftigung zu 
einem Ausgleich des fehlenden Arbeitsplatzange-
bots beitragen. Andererseits soll sie die „Teilhabe 
an Arbeit“ für langzeitarbeitslose Menschen er-
möglichen, damit deren erworbenen Qualifi ka-
tionen erhalten bzw. erforderliche Qualifi katio-
nen vermittelt werden. Damit soll öffentlich ge-
förderte Beschäftigung auch einer Integration in 
den allgemeinen Arbeitsmarkt dienen oder zu-
mindest eine zielgerichtete Übergangslösung dar-
stellen, die sich an den individuellen und re-
gionalen Bedarfen orientiert (Diakonie 2010: 
17). Das Konzept der Diakonie schlägt somit die 
Schaffung eines dauerhaft eingerichteten Ersatz-
arbeitsmarktes vor, in dem Langzeitarbeitslose 
ihre Beschäftigungsfähigkeit erhalten bzw. aus-
bauen sollen. Perspektivisch wird aber auch die 
Integration der Betroffenen in den ersten Arbeits-
markt angestrebt.

Personenkreis
Angesichts dieser Zielsetzungen fokussiert die 
 Diakonie bei der Abgrenzung des zu fördernden 
Personenkreises auf „individuell und regional 
benachteiligte Arbeitsmarktgruppen“, ohne aber 
diese Gruppe weiter zu spezifi zieren. Grundsätz-
lich von einer Förderung ausgeschlossen werden 
sollen lediglich Jugendliche unter 25 Jahre, da für 
diesen Personenkreis die Priorität auf den Erwerb 
von Schul- und Ausbildungsabschlüssen zu legen 
ist (Diakonie 2010: 22). Auch die Ausführungen 
des im Jahr 2006 vorgelegten Konzepts sahen 
„vom Grundsatz her alle am Arbeitsmarkt be-
nachteiligten“ Personen für eine Förderung vor, 
wobei hier ein besonderer Fokus auf Personen 
mit „multiplen Vermittlungshemmnissen“, „Per-
sonen vor dem Renteneintritt“ sowie „junge(n) 
Langzeitarbeitslose(n)“ lag (Diakonie 2006: 9ff.).

Finanzierung und zeitliche Dimension
Die Finanzierung öffentlich geförderter sozialver-
sicherungspfl ichtiger Beschäftigung soll durch die 
Aktivierung passiver Transferleistungen erfolgen. 
Durch diesen „Passiv-Aktiv-Transfer (PAT)“ wer-

den Leistungen zum Lebensunterhalt und KdU-
Mittel in Arbeitsentgelte umgewandelt. Dies soll 
ermöglicht werden, indem diese passiven Leis-
tungen in einem begrenzten Umfang deckungsfä-
hig zu den aktiven Eingliederungsmitteln gestellt 
werden. Dabei soll die teilweise Deckungsfähig-
keit nur einseitig von den passiven Transferleis-
tungen zu den aktiven Eingliederungsmitteln er-
möglicht werden (Diakonie 2006: 15ff.; Maier 2008: 
135f.). Zwar ist nach den vorliegenden Berech-
nungen der Diakonie eine kostenneutrale Finan-
zie rung nicht möglich, da zusätzliche Kosten, ins-
besondere für sozialpädagogische Betreuung  und 
weitere Qualifi zierungsmaßnahmen, anfallen kön-
nen. Diese Kosten ließen sich aber durch „Zu satz- 
und Mischfi nanzierungen aus Mitteln der Ar-
beitsförderung und aus Bundesprogrammen“ 
decken (Diakonie 2010: 21). Überdies soll je nach 
Marktnähe und „Refi nanzierungsmöglichkeiten“ 
der potenziellen Arbeitgeber auch eine fi nanzielle 
Beteiligung an den Personalkosten erfolgen. Auch 
erfordert der PAT keine umfassende Reform des 
bestehenden arbeitsmarktpolitischen Instrumen-
tariums. Jedoch sollten die Instrumente verstärkt 
auf die individuellen Lebensverhältnisse, den För-
derbedarf und die Integrationsperspektiven der Be-
troffenen abgestimmt werden. Gleichzeitig wird 
aber auch eine klare Abstufung im Einsatz der In-
strumente für erforderlich erachtet, was bedeutet, 
dass auch weiterhin Arbeitsgelegenheiten in der 
Mehraufwandsvariante als „ultima-ratio-Instru-
ment“ mit dem Fokus auf soziale Integration zum 
Einsatz gebracht werden sollen – zumindest so-
fern Instrumente der Arbeitsmarktintegration 
(noch) nicht gegriffen haben oder absehbar nicht 
greifen (Diakonie 2010: 22). Im Gegensatz zu den 
detailliert dargelegten Berechnungsbeispielen zum 
PAT und dem Einsatz der Instrumente sind die 
Über le gungen zur Ausgestaltung der zeitlichen 
Dimension, insbesondere zur Dauer der Beschäf-
tigungsverhältnisse, relativ unspezifi sch. Im 
Grundsatz wird zwar für eine unbefristete Förde-
rung plädiert, aber gleichzeitig soll diese von den 
indivi duellen Voraussetzungen des Geförderten 
abhängig sein.29

29 Zur Feststellung der individuellen Voraussetzungen wird die regelmäßige Erstellung einer „Entwicklungsprognose“ vorgeschlagen, in der 
die Perspektiven der Geförderten für einen Wechsel in ein reguläres Beschäftigungsverhältnis zu beziffern sind und eventuell weitere 
Qualifi zierungsbedarfe benannt werden sollen (Diakonie 2006: 9).
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Beschäftigungsfelder und Umsetzung
Um „zusätzliche Arbeitsplätze“ zu schaffen, wird 
eine spezifi sche Benennung konkreter Beschäfti-
gungsfelder unterlassen, und gleichzeitig das (im 
Grunde allseits anerkannte) Kriterium der Zusätz-
lichkeit bei der Erschließung von neuen Tätigkeits-
bereichen in Frage gestellt. Stattdessen sollen die 
„regionalen Wirtschafts- und Arbeitsmarktak-
teure“, die aber nicht weiter benannt werden, in 
einem Konsensverfahren zunächst den jeweiligen 
Bedarf einer Region ermitteln und anschließend 
eine potenzielle Anzahl an förderungsfähigen 
(möglichst marktnahen) Arbeitsplätzen festlegen. 
Das Kriterium „marktnah“ ist aus Sicht der Dia-
konie zentral, da nur diesem Merkmal entspre-
chende Arbeitsplätze den Übergang in den allge-
meinen Arbeitsmarkt erleichtern würden (Diako-
nie 2010: 22).

Die konkrete Umsetzung des Konzepts knüpft 
die Diakonie an unterschiedliche Bedingungen. 
Die sozialversicherungspfl ichtige Ausgestaltung 
wird damit begründet, dass den Geförderten alle 
Rechte und Pfl ichten eines Arbeitnehmers einge-
räumt werden sollen. Eine Gleichberechtigung 
mit den Arbeitnehmern soll auch dadurch her-
gestellt werden, dass sich die Beschäftigungsauf-
nahme an dem Grundsatz der Freiwilligkeit ori-
entiert, keine Zuweisung mit Sanktionsandro-
hung bei Ablehnung oder Nichtantritt erfolgt 
und die Entlohnung existenzsichernd auszuge-
stalten ist. Gleichwohl sollen die bewilligten 
Maßnahmen mit einer sozialpädagogischen Be-
treuung und weiteren Qualifi zierungsmöglichkei-
ten durchgeführt werden (Diakonie 2010: 21f.). 
Schließlich wird auch eine Veränderung der Ver-
gabepraxis bei der Einrichtung von Beschäftigungs-
maßnahmen angestrebt. So soll „qualitativen und 
sozialen Kriterien im Ausschreibungsverfahren“ 
ein höherer Stellenwert zugeschrieben und auf 
diesem Weg der stetig wachsende Kostendruck 
insbesondere bzgl. der Personalmittel auf die Be-
schäftigungsträger reduziert werden. Zudem wird 
mit der Aufforderung nach „mehrstufi gen Verga-
beverfahren“ in einem „wettbewerblichen Dialog“ 
und der Einrichtung von „Runden Tischen unter 
Beteiligung von Politik, Kostenträgern und Ver-

bänden“ zur politischen Begleitung der Maßnah-
men und Sicherstellung der arbeitsmarktpoliti-
schen Ziele für eine andere Art der Zusammen-
arbeit zwischen Leistungserbringern und Leis-
tungsträgern geworben (Diakonie 2010: 23).

3.3.3 BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Arbeit 
 statt Arbeitslosigkeit fi nanzieren

Die Bundestagsfraktion von BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN hat bereits im September 2006 konzep-
tionelle Überlegungen zum Aufbau eines „dritten 
bzw. sozialen Arbeitsmarktes“ unter der Über-
schrift „Arbeit statt Arbeitslosigkeit fi nanzieren“ 
präsentiert (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 2006). 
Diese Überlegungen sind 2006 und erneut im 
Frühjahr 2010 zu Anträgen konkretisiert und in 
den Deutschen Bundestag eingebracht worden 
(Deutscher Bundestag 2006, 2010a). Die zentrale 
Zielsetzung des Konzepts besteht in der Schaffung 
von dauerhaft geförderten sozialversicherungs-
pfl ichtigen Beschäftigungsverhältnissen, wofür 
der bestehende gesetzliche Rahmen des SGB II 
entsprechend ausgeschöpft werden soll. Aller-
dings ist eine eindeutige Zielformulierung im Sin-
ne der ABM-Evaluation nicht möglich, weil das 
vorgelegte Konzept wenig aussagekräftig und in 
weiten Teilen vergleichsweise ungenau formu-
liert ist. Die wesentlichen Ausführungen orien-
tieren sich aber an den Überlegungen der Diako-
nie (Kapitel 3.3.2) und den dort formulierten 
 Zielen der Beschäftigungsfähigkeit und der Ar-
beitsmarktintegration.

Personenkreis
Als relevanter Personenkreis für die geförderten Be-
schäftigungsverhältnisse wird die „Gruppe struk-
turell Benachteiligter“ benannt, die nicht aufgege-
ben und zu „Zahlfällen“ gemacht werden dürfe 
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 2006: 2). Ansonsten 
bestünde die Gefahr, dass diese Personen de facto 
als erwerbsunfähig gelten und ohne Aufgabe vor-
aussichtlich lebenslang alimentiert werden. Um 
dieser Gefahr zu begegnen, soll diesen Menschen 
zu einer neuen Perspektive verholfen werden. Des-
halb sind langfristige, sozialversicherungspfl ich-
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Abbildung 7:

Gerechte Teilhabe am Arbeitsmarkt

Quelle: Eigene Darstellung in Anlehnung an Diakonie 2006, 2010.

Kriterium Ausprägung

Zielsetzung 

– Ausgleich eines quantitativen Arbeitsplatzmangels und Sicherstellung 
der „Teilhabe an Arbeit“ (Marktersatzfunktion)

– Beendigung von Langzeitarbeitslosigkeit, Erhalt von erworbenen bzw. 
Vermittlung von erforderlichen Qualifi kationen (Beschäftigungsfähigkeit)

– (Langfristige) Integration von Personen mit multiplen Vermittlungs-
hemmnissen (Arbeitsmarktintegration)

– Schaffung eines Übergangs in den „allgemeinen Arbeitsmarkt“ je nach 
individuellen und regionalen Bedarfen (Arbeitsmarktintegration)

Personenkreis 

– Individuell/regional benachteiligte Personengruppen

– Keine Förderung von Jugendlichen unter 25 Jahren 

– Freiwillige Aufnahme der Beschäftigung

Finanzierung

– Aktivierung der passiven Transferleistungen zu einem Arbeitsentgelt 

– Je nach „Marktnähe“ und „Refi nanzierungsmöglichkeiten“ Beteiligung 
der Beschäftigungsträger an Personalkosten

– zusätzliche Kosten für sozialpädagogische Betreuung, Qualifi zierungs-
maßnahmen „aus Mitteln der Arbeitsförderung und Bundesprogrammen“

Zeitliche Dimension
– Grundsätzlich unbefristete Beschäftigung möglich

– Regelmäßige Prüfung der individuellen Voraussetzungen

Beschäftigungsfelder 
und -bedingungen

– Beschäftigung soll sozialversicherungspfl ichtig und existenzsichernd 
sein und durch einen Arbeitsvertrag abgeschlossen werden

– Begleitung der Maßnahme durch sozialpädagogische Betreuung 
und Qualifi zierungen

– Sozialräumliche Ausrichtung durch Verknüpfung von Arbeitsmarkt- 
und Stadt(teil)entwicklung

– Ermittlung von und Orientierung an regionalen Bedarfen

– Forderung einer Erweiterung der Tätigkeitsfelder öffentlich 
geförderter Beschäftigung und dadurch Verzicht auf das Kriterium 
„Zusätzlichkeit“ bei der Erschließung von Beschäftigungsfeldern

– Schaffung „zusätzlicher Arbeitsplätze“ in bestimmten Beschäftigungs-
feldern

Umsetzung
– Modifi zierung bestehender Instrumente des SGB II und SGB III

– Veränderung der Vergabepraxis der Bundesagentur für Arbeit
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tige Beschäftigungsverhältnisse als Förderleistung 
im Rahmen des SGB II zu schaffen. Dabei ist die

„langfristige Förderung (…) nicht gleichzusetzen 
mit dem hermetischen Ausschluss vom Arbeitsmarkt, 
sondern akzeptiert lediglich den besonderen, auf län-
gere Zeit ausgerichteten und kontinuierlichen Unter-
stützungsbedarf der Betroffenen unter den gegebenen 
arbeitsmarktpolitischen Bedingungen“ (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN 2006: 2).

Im engeren Fokus des Konzepts stehen Lang-
zeitarbeitslose ab dem 25. Lebensjahr mit mul-
tiplen Vermittlungshemmnissen, wozu Men-
schen mit einer mehrjährigen Arbeitslosigkeit, 
gesundheitlichen Einschränkungen, fehlenden 
berufl ichen Qualifi kationen sowie einer ein ge-
schränk ten Mobilität zählen (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN 2006: 4).

Finanzierung und zeitliche Dimension
Die Finanzierung der geförderten Beschäftigungs-
verhältnisse soll aus Steuermitteln und möglichst 
kostenneutral erfolgen. Hierzu wird auf den Vor-
schlag der Diakonie zum Passiv-Aktiv-Transfer 
 rekurriert (Kapitel 3.3.2).30 Zudem sollen Ko-
fi nanzierungen aus Sonderprogrammen der EU, 
des Bundes, der Länder und der Kommunen, 
aber auch Sponsoring bzw. die Einwerbung pri-
vater Mittel genutzt werden, wobei an dieser 
Stelle unklar bleibt, wie hoch deren jeweiligen 
Volumen eingeschätzt werden (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN 2006: 4f.).

Beschäftigungsfelder und Umsetzung
Die potenziellen Beschäftigungsfelder sollen durch 
die lokalen Akteure identifi ziert werden, womit 
auch die Akzeptanz des dritten Arbeitsmarktes 
 innerhalb der Gesellschaft gefördert werden soll.31 
Bei der Identifi zierung und Einrichtung poten-
zieller Beschäftigungsfelder und Tätigkeiten sind 
die Kriterien der Zusätzlichkeit und des öffentli-
chen Interesses zu beachten, um damit einer mög-

lichen Verdrängung regulärer Arbeitsplätze Ein-
halt zu gebieten. Die Einhaltung der Kriterien ist 
von einem bei den Grundsicherungsträgern an-
gegliederten Beirat regelmäßig zu prüfen. Über-
dies sollen die Tätigkeiten „sinnstiftend“ sein, die 
Interessen und Fertigkeiten der Geförderten be-
rücksichtigt werden und letztlich auch zu einem 
Mehrwert für die gesamte Gesellschaft beitragen. 
Die Besetzung der Beschäftigungsverhältnisse er-
folgt über die Grundsicherungsträger, da diese in 
der Bewertung geeigneter Förderpersonen über 
den notwendigen Sachverstand verfügen (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN 2006: 4).

Als denkbare Beschäftigungsfelder wird auf 
zusätzliche Tätigkeiten in den Kommunen fokus-
siert. Als potenzielle Einsatzbereiche werden einer-
seits Tätigkeiten in der Stadtteilarbeit, im Quar-
tiermanagement und in der Kulturarbeit genannt, 
die bisher im Rahmen von Ein-Euro-Jobs ausge -
übt worden sind. Andererseits werden Tätigkeiten 
im Bereich des Zivildienstes als Kompensation für 
den Rückgang der Anzahl an Zivildienstleisten-
den sowie Assistenztätigkeiten in den Bereichen 
des ambulanten Pfl egedienstes bzw. im Bildungs-
sektor vorgeschlagen (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
2006: 3).

Darüber hinaus sollen „Integrationsarbeits-
plätze“ nach dem Vorbild von „Integrationsfi r-
men“ (Behindertenwerkstätten) in gewerblichen 
Unternehmen des ersten und des dritten Arbeits-
marktes geschaffen werden, wozu ein „Budget für 
einen Minderleistungsausgleich“ vorgesehen ist. 
Aus den Mitteln des Budgets sollen an die jewei-
ligen Unternehmen Ausgleichszahlungen geleis-
tet werden, um die Wettbewerbsbedingungen für 
jene Unternehmen sicherzustellen, die Menschen 
mit diversen Defi ziten beschäftigen. Diese Aus-
gleichszahlung soll sich dabei nicht an der Lohn-
höhe des Geförderten, sondern an dessen zu 
schätzenden „Produktivitätsnachteilen“ bemes-
sen (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 2006: 4).

30 Hierbei wird auf die Berechnungen der Diakonie zum Passiv-Aktiv-Transfer (PAT) hingewiesen.
31 Hierzu zählen „Gemeinde, Kreise, Bezirke, Agenturen für Arbeit und ARGEn, ortsansässige Unternehmen, Kammern, berufsständische 

Organisationen, Wirtschaftsverbände, Arbeitnehmerorganisationen, Träger der freien Wohlfahrtspfl ege, Parteien, Kirchen“ (BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN 2006: 2).
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Abbildung 8:

Arbeit statt Arbeitslosigkeit fi nanzieren

Quelle: Eigene Darstellung in Anlehnung an BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 2006.

Kriterium Ausprägung

Zielsetzung 
– Aufbau eines „dritten Arbeitsmarktes (sozialen Arbeitsmarkts)“ für 

Personen, die langfristig keine Perspektiven auf dem ersten Arbeitsmarkt 
haben (Zielgruppeninklusion sowie perspektivisch Arbeitsmarktintegration)

Personenkreis – Langzeitarbeitslose über 25 Jahre mit multiplen Vermittlungshemmnissen

Finanzierung

– Kostenneutrale Finanzierung durch Aktivierung passiver Leistungen

– Kofi nanzierung aus Sonderprogrammen der EU, des Bundes, 
der Länder und Kommunen

– „Budget für Minderleistungsausgleich“ im Bereich Integrationsarbeits plätze

Zeitliche Dimension – dauerhafte sozialversicherungspfl ichtige Beschäftigung

Beschäftigungsfelder 
und -bedingungen

– „Beschäftigung im Dritten Sektor“ durch zusätzliche Arbeiten 
in den Kommunen

– Schaffung von „Integrationsarbeitsplätzen“ 

Umsetzung
– Identifi zierung möglicher Beschäftigungsfelder durch lokale Netzwerke

– Beachtung der Kriterien „Zusätzlichkeit“ und „öffentliches Interesse“

3.3.4 Sozialdemokratische Partei Deutsch-  
 land: Sozialer Arbeitsmarkt: Mehr   
 Teilhabe – mehr Lebensqualität

Die Sozialdemokratische Partei Deutschland (SPD) 
hat im Rahmen eines außerordentlichen Bundes-
parteitags im September 2010 in Berlin ein vom 
Parteivorstand entwickeltes neues Arbeitsmarkt-
programm mit dem Titel „Fairness auf dem Ar-
beitsmarkt“ verabschiedet, in dem die Forderung 
zum Aufbau eines „Sozialen Arbeitsmarktes“ ent-
halten ist.32 Der vorgelegte Entwurf soll durch 
 einen „intensiven Dialog mit Gewerkschaften, 
Unternehmerverbänden, Trägern der Wohlfahrts-
pfl ege und kommunalen Spitzenverbänden“ zu 
einem kohärenten Konzept entwickelt werden mit 
dem Ziel, innerhalb von zwei Jahren 200.000 so-
zialversicherungspfl ichtige, „anständige Arbeits-

plätze“ in diesem Bereich schaffen zu wollen 
(SPD 2010: 20). Weil der Diskussionsprozess erst 
am Anfang steht, kann (noch) nicht von einem 
kohärenten Gesamtkonzept die Rede sein, so dass 
derzeit auch keine konkrete Zieldefi nition mög-
lich ist.

Personenkreis
Beispielsweise fehlt im vorgelegten Arbeitsmarkt-
programm eine spezifi sche Abgrenzung, für wel-
chen Personenkreis die Arbeitsplätze auf dem so-
zialen Arbeitsmarkt geschaffen werden sollen und 
ob die Beschäftigungsverhältnisse allen Empfän-
gern von Arbeitslosengeld II offen stehen sollen. 
Unabhängig von der Abgrenzung des Personen-
kreises soll die Aufnahme einer Beschäftigung 
grundsätzlich freiwillig erfolgen, wenngleich wei-
terhin die Sanktionsregelungen des SGB II bei Ab-

32 Die Ausführungen zum Aufbau eines „sozialen Arbeitsmarktes“ stützen sich im Wesentlichen auf ein Diskussionspapier von Katrin 
Budde und Andreas Steppuhn vom Landesverband Sachsen-Anhalt aus dem Frühjahr 2010 (Budde/Steppuhn 2010).
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lehnung eines Angebots auf einen Arbeitsplatz 
durch das zuständige Jobcenter zur Anwendung 
zu bringen sind (SPD 2010: 20).

Finanzierung und zeitliche Dimension
Als Finanzierungsinstrumente wird auf die Pro-
gramme „Kommunal-Kombi“ sowie „Job-Perspek-
tive“ mit dem Instrument Beschäftigungszuschuss 
(BEZ) rekurriert. Insbesondere mit einer Neuauf-
lage des Programms „Kommunal-Kombi“ soll in 
strukturschwachen Regionen die fi nanzielle Basis 
zum Aufbau des sozialen Arbeitsmarktes geschaf-
fen werden, indem das Programm mit Hilfe einer 
Erhöhung des Bundeszuschusses auf 80 Prozent 
zu fi nanzieren ist. In die Finanzierung einfl ießen 
sollen zudem Mittel des Europäischen Sozialfonds 
(ESF), die durch nicht abfl ießende ESF-Mittel bei 
Bund und Ländern ergänzt werden (Budde/Stepp-
uhn 2010: 3). Zusätzlich sollen drei Milliarden 
Euro aus dem Bundeshaushalt, zunächst begrenzt 
auf zwei Jahre, zur weiteren Finanzierung zur Ver-
fügung gestellt werden. Erwartet wird, dass sich 
diese Summe durch den hohen Selbstfi nanzie-
rungseffekt der Maßnahme aufbringen lässt, da 
mit der Einführung eines sozialen Arbeitsmarktes 
passive Leistungen (insbesondere ALG II) einge-
spart werden und zusätzliche Einnahmen bei der 
Sozialversicherung erzielt werden (Budde/Stepp-
uhn 2010: 3; SPD 2010: 20).

Beschäftigungsfelder und Umsetzung
Nach den Vorstellungen der SPD ist für die Ein-
richtung einer Maßnahme oder eines Arbeitsplat-
zes am sozialen Arbeitsmarkt die Zustimmung der 
Kammern und der Gewerkschaften erforderlich. 
Diesen Akteuren soll es auch obliegen, die Kriterien 
„Zusätzlichkeit“ und „öffentliches Interesse“ der 
jeweiligen Maßnahme zu prüfen, um so eine mög-
liche Verdrängung regulärer Beschäftigungsver-
hältnisse zu verhindern. Gleichzeitig soll aber auch 
vermieden werden, dass mit der Etablierung eines 

sozialen Arbeitsmarktes eine zusätzliche Konkur-
renz „für den fairen Wettbewerb unter Unterneh-
men um öffentliche Aufträge“ entsteht. Während 
der Beschäftigung betreuen die zuständigen Ar-
beitsvermittler der Bundesagentur für Arbeit bzw. 
des Grundsicherungsträgers die Geförderten wei-
ter. Ergänzend soll halbjährlich geprüft werden, 
inwieweit sich die Vermittlungschancen für die 
Aufnahme einer Beschäftigung auf den ersten 
 Arbeitsmarkt eventuell verbessert haben. Von Be-
deutung ist auch die Tatsache, dass keine kon-
kreten Beschäftigungsfelder genannt werden und 
es auch nicht vorgesehen ist, die Kriterien „Zu-
sätzlichkeit“ und „öffentliches Interesse“ bun-
desgesetzlich zu normieren. Es existieren aber 
unterschiedliche Hinweise darauf, dass die Tätig-
keiten möglichst wirtschaftsnah (Beauftragung 
von Dritten, z. B. Handwerksunternehmen) oder 
im öffentlichen Sektor anzusiedeln sind (SPD 
2010: 20).

3.3.5 Berliner Kampagne gegen Hartz IV –  
 Ein-Euro-Jobs durch sozialversicherungs-   
 pfl ichtige Teilzeitarbeit ersetzen!

Die „Berliner Kampagne gegen Hartz IV“33 hat im 
Juni 2006 ihr Konzept „Ein-Euro-Jobs durch so-
zialversicherungspfl ichtige Teilzeitarbeit erset-
zen!“ vorgelegt (Berliner Kampagne 2006), wel-
ches aufgrund einiger konzeptioneller Schwächen 
wenige Monate später durch das Papier „Von der 
Kritik zum Projekt – Ein-Euro-Jobs sinnvoll erset-
zen! – Selbstbestimmt arbeiten in öffentlich ge-
förderter Beschäftigung, die den Menschen dient“ 
(Berliner Kampagne 2007) präzisiert wurde.34 Da-
rin fordert die Berliner Kampagne nicht weniger 
als eine „Kehrtwende“ in der Arbeitsmarktpoli-
tik (Berliner Kampagne 2006: 9), um zwei zentra-
le Zielsetzungen umzusetzen: Zum einen soll ein 
Angebot an Dienstleistungen geschaffen werden, 
die einen gesellschaftlich vorhandenen Bedarf 

33 In der „Berliner Kampagne gegen Hartz IV“ (nachfolgend kurz: Berliner Kampagne) engagieren sich Menschen vorrangig aus dem links-
alternativen oder gewerkschaftlichen Spektrum, die mit Informations- und Diskussionsveranstaltungen sowie Informationsbroschüren 
insbesondere die Sanktionsregelungen und die Sanktionspraxis der JobCenter kritisieren und die versuchen, Alternativen aufzuzeigen. 
Weitere Informationen zur Berliner Kampagne sind auf deren Homepage zu fi nden unter www.hartzkampagne.de

34 In diese Konzepte eingefl ossen sind unterschiedliche Forderungen und Vorschläge anderer Initiativen und Organisationen aus dem Erwerbs-
losen- und Alternativspektrum, die auch in diesem Zusammenhang entsprechend gewürdigt werden (Berliner Kampagne 2006: 10ff.). 
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Abbildung 9:

Sozialer Arbeitsmarkt: Mehr Teilhabe – mehr Lebensqualität

Quelle: Eigene Darstellung in Anlehnung an SPD 2010 sowie Budde/Steppuhn 2010.

Kriterium Ausprägung

Zielsetzung 
– Ausbau eines „sozialen Arbeitsmarktes mit öffentlich geförderter 

Beschäftigung“ für 200.000 zusätzliche sozialversicherungspfl ichtige 
Beschäftigungsverhältnisse

Personenkreis 
– Zugang für alle ALG II-Empfängerinnen und -Empfänger

– Grundsätzlich freiwillige Beschäftigungsaufnahme

Finanzierung

– Bereitstellung von 3 Mrd. € aus dem Bundeshaushalt

– Selbstfi nanzierungseffekt durch Einsparungen bei passiven Leistungen

– Zusätzliche Mittel aus dem ESF

Zeitliche Dimension
– keine Angaben zur Dauer der Maßnahme und den Beschäftigungs-

verhältnissen

Beschäftigungsfelder 
und -bedingungen

– Keine konkrete Nennung von möglichen Beschäftigungsfeldern, 
möglichst wirtschaftsnah oder im öffentlichen Sektor angesiedelt

Umsetzung

– „Sozialer Arbeitsmarkt“ als Fortsetzung der Programme 
„Kommunal-Kombi“ und „Job-Perspektive“

– Beachtung der Kriterien Zusätzlichkeit und öffentliches Interesse 

– halbjährliche Prüfung, ob Vermittlungschancen in den ersten Arbeitsmarkt 
verbessert wurden

befriedigen, die aber auf dem „freien“ Markt nicht 
angeboten werden, weil die Nutznießer diese 
Dienstleistungen selbst bei „günstigen Preisen“ 
nicht fi nanzieren können (Berliner Kampagne 
2007: 21). Zum anderen sollen „echte Perspekti-
ven“ für Langzeitarbeitslose zu Bedingungen ge-
schaffen werden, welche die „sozialen und ar-
beitsrechtlichen Errungenschaften bewahren“. Da-
bei soll insbesondere durch die vorgeschlagene 
sozialversicherungspfl ichtige „Teilzeitarbeit“ zu-
mindest für „Ein-Personen-Bedarfsgemeinschaf-
ten“ eine Unabhängigkeit vom ALG II-Bezug er-
reicht werden, wobei den geförderten Personen 
die vollen Arbeitnehmerrechte eingeräumt wer-
den und sie voll sozialversicherungspfl ichtig be-
schäftigt sind (Berliner Kampagne 2007: 22). Pri-
märe Zielsetzung der Kampagne ist die Schaffung 
eines dauerhaften Ersatzarbeitsmarktes (Markter-
satzfunktion), wobei die individuelle Förderung 
der Maßnahmen beschränkt sein soll.

Personenkreis 
Eine spezifi sche Eingrenzung des Personenkreises 
wird nicht vorgenommen und eine Förderung 
von insbesondere „schwer vermittelbaren Erwerbs-
losen“ abgelehnt. Prinzipiell soll allen erwerbsfä-
higen Hilfebedürftigen mit Bezug von Arbeitslo-
sengeld II der Zugang zu einer Förderung ermög-
licht werden, weil deren „Qualifi kationen, Er-
fahrungen und (…) Leistungsbereitschaft“ zur 
Erbringung der gesellschaftlich notwendigen 
Dienstleistungen erforderlich sind (Berliner Kam-
pagne 2007: 28). Deshalb sind auch keine explizi-
ten Zugangsvoraussetzungen genannt, sondern 
lediglich der Hinweis darauf, dass eine Förderung 
entsprechend der Qualifi kation und Eignung der 
Arbeitslosen zu erfolgen hat.

Finanzierung und zeitliche Dimension
Die  Finanzierung der Maßnahmen soll gegenüber 
geförderten Ein-Euro-Jobs kostenneutral erfolgen, 
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indem die passiven Leistungen des SGB II (ALG II 
und Kosten der Unterkunft), die Aufwendungen 
für die Arbeitsgelegenheiten für Mehraufwands-
entschädigungen sowie zuvor bestehende Ver-
günstigungen (z. B. Befreiung von der GEZ-Gebühr 
oder Ermäßigungen bei Fahrkarten im ÖPNV) in 
ein sozialversicherungspfl ichtiges Arbeitsentgelt 
umgewandelt werden (Berliner Kampagne 2006: 
14). Um für möglichst viele Arbeitslose eine För-
derung in sozialversicherungspfl ichtiger Teilzeit 
realisieren zu können, sollen die Arbeitsverhält-
nisse auf eineinhalb Jahre befristet werden; nur 
in Ausnahmefällen kommt es zu einer Verlänge-
rung bzw. Kürzung um ein halbes Jahr. Hinsicht-
lich der zeitlichen Dimension ist die Begrenzung 
der wöchentlichen Arbeitszeit auf 20 Stunden zu 
erwähnen. Diese Begrenzung soll zu einem ange-
messenen Verhältnis von Arbeitszeit und Vergü-
tung beitragen und gleichzeitig die Geförderten 
in der Entwicklung von „Zukunftsperspektiven“ 
unterstützen.

Beschäftigungsfelder und Umsetzung
Die konkrete Umsetzung des Konzepts orientiert 
sich an den Fertigkeiten und Qualifi kationen der 
potenziell Geförderten, die im Rahmen ihrer Mög-
lichkeiten die Chance erhalten, ihre Beschäf-
tigungsfelder selbst zu erschließen bzw. vorzu-
schlagen. Hierzu wird ein Gremium eingerichtet, 
das sich aus den relevanten (örtlichen) arbeits-
marktpolitischen Akteuren zusammensetzt: In 
diesem Gremium sollen aber nicht nur Gewerk-

schaften, Kammern und Arbeitsmarktexperten 
vertreten sein, sondern auch Vertreterinnen und 
Vertreter von Erwerbsloseneinrichtungen, von 
sozial aktiven gesellschaftlichen Gruppen sowie 
von Gruppen, welche die angebotenen Dienst-
leistungen in Anspruch nehmen. Es soll Richt-
linien für die Förderungsfähigkeit von Arbeits-
plätzen entwickeln, die sich an den Begriffen 
„Zusätzlichkeit“ und „öffentliches Interesse“ ori-
entieren. Die erarbeiteten Richtlinien sollen re-
gelmäßig in einem Abstand von sechs bis zwölf 
Monaten überprüft werden, um „unerwünschte 
Nebenwirkungen“ ausbessern zu können (Berli-
ner Kampagne 2006: 13). Um einer möglichen 
„Verdrängung regulärer Arbeit“ wirksam zu be-
gegnen, soll ergänzend „ein hohes Maß an 
Transparenz und ein Kontrollverfahren“ im Be-
willigungsverfahren sowie bei einer anschlie-
ßenden Umsetzung gewährleistet werden (Berliner 
Kampagne 2006: 14). Hierzu sind die Anträge über 
eine Fördermaßnahme sowie eine detaillierte 
Arbeitsplatzbeschreibung dem zuständigen Fall-
manager im Jobcenter vorzulegen, welches letzt-
lich auch über die Bewilligung oder Ablehnung 
der potenziellen Fördermaßnahme entscheidet. 
Die Arbeitsstelle soll dann aber in Eigenini tiative 
gesucht und die Aufnahme der Teilzeitarbeit frei-
willig erfolgen. Nur ergänzend sollen die poten-
ziellen Arbeitsplätze auf einem vom „Jobcenter 
unabhängigen Stellenportal“ veröffentlicht wer-
den (Berliner Kampagne 2006: 12f.).35

35 In ihrer Überarbeitung des Konzepts nennt die Kampagne konkrete Tätigkeiten, die mit der Unterstützung von öffentlich geförderter 
Beschäftigung ausgeübt werden könnten. Genannt werden Tätigkeiten im ökologischen Bereich, z. B. Energiesparberatung für private 
Haushalte, Erstellung von Leitfäden und Ratgebern zum umweltgerechten Verhalten, Unterstützung von Bürgerinnen und Bürgern bei 
bürokratischen Angelegenheiten, Integrationsarbeit für Migrantinnen und Migranten, Beratung/Betreuung für überforderte Familien, 
Hilfen für einkommensarme Familien (z. B. für Alleinerziehende, Betreuung von Kindern außerhalb der Öffnungszeiten von Kitas usw.), 
Organisieren von Selbsthilfegruppen (Erwerbslose und andere Problembereiche), Ernährungsberatung, Seniorenbetreuung, Kunst- und 
Kulturbereich (Berliner Kampagne 2007: 27f.).
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Abbildung 10:

Ein-Euro-Jobs durch sozialversicherungspfl ichtige Teilzeitarbeit ersetzen!

Kriterium Ausprägung

Zielsetzung 

– Kurzfristige und unmittelbare Verbesserung der Situation von Erwerbslosen  

– Umwandlung der Ein-Euro-Jobs in sozialversicherungspfl ichtige 
„Teilzeitarbeit“

– Marktersatzfunktion, Strukturwirksamkeit

Personenkreis 
– Zugang für alle Leistungsempfängerinnen und Leistungsempfänger aus dem 

Rechtskreis SGB II 

Finanzierung

– Aktivierung von passiven Leistungen zu einem Arbeitsentgelt sowie 
Umwandlung eines Anteils von zuvor bestehenden Vergünstigungen 

– kostenneutrale Förderung gegenüber Ein-Euro-Jobs 

Zeitliche Dimension
– Befristung der Förderung auf 1,5 Jahre mit Möglichkeit zur Verlängerung 

bzw. Kürzung um 0,5 Jahre

Beschäftigungsfelder 
und -bedingungen

– Freiwilligkeit der Arbeitsaufnahme

– Tätigkeiten entsprechend der Qualifi kation und Eignung des Geförderten 

– Begrenzung der wöchentlichen Arbeitszeit auf 20 Stunden

– Sanktionsfreier Abbruch einer Förderung 

– Beachtung Kriterium „Zusätzlichkeit“ und „öffentliches Interesse“

– Keine Stellen in der Privatwirtschaft bzw. im öffentlichen Dienst

Umsetzung

– Einführung eines Pilotprojekts (in Berlin)

– Vorlage der Arbeitsplatzbeschreibung beim JobCenter (Fallmanager)

– Einrichtung eines Beirats zur Klärung strittiger Förderarbeitsplätze 

– Regelmäßige Prüfung der Zusätzlichkeit/öffentliches Interesse

– Hohe Transparenz und Kontrollverfahren bei der Bewilligung und 
Durchführung der Maßnahmen

Quelle: Eigene Darstellung in Anlehnung an Berliner Kampagne gegen Hartz IV 2006.
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Vor dem Hintergrund anhaltend verfestigter (Lang-
 zeit)Arbeitslosigkeit wurden in den ver gangenen 
Jahren in Ergänzung zum bestehenden und im 
Zeitverlauf modifi zierten Instrumentarium des 
SGB II, Sonderprogrammen des Bundes und spe-
zifi scher regionaler Programmentwicklungen Kon-
zepte für Beschäftigungsmöglichkeiten für (be-
stimmte Gruppen von) Leistungsempfän gerinnen 
und Leistungsempfänger entwickelt.

Unabhängig von den begriffl ichen Unschär-
fen für derartige öffentlich fi nanzierte Beschäfti-
gungsformen sollen diese einerseits Langzeit-
arbeitslose eine neue berufl iche Perspektive eröff-
nen und andererseits den hohen Bedarf an gesell-
schaftlich sinnvoller Arbeit befriedigen. Letztlich 
weisen die hier präsentierten Instrumente, Pro-
gramme und Konzepte zahlreiche Gemeinsam-
keiten auf. Es lassen sich aber auch einige Diver-
genzen erkennen, die sich entlang der Fragen 
entfalten,
– welche Ziele mit öffentlich geförderter Beschäf-

tigung primär erreicht werden sollen;
– wie umfangreich ein „sozialer Arbeitsmarkt“ 

sein könnte und für welche Personengruppen 
er theoretisch offen steht; 

– wie die zu schaffenden Arbeits-/Beschäftigungs-
verhältnisse fi nanziert, ggf. welche Instrumente 
dafür eingesetzt werden;

– wie die Beschäftigungsbedingungen der Geför-
derten gestaltet werden;

– welche Beschäftigungsfelder grundsätzlich in 
Frage kommen.

Im Nachfolgenden werden zunächst die zentra-
len Gemeinsamkeiten wie auch die identifi zier-
ten Divergenzen der hier untersuchten Konzepte 
für öffentlich geförderte Beschäftigung entlang 
der relevanten Unterscheidungskriterien darge-
stellt. Abschließend werden Perspektiven für öf-
fentlich geförderte sozialversicherungspfl ichtige 
Beschäftigung in Deutschland erörtert.

Zielsetzungen

Grundsätzlich basieren die konzeptionellen Über-
legungen für öffentlich geförderte Beschäftigung 
auf der Erkenntnis, dass (Langzeit)Arbeitslosig-
keit sich im Laufe der letzten zwei Jahrzehnte zu-
nehmend verstetigt hat und kein kurzfristiges 
und schnell überwindbares gesellschaftliches 
Phänomen darstellt. Aus diesem Grund gehört 
die Arbeitsmarktintegration nicht zu den primä-
ren Zielen der hier vorgestellten Konzepte, son-
dern dieses wird als mittel- bis langfristiges Ziel 
angesehen, das mit Hilfe von öffentlich geförder-
ter Beschäftigung erreicht werden kann. Die 
Hauptzielsetzung von öffentlich geförderter Be-
schäftigung wird stattdessen viel mehr darin ge-
sehen, die Beschäftigungsfähigkeit arbeitsloser 
Menschen wiederherzustellen bzw. zu erhalten, 
um deren Teilhabe und Integration in die Gesell-
schaft zu fördern. Aus diesem Grund trifft auch 
die massenhafte Förderung durch das Instrument 
der Arbeitsgelegenheiten in der Mehraufwands-
variante („Ein-Euro-Jobs“) auf relativ breite Ab-
lehnung. Mit der Ausweitung öffentlich geför-
derter sozialversicherungspfl ichtiger Beschäfti-
gung ist gleichzeitig die Erwartung verknüpft, 
dass durch die zusätzlichen Tätigkeiten ein Bei-
trag zum gesellschaftlichen Gemeinwohl geleistet 
wird. Weitergehende Präzisierungen und ergän-
zende Zielstellungen (z. B. Strukturwirksamkeit) 
lassen sich in den Konzepten ebenfalls identi-
fi zieren und weisen auch auf unterschiedliche 
Differenzierungen hin. Dies zeigt sich anhand 
der Betonung der Marktersatzfunktion geförder-
ter Beschäftigung, die aber nur partiell Berück-
sichtigung fi ndet. Wo diese Zielstellung nicht 
thematisiert wird, steht die Zielgruppeninklusion 
dagegen besonders im Fokus.

Von einer starken Zielgruppenorientierung 
und einer damit teilweise einhergehenden Defi -

4. Fazit und politische Schlussfolgerungen
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zitkonstruktion als Fördervoraussetzung sind die 
Regelinstrumente des SGB II (insbesondere BEZ), 
aber auch das Programm Bürgerarbeit bestimmt. 
Dagegen fokussiert der Kommunal-Kombi von 
den Fördervoraussetzungen her schon auf hohe 
Markt ungleichgewichte. Diese Zieldimension 
zeigt sich auch im Berliner ÖBS.

Personenkreis

Wie bei der Problemwahrnehmung und den Ziel-
setzungen sind die Konzepte für öffentlich geför-
derte Beschäftigung auch von weitestgehend iden-
tischen Eingrenzungen des zu fördernden Perso-
nenkreises gekennzeichnet. Grundsätzlich setzt 
eine enge Zielgruppendefi nition an multiplen Ver-
mittlungshemmnissen an, während weit gefasste 
Vorstellungen auch Menschen mit geringen be-
rufl ichen Qualifi kationen einschließen, die auf-
grund der ungenügenden Nachfrage nach gering 
qualifi zierter Arbeit von Langzeitarbeitslosigkeit 
betroffen sind (Cremer 2007: 28). In den hier un-
tersuchten Konzepten wird überwiegend für eine 
relativ enge Zielgruppendefi nition plädiert: Als 
besonders förderungsfähig gelten grundsätzlich 
Langzeitarbeitslose ab dem 25. Lebensjahr mit 
mehreren Vermittlungshemmnissen, wobei zu-
weilen auch eine weitere Eingrenzung auf ältere 
Arbeitslose ab dem 50. bzw. 55. Lebensjahr er-
folgt. Ausgeschlossen von öffentlich geförderter 
Beschäftigung werden im Wesentlichen nur ju-
gendliche Arbeitslose unter 25 Jahre, da für die-
sen Personenkreis primär der Zugang zu Schul- 
bzw. Berufsabschlüssen ermöglicht werden soll. 
Allerdings existieren auch Forderungen, öffent-
lich geförderte Beschäftigung allen arbeitslosen 
Empfängern der Grundsicherung für Arbeitsu-
chende zu ermöglichen, die mit ihren unterschied-
lichen Qualifi kationen und Erfahrungen wert-
volle Beiträge in einem öffentlichen Beschäf-
tigungssektor leisten können. Diese Differenzen 
ergeben sich auch aus einer unterschiedlichen 
Bewertung der Marktersatzfunktion.

Finanzierung

Hinsichtlich der Finanzierung betonen die Kon-
zepte unisono die Möglichkeit, weitestgehend aus-
schließlich durch eine Zusammenführung aller 
den Leistungsbeziehenden zufl ießenden Finanz-
mittel sozialversicherungspfl ichtige Beschäftigung 
fi nanzieren zu können. Zu diesen Finanzmitteln 
zählen das ALG II (Leistungen zur Sicherung des 
Lebensunterhalts und Kosten der Unterkunft) 
sowie pauschale Aufwendungen der SGB II-Leis-
tungsträger für die Arbeitsgelegenheiten in der 
Mehraufwandsvariante (AGH-MAE) sowie Auf-
wendungen für Verwaltung, Kranken-, Pfl ege- und 
Rentenversicherung. Durch diese Aktivierung pas-
siver Leistungen ließe sich eine nahezu kosten-
neutrale Finanzierung gegenüber herkömmlichen 
arbeitsmarktpolitischen Instrumenten realisieren. 
Besonders ausgereifte Finanzierungsmodelle sind 
von der Diakonie („Passiv-Aktiv-Transfer“) und 
der Berliner Kampagne entwickelt worden. Nur 
vereinzelt sprechen sich die Konzepte dafür aus, 
die Finanzierungsgrundlage durch staatliche und 
private Mittel („Sponsoring“) oder durch eine 
Streichung von Vergünstigungen zu verbreitern.

Allerdings ist die Aktivierung passiver Leis-
tungen bisher weder für die SGB-II-Regelinstru-
mente noch im Rahmen der Sonderprogramme 
des Bundes möglich, was sich entsprechend auch 
in der Ausgestaltung des Berliner ÖBS nieder-
schlägt, obgleich diese Möglichkeit ursprünglich 
intendiert war.

Zeitliche Dimension

In der zeitlichen Dimension treten zwei Aspekte 
in den Vordergrund, die nahezu von allen vorlie-
genden Konzepten nur kursorisch ausformuliert 
werden. Hier stellt sich die Frage, ob öffentlich 
geförderte Beschäftigung und insbesondere die 
 eigentlichen Beschäftigungsverhältnisse zeitlich 
befristet angeboten werden (sollen). Zu dieser Fra-
ge variieren die Angaben von mehrjährig bis 
 dauerhaft, wobei nicht immer deutlich wird, ob 
die Förderung an sich oder das Beschäftigungs-
verhältnis gemeint ist. Eine Ausnahme bildet das 
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Konzept der Berliner Kampagne, die die Beschäf-
tigungsverhältnisse auf maximal zwei Jahre be-
grenzt sehen möchte, allerdings die Frage nach 
einer Befristung der Maßnahmen unbeantwortet 
lässt. Konkrete Ausgestaltungen zum zeitlichen 
Rahmen existieren lediglich in den Grundinstru-
menten und Programmen (Kapitel 3.1) sowie im 
Berliner ÖBS (Kapitel 3.2).

Beschäftigungsfelder und -bedingungen

Als Beschäftigungsfelder für öffentlich geförderte 
Beschäftigung bezeichnen die Konzepte überwie-
gend Tätigkeiten im sozialen, kulturellen und öko-
logischen Sektor, wobei es hier primär um die Neu- 
und Wiedergewinnung entsprechender Arbeiten 
geht. Damit keine reguläre Arbeit verdrängt oder 
gar abgebaut wird, sollen Angebote konzipiert 
werden, für die es derzeit aufgrund ihrer hohen 
Kosten und der deshalb fehlenden Nachfrage 
(noch) keinen Markt gibt. Hinsichtlich der Be-
schäftigungsbedingungen fordern die Konzepte 
einhellig die Gewährleistung der beiden Kriterien 
„Freiwilligkeit“ und „Langfristigkeit“ der Förde-
rung. Mit öffentlich geförderter Beschäftigung soll 
kein Billiglohnsektor durch die Hintertür einge-
führt werden, sondern es wird ganz im Gegenteil 
eine Entlohnung angestrebt, die den tarifl ichen 
Entgelten (weitestgehend) entspricht. Vereinzelt 
sprechen sich einige Konzepte für spezielle Be-
schäftigungsbedingungen aus, wie z. B. die Be-
grenzung der wöchentlichen Arbeitszeit, die 
 Möglichkeit des sanktionsfreien Abbruchs oder 
die Ergänzung der Beschäftigungsverhältnisse um 
sozialpädagogische Maßnahmen.

Im Berliner ÖBS wird eine Mindestlohnver-
einbarung in öffentlich geförderter Beschäftigung 
angewendet. Bei der Bürgerarbeit sind die Ent-
lohnungsstrukturen bis heute zwischen den Ta-
rifpartnern umstritten, während bei den SGB-II-
Instrumenten Arbeitsgelegenheiten in der Ent-
geltvariante und dem BEZ eine tarifl iche bzw. 
ortsüb liche Entlohnung gilt. Eine Besonderheit 
des BEZ besteht darin, dass er nach einer Förder-
dauer von zwei Jahren prinzipiell entfristet wer-
den kann.

Umsetzung

In Bezug auf die Umsetzung heben die Konzepte 
die Notwendigkeit hervor, gemeinsame Qualitäts-
standards für die gemeinnützige Beschäftigung zu 
entwickeln, Transparenz herzustellen und das 
 Zusammenwirken von Arbeitsagenturen, Kom-
munen, Wohlfahrtspfl ege und den Sozialpart-
nern bei der Entscheidung über die „Zusätzlich-
keit“ und das „öffentliche Interesse“ zu organi-
sieren. Dagegen vertritt die Diakonie die Auffas-
sung, das Kriterium „Zusätzlichkeit“ zugunsten 
der Schaffung von zusätzlichen Arbeitsplätzen, 
die je nach Bedarf und im Rahmen eines regiona-
len Konsenses geschaffen werden, abzuschwä-
chen. Weitgehende Übereinstimmungen in den 
vorliegenden Konzepten existieren schließlich 
auch dahingehend, dass reguläre Arbeitsplätze 
nicht verdrängt und arbeitsrechtliche Regelun-
gen nicht ausgehöhlt werden dürfen. Geförderte 
Arbeitsplätze sollten sozialversicherungspfl ichtig 
sein und ein Arbeitsverhältnis im Sinne des Ar-
beitsrechts begründen. Um negative Wirkungen 
zu vermeiden, sollte öffentlich geförderte Be-
schäftigung möglichst in einem breiten regiona-
len Konsens eingebunden sein. Lokale Netzwer-
ke und Beiräte sollten über die Zusätzlichkeit 
und die Inhalte der Maßnahmen entscheiden 
und eine Qualitätskontrolle ausüben, wobei hier 
nach Möglichkeit Nutzer und Träger nicht ver-
treten sein sollten. Es gibt jedoch auch einen wei-
terreichenden Vorschlag der Berliner Kampagne 
gegen Hartz IV, die u. a. Erwerbslosen, sozial akti-
ven Gruppierungen sowie Nutznießern der ge-
schaffenen Dienstleistungen umfangreiche Mit-
bestimmungsrechte in der Ausgestaltung der Be-
schäftigungsförderung einräumen möchte. Bei 
den Regelinstrumenten nach SGB II ist die An-
wendung des BEZ auch explizit für Wirtschaftsbe-
triebe vorgesehen, AGH-E müssen nicht zwin-
gend im öffentlichen Interesse liegen und kön-
nen daher auch marktnah angewendet werden. 
Dahingegen sind in den Sonderprogrammen 
Kommunal-Kombi und Bürgerarbeit die Zusätz-
lichkeit und das öffentliche Interesse explizit 
 festgeschrieben.
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Die Abbildung auf Seite 49 gibt einen Über-
blick der betrachteten Instrumente, Programme 
und Konzepte.

Perspektiven öffentlich geförderter 
sozialversicherungspfl ichtiger Beschäftigung

Perspektiven für öffentlich geförderte Beschäfti-
gung müssen vor dem Hintergrund anhaltend 
hoher Arbeitslosigkeit, dem verfestigten Leistungs-
bezug bestimmter Personengruppen und unter-
schiedlich hoher Marktungleichgewichte auf 
 regionalen und sektoralen Teilarbeitsmärkten 
bestimmt werden. Dabei ist es zwingend, die 
Funktionszuschreibung für über die Arbeitsmarkt-
politik bereitgestellte Arbeitsverhältnisse an die 
mit diesen Maßnahmen potenziell erreichbaren 
Ziele rückzubinden. Wie die Erläuterung und 
Analyse der einzelnen Instrumente und Program-
me, vor allem aber der Konzepte verschiedener 
Akteure gezeigt hat, besteht selbst bei den Un-
terstützerinnen und Unterstützern öffentlich ge-
förderter Beschäftigung keine einheitliche Ziel-
zuschreibung. Eine explizite Klärung solch einer 
Zielbestimmung ist aber unbedingt erforderlich. 
Ansonsten droht die Gefahr, dass sich eine Debat-
te über die zukünftige Ausrichtung öffentlich ge-
förderter Beschäftigung in den zweifelsohne 
wichtigen, aber im ersten Schritt nachrangigen 
Fragen der Instrumentengestaltung, -regulierung 
und Finanzierung verliert. Mit anderen Worten 
bedarf es zunächst einer grundsätzlichen Klärung 
der Erwartungen an öffentlich geförderte Beschäf-
tigung, ohne aber den realistischen Blick für ihre 
Grenzen zu ver lieren.

Vor diesem Hintergrund plädieren wir für eine 
Neuausrichtung öffentlich geförderter Beschäf-
tigung, die (a) einerseits auf die Ziele der Zielgrup-
peninklusion und Beschäftigungsfähigkeit fokus-
siert und (b) andererseits die Ziele Marktersatz und 
Strukturwirksamkeit in den Blick nimmt. Was dies 
für die Arbeitsmarktintegrationsfunktion geför-
derter Beschäftigung bedeutet, wird im Weiteren 
zu diskutieren sein. Gleichwohl bedeutet dies, 
auch unter Rückgriff auf normative Überlegun-
gen, den Einsatz geförderter Beschäftigung mit 
dem Ziel der Überprüfung der Arbeitsbereitschaft 
und der Koppelung staatlicher Transferleistungen 

an die Aufnahme einer geförderten Arbeit zurück-
zudrängen und das Freiwilligkeitsprinzip zu beto-
nen – wohl wissend, dass sowohl eine Stärkung 
der Marktersatzfunktion von Arbeitsmarktpolitik 
als auch ein Abschied von der im Rahmen des Ak-
tivierungsparadigmas verstärkten Konditionali-
sierung des Leistungsbezugs im Falle von Arbeits-
losigkeit in Wissenschaft und Politik höchst um-
stritten sind.
(a) Eine weitgehende Übereinkunft ist bei der För-
derung bestimmter Zielgruppen mit öffentlich ge-
förderter Beschäftigung festzustellen, um auf die-
sem Wege ihre Beschäftigungsfähigkeit zu erhal-
ten bzw. auszubauen. Dieser Konsens gründet auf 
der Feststellung, dass vielen und davon insbeson-
dere lange Zeit vom Arbeitsmarkt ausgeschlosse-
ne Personen auch aufgrund weiterer Merkmale 
wie gesundheitlicher Einschränkungen kurzfris-
tig nur geringe Chancen auf eine Beschäftigung 
im so genannten ersten Arbeitsmarkt attestiert 
werden müssen. Dies bedeutet gleichwohl, dass 
öffentlich geförderte Beschäftigung das mittel-
fristige Ziel der regulären Beschäftigung nicht aus 
den Augen verlieren darf, Instrumente und Pro-
gramme aber nicht auf das Ziel der Arbeitsmarkt-
integration ausgerichtet und später an Übergangs-
quoten in geförderter Beschäftigung bewertet wer-
den. Was realistischerweise von öffentlich geför-
derter Beschäftigung in diesem Zusammenhang 
erwartet werden kann und muss, läuft auf die ge-
sellschaftliche Integration benachteiligter Grup-
pen durch Arbeit hinaus. Die Beschäftigung ist 
nach Identifi zierung spezifi scher Förder- und Un-
terstützungsbedarfe parallel mit Qualifi zierung 
und sozialpädagogischer Begleitung zu fl ankieren. 
Dies kann, insbesondere vor dem Hintergrund 
der in Deutschland sehr weit gefassten Defi ni-
tion von Erwerbsfähigkeit, in letzter Konsequenz 
bedeuten, dass einzelne Projekte bewusst arbeits-
marktfern und jenseits typischer marktlicher und 
von (betrieblichen) Rentabilitätserwartungen ge-
prägter Abläufe zur Verfügung gestellt werden. 
Dabei ist es unbedingt notwendig, erreichte Inte-
grations- und Stabilisierungserfolge nachzuhal-
ten, indem Perspektiven im Anschluss an eine 
Maßnahme entwickelt werden und die nächsten 
Stufen der Fördertreppe realistisch zu bestim-
men sind.
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Abbildung 11:

Überblick der betrachteten Instrumente, Programme und Konzepte

Kriterium Zentrale Ausprägung Varianten

Zielsetzung 

– Zielgruppeninklusion 

– Arbeitsmarktintegration          
als mittel- bis langfristige        
Perspektive 

– Ausgleich eines quantitativen 
Arbeits platzmangels (Diakonie)

– Ablösung der Arbeitsgelegenheit              
in der Mehraufwandsvariante

   (Berliner Kampagne)

– Übergangsarbeitsmarkt, insb. für ältere 
Arbeitslose kurz vor der Erwerbsrente (DGB)

Personenkreis 

– Langzeitarbeitslose ab 25 Jahren 
mit „multiplen Vermittlungs-
hemmnissen“

– Schwerpunkt auf ältere ALG II-Beziehe-
rinnen und -Bezieher (DGB)

– Zugang für alle ALG II-Leistungsempfän-
gerinnen und Leistungsempfänger         
(Berliner Kampagne)

Finanzierung

– Aktivierung passiver Leistungen

– Kofi nanzierung durch ESF-, 
Bundes-, Landesmittel

– Ausweitung der Finanzierungsbasis durch 
Sponsoring (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN),

– Streichung von Vergünstigungen 
(Berliner Kampagne)

Zeitliche Dimension

– Unterscheidung zwischen der Dauer eines öffentlichen Beschäftigungssektors 
und der Dauer der darin angelegten Beschäftigungsverhältnisse

– Starke Variationen, von mehrjährig über dauerhaft bis hin zu einer konkreten 
zeitlichen Befristung, wobei zuweilen in den Konzepten nicht immer deutlich 
wird, welche oben genannten Ebenen gemeint sind

– Konkrete zeitlichen Vorgaben bei den Bundesprogrammen „Jobperspektive“ 
und „Bürgerarbeit“, sowie beim Landesprogramm ÖBS Berlin 

Beschäftigungsfelder 
und -bedingungen

– Vornehmlich im sozialen, 
kulturellen und ökologischen 
Sektor

– Freiwillige Annahme der 
Beschäftigungsmaßnahme

– Sanktionsfreier Abbruch 
(Berliner Kampagne gegen Hartz IV)

– Begrenzung der wöchentlichen Arbeitszeit 
(Berliner Kampagne)

– Schaffung von Integrationsarbeitsplätzen 
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, DGB)

– Orientierung an Bedürfnissen 
des Einzelnen (DGB)

– Sozialpädagogische Betreuung (Diakonie)

Umsetzung

– Schaffung lokaler Bündnisse, 
Zuweisung über Jobcenter

– Beachtung der Kriterien 
„Zusätzlichkeit“ und 
„öffentliches Interesse“

– Sozialversicherungspfl ichtige 
Entlohnung (häufi g aber 
ohne Beitrag zur Arbeitslosen-
versicherung)

– Beteiligungsrechte für Träger und 
Betroffene (Berliner Kampagne)

– Eingrenzung des Kriteriums der 
„Zusätzlichkeit“ (Diakonie)

Quelle: Eigene Darstellung.
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(b) Die Zielverbindung von Marktersatzfunktion 
und Strukturwirksamkeit ist dagegen von dem 
Gedanken getragen, dass bei anhaltenden Markt-
ungleichgewichten und einer regional stark va-
riierenden Betroffenheit von Arbeitslosigkeit die-
se Ungleichgewichte zu einem Teil von öffent-
lich geförderter Beschäftigung zu kompensieren 
sind. Diese Ausrichtung geförderter Beschäfti-
gung fokussiert auf Personengruppen, denen pri-
mär nichts weiter fehlt als ein Arbeitsplatz. Da 
hohe Arbeitslosigkeit in der Regel mit einer Un-
terfi nanzierung gesellschaftlich wichtiger Produk-
te und Dienstleistungen auf kommunaler Ebene 
zusammenfällt, gilt es, diese Bedarfe zu bestim-
men und teilweise in öffentlich geförderte Be-
schäftigung zu überführen. Eine derartige Ver-
knüpfung erlaubt zudem eine sozialräumliche 
Ausrichtung, so dass öffentlich geförderte Be-
schäftigung als ein Element sozialer Kohäsions-
politik auf Stadt(teil)ebene entwickelt werden 
kann. Es ist jedoch nicht von der Hand zu weisen, 
dass im Zuge der Finanzlage der meisten Länder 
und Kommunen solch ein Weg die Gefahr birgt, 
dass öffentlich geförderte Beschäftigung im zu-
nehmenden Maße als Ausgleich für einen quan-
titativ reduzierten öffentlichen Dienst fungiert. 
Zudem wären dann potenzielle Arbeitsmarktinte-
grationseffekte, die in dieser Ausrichtung geför-
derter Beschäftigung verstärkt erwartet werden 
(müssen), in Form direkter Brücken nur schwer 
zu realisieren. Vor diesem Hintergrund müssen 
Perspektiven öffentlich geförderter Beschäftigung 
mittelfristig die Abgrenzung zum, aber auch die 
Verantwortung des öffentlichen Dienstes und da-
mit des Staates als potenzieller Arbeitgeber in Zei-
ten anhaltender Unterbeschäftigung verstärkt 
thematisieren – wenngleich zu Recht darauf hin-
gewiesen wird, dass die Grenzen zwischen diesen 
beiden Formen öffentlicher Beschäftigung auf-
grund der Finanzierung des SGB II über Steuer- 
und nicht über Beitragsmittel fl ießender gewor-
den sind (Wagner 2007). Kurzfristig kann dieses 
Spannungsverhältnis dadurch entschärft werden, 
dass solche Beschäftigungsformen sehr normali-
tätsnah ausgestaltet werden, indem neben der 
Förderung in einem „echten“ Arbeitsverhältnis 
tarifl  iche Standards bei der Entlohnung ange-
wandt werden. Darüber hinaus würden sich die 

fi nanziellen Anreize hinsichtlich einer zuneh-
menden Bedarfsdeckung öffentlicher Dienst-
leistungen durch geförderte Beschäftigung für 
die lokalen Gebietskörperschaften auch dadurch 
verringern, wenn sie an der Finanzierung der 
Stellen beteiligt würden. Dies wäre sachlogisch, 
da sie ja auch von der Strukturwirksamkeit der 
Tätigkeiten direkt profi tieren. Allerdings zeigt das 
Beispiel Kommunal-Kombi, dass bei einer zu star-
ken fi nanziellen Einbindung die anvisierten 
Platzzahlen nicht erreicht werden können.

Was es für beide Ausrichtungen öffentlich ge-
förderter Beschäftigung zu thematisieren gilt, ist 
die Frage nach der Zusätzlichkeit und dem öffent-
lichen Interesse der Tätigkeiten. Diese Vorgaben 
führen teilweise zu der paradoxen Situation, dass 
die konkrete Ausgestaltung des Arbeitsplatzes we-
nig mit dem Anforderungsprofi l von Stellen im 
allgemeinen Arbeitsmarkt zu tun hat und Refi -
nanzierungsmöglichkeiten der Träger von Beschäf-
tigung minimiert werden. Dies erscheint insbe-
sondere vor dem Hintergrund kontraproduktiv, 
dass bei marktnaher Ausgestaltung bzw. Tätigkeit 
die besten Arbeitsmarktintegrationseffekte zu er-
zielen sind und mögliche Selbstfi nanzierungs-
effekte nicht genutzt werden können. Von daher 
ist von starken gesetzlichen (oder zentralen un-
tergesetzlichen) Ausgestaltungen dieser Kriterien 
Abstand zu nehmen und vielmehr auf eine Aus-
weitung der Kriterien abzuheben. Nach Vorbild 
der ABM-Ausschüsse sollte den regionalen Ar-
beitsmarktakteuren über den Beirat der Grund-
sicherungsstellen in dieser Hinsicht eine zentrale 
Funktion bei der Ausgestaltung von Program-
men zukommen.

Aus dem Vorhergesagten wird deutlich, dass 
die Gewichtung der beiden Grundrichtungen von 
öffentlich geförderter Beschäftigung stark von re-
gionalen Kontexten abhängt. Dies verlangt ers-
tens ein entsprechendes arbeitsmarktpolitisches 
Instrumentarium, in dem es zukünftig auch die 
Marktersatzfunktion stärker zu berücksichtigen 
gilt, um eine Maßnahme auch schon zur Verhin-
derung von Langzeitarbeitslosigkeit initiieren zu 
können. Zweitens muss das arbeitsmarktpoliti-
sche Instrumentarium fl exibel handhabbar sein. 
Mit Flexibilität ist gemeint, dass regional Bedarfs-
lagen zu bestimmen sind, individuell zugeschnit-
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tene Förderhöhen ermöglicht und ggf. fl ankie-
rend über die direkte Beschäftigung hinausge-
hende Unterstützungen wie Qualifi zierungen un-
bürokratisch ergänzt werden können. Drittens 
verweisen Erfahrungen auch der jüngeren Ver-
gangenheit darauf, dass es durchaus hilfreich sein 
kann, in Abhängigkeit der Arbeitsmarktsituation 
regional unterschiedliche Mindestbudgets für ge-
förderte Beschäftigung zu bestimmen, um be-
triebswirtschaftliche Steuerungslogiken von Ins-
titutionen zu begrenzen. Solche Vorgaben, darauf 
verweisen die Erfahrungen mit dem Beschäfti-
gungszuschuss, müssten dann aber auch entspre-
chend kontrolliert werden. Viertens wäre der fi -
nanzielle Spielraum für öffentlich geförderte Be-
schäftigung durch die Möglichkeit der Aktivie-
rung passiver Leistungen zu erhöhen, um Arbeit 
statt Arbeits losigkeit fi nanzieren zu können. Ein 
solcher Passiv-Aktiv-Transfer hätte ein erfolgrei-
ches Vorbild im Mitte der 1990er Jahre geschaf-
fenen §  249h AFG, den späteren Strukturanpas-
sungsmaßnahmen. Hier war eine (Teil)Aktivie-
rung von Lohnersatzleistungen bereits einmal 
möglich und innovative Potenziale im regiona-
len Zusammenhang konnten gehoben werden. 
Fünftens ist von Sonderprogrammen des Bundes 
jenseits der gesetzlichen Instrumentarien im Re-
gelfall abzusehen – insbesondere dann, wenn die-
se nicht über die Arbeitsverwaltung administriert 
werden. Die kontraproduktiven Effekte solcher 

Ansätze kommen beim Kommunal-Kombi, aber 
insbesondere bei der Bürgerarbeit zum Tragen, 
indem aufwändige Doppelstrukturen aufgebaut 
werden müssen und durch den teilweise fi nanzi-
ellen Rückgriff auf originäre Eingliederungsmittel 
nach SGB II für die Aktivierungsphase regionale 
Spielräume verengt werden.

Inwieweit die dargelegten Perspektiven für 
öffentlich geförderte sozialversicherungspfl ichti-
ge Beschäftigung vor dem Hintergrund der massi-
ven Mittelreduzierung der Bundesregierung im 
Bereich der Arbeitsförderung neben den unzurei-
chenden instrumentellen Grundlagen kurzfristig 
zu realisieren sein wird, steht dagegen auf einem 
anderen Blatt. Vielmehr besteht eine unmittelba-
re Auswirkung der Kürzungen schon jetzt darin, 
dass sozialversicherungspfl ichtige Förderungen 
deutlich reduziert werden. Im Zusammenspiel mit 
den gesteigerten Erwartungen gegenüber der Ar-
beitsverwaltung, in höherem Umfang als bisher 
Übergänge in den allgemeinen Arbeitsmarkt zu 
erreichen, besteht die Gefahr, dass zunehmend 
besonders förderungsbedürftige Personen von 
Leistungen der aktiven Arbeitsmarktpolitik aus-
geschlossen werden. Und auch die angekün-
digte Instrumentenreform droht die Mittelkür-
zungen auf instrumenteller Ebene lediglich zu 
fl ankieren und den nötigen Neubeginn in der 
öffentlich geförderten Beschäftigung weiterhin 
zu blockieren.
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